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Republik und Richtertum. 
Von Senatspräſident bei dem Reichsgericht Dr. Hagens, Leipzig. 


Nicht nur in Richter⸗, ſondern auch in anderen ſach⸗ 
derſtändigen Kreiſen betrachtet man mit ſteigender Sorge die 
Jurückdrängung des Richtertums und die Beeinträchtigung der 
ihm im Staate zukommenden Stellung. Die Entwicklung iſt 
zwar nicht erſt neuen Datums, ſondern hat ſchon lange im 
alten Obrigkeitsſtaate eingeſetzt, iſt aber leider unter der 
Aepublik keineswegs zum Stillſtande gekommen. Unter einer 
Herrſchaft nach dem Grundſatze sic volo sio jubeo und regis 
"Oluntas suprema lex fah man begreiflicherweiſe auf die Un⸗ 
abhängigkeit und Unabſetzbarkeit des Richtertums oben nicht 
immer mit freundlichen Augen. Es handelte ſich da um Unter⸗ 
zanen, bei denen man ſich des Gehorſams und der Lehns⸗ 
5 ne nicht unbedingt ſicher fühlt, wie denn die ergangenen 
Entſcheidungen manchmal an höchſter Stelle ſtark enttäuſcht 
gaben (vgl. Lippe, Prozeß Harden u. ähnl.). Wie ſehr dieſe 
b ntwicklung in den Gehaltsverhältniſſen, beſonders der Richter 
en Reichsgericht zum Ausdruck kommt, iſt ſchon wiederholt 
ü, a. von Wildhagen und Zeiler in der DIg., von 
— 5 ann in der Voſſ. Ztg.) dargelegt worden. Insbeſondere 
„a ſich das Verhältnis der Richter zu den Verwaltungs⸗ 
reamten zuungunſten der erſteren ſtändig verſchoben. Wäh⸗ 
er „B. im Jahre 1879 die Reichsgerichtsräte im Gehalt 
„„ 9emein den Miniſterialräten (zum Teil erheblich) und auch 
en Miniſterialdirektoren in den kleineren Bundesſtaaten vor⸗ 
denen, ſtehen ihnen jetzt überall die Miniſterialräte min⸗ 
„tens gleich, zum Teil (als ſog. Dirigenten und vermöge 
deſonderer Zulagen) erheblich beſſer, und die Mimſterial⸗ 
Arektoren find überall mindeſtens den Senatspräſidenten beim 

eichsgericht gleich“, zum Teil erheblich beſſer geſtellt. Dieſe 
Kliborzugung der Verwaltung, der bekanntlich überall die 
Flinke der Geſetzgebung zur Hand iſt, geht durch alle Bundes⸗ 
Puder; ſo daß vielfach junge Verwaltungsjuriſten ohne be⸗ 
ſtenzere. Verdienſte mit 40 Jahren oder noch früher als Mini⸗ 
brztaldirektoren, Staatsräte uſw. das Gehalt eines Senats⸗ 
ern denten beim Reichsgericht, zu dem die höchſten Richter 
weit in den Sechzigern zu gelangen pflegen, zum Teil noch 
die mehr beziehen. Hierzu kommt noch der Umſtand, daß 
bi Verwaltung mehr und mehr dazu übergeht, auch die 
ſpruzen und beſtbezahlten Richterpoſten für ſich zu bean⸗ 
‚ruhen und fie dem Richtertum vorzuenthalten. So ſind 
eric im letzten Jahre in Preußen 7 Miniſterialräte zu Land⸗ 
hts⸗ oder Oberlandesgerichtspräſidenten ernannt worden. 


Selbſt in den Hanſeſtädten, wo ſonſt im allgemeinen ein 
anderer Wind weht, wurde unter dem Eindruck derartiger 
Vorgänge der Verſuch gemacht, einen Verwaltungsbeamten auf 
den Poſten des Oberlandesgerichtspräſidenten an Stelle des 
in jeder Beziehung dazu berufenen Präſidenten Dr. Mittel⸗ 
ſtein zu bringen, doch ſcheiterte dies glücklicherweiſe an der 
geſchloſſenen Stellungnahme des Richtertums und der Ein⸗ 
ſicht der Senate. Beim Reichsgericht gelangte nur das erſte⸗ 
mal ein Richter, der berühmte Politiker Appellationsgerichts⸗ 
präſident v. Simſon, an die Spitze, in der Folge wurde 
ſtets ein Verwaltungsbeamter berufen. Bei der letzten Vakanz 
unter der Republik verſuchte man vergebens, hierin Wandel 
zu ſchaffen. Der damalige demokratiſche Juſtizminiſter be⸗ 
gegnete bezüglichen Anregungen aus dem Parlamente und aus 
der Rechtsanwaltſchaft mit der befremdlichen Außerung: „Aber 
das wäre ja gegen alle Tradition!“ Auch bei der Ernennung 
der Senatspräſidenten beim Reichsgericht ſchob man mehrfach 
Verwaltungsbeamte ein, anſcheinend, um ſie für die Auf⸗ 
gabe ihres bisherigen Poſtens oder für die unterbliebene Be⸗ 
förderung auf einen anderen Poſten in der Verwaltung zu 
entſchädigen, wodurch natürlich verdiente Richter des Reichs⸗ 
gerichts von der Beförderung ausgeſchloſſen wurden. Von 
wirklich ſachlichen Gründen kann bei allen dieſen Maßnahmen 
keine Rede ſein. Beſonders bei den Senatspräſidenten beim 
Reichsgericht, den Führern der Senate, iſt es wichtig, daß 
ſie die Tradition und Rechtſprechung des Reichsgerichts aus 
eigener Erfahrung durchaus kennen und ſich die ars judicandi 
in jahrzehntelanger Übung angeeignet haben. Die Fähigkeit, 
ſich den vorgetragenen Rechtsfall ſofort in allen Einzelheiten 
— denn jede Nuance kann ausſchlaggebend ſein — plaſtiſch 
vorzuſtellen, den in der ſo oder ſo zu fällenden Entſcheidung 
liegenden Rechtsſatz klar zu erkennen und ſich der Tragweite 
und Wirkung desſelben im Verkehr nach allen Richtungen hin 
bewußt zu werden, erfordert ein Maß ſpezifiſch richter⸗ 
licher Übung und Erfahrung, das nur in langjähriger richter⸗ 
licher Tätigkeit erworben werden kann. Der berühmte Präſi⸗ 
dent des Hanſo LG. Dr. Sieveking äußerte einmal in 
meiner Gegenwart: „Ein guter Richter wird man erſt mit 
60 Jahren.“ Damit ſollte gewiß nicht die Brauchbarkeit jün⸗ 
gerer richterlicher Kräfte in den unteren Inſtanzen und als 
Mitglieder eines Kollegiums in Abrede geſtellt werden. Aber 
auf die richterliche Höchſtleiſtung an führender Stelle dürfte 
der Satz im weſentlichen zutreffen. Daß man auch an höchſter 
Verwalkungsſtelle einen bedenklichen Mangel an Verſtändnis 
für dieſe ſpezifiſch richterlichen Qualitäten finden kann, dafür 
iſt kennzeichnend der Ausſpruch eines anderen ehemaligen 
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republikaniſchen Juſtizminiſters, mit dem er die Klagen eines 
Reichsgerichtsmitgliedes über die Zurückſetzung des Reichs⸗ 
gerichts gegenüber der Juſtizverwaltung abfertigte: „Mein 
Lieber! Ich kann jeden Augenblick aus einem Miniſterialrat 
einen Reichsgerichtsrat machen, aber noch lange nicht aus 
einem Reichsgerichtsrat einen Miniſterialrat.“ Hätte man es 
darauf abgeſehen, das Richtertum völlig herunterzubringen 
und alle friſchen, tatkräftigen, ihrer Befähigung vertrauenden, 
nach der Höchſtleiſtung ſtrebenden Geiſter davon fernzuhalten, 
ſo ließe ſich kaum ein hierfür wirkſameres Syſtem erſinnen 
als das jetzt herrſchende. Ganz abgeſehen von den Gehalts⸗ 
verhältniſſen — obſchon auch dieſe die äußere Ehre und Ein⸗ 
ſchätzung der Stellung mitbeſtimmen — muß ſchon die durch 
die Art der Ernennung und Beförderung gegebene Abhängig⸗ 
keit von der Bureaukratie, die ihrerſeits nur zu oft die Ent⸗ 
ſchlüſſe der häufig ſo kurzlebigen Miniſter entſcheidend be⸗ 
einflußt, auf freie und ſelbſtändige Geiſter abſchreckend 
wirken. Verhängnisvoll iſt die Beſetzung der Präſidenten⸗ 
ſtellen mit Verwaltungsbeamten auch inſofern, als dadurch 
die Richter in Ermanglung eigener Vertretung nach außen 
gewiſſermaßen mundtot gemacht werden. Iſt der Präſident 
ein kürzlich aus der Verwaltung hergekommener Beamter, ſo 
kann er die Verhältniſſe kaum anders als mit den Augen. 
des Verwaltungsbeamten ſehen, und ſeine Berichte, Gutachten 
und Vorſchläge werden vielfach mehr Anſichten der Juſtiz⸗ 
verwaltung als der Richter zum Ausdruck bringen. Auch 
beim Reichsgericht war unter der Republik eher eine fort⸗ 
ſchreitende Entwicklung in dieſer Richtung feſtzuſtellen, indem 
die Mitwirkung der Senatspräſidenten und Richter bei der 
Begutachtung von Juſtizgeſetzentwürfen u. dgl. ausgeſchaltet 
und auf den Chefpräſidenten und den Oberreichsanwalt be⸗ 
ſchränkt, unter Umſtänden ſogar letzterem allein überlaſſen 
wurde. Allerdings ſcheint der gegenwärtige Juſtizminiſter, 
deſſen Tatkraft bereits in kurzer Amtszeit mehrere wichtige 
Reformen und Reformvorſchläge zu verdanken ſind, auch in 
dieſer Hinſicht neue Wege zu gehen. Im allgemeinen iſt die 
Tendenz unverkennbar, ſogenannte Gerichtsvorſtände zu ſchaf⸗ 
fen, die aus dem vielfach aus der Verwaltung hervorgegangenen 
Präsidenten und dem von dieſem abhängigen erſten Beamten 
der Staatsanwaltſchaft, deſſen Stellung demgemäß jüngſt im 
Gehalte gegenüber den Senats präſidenten, Direktoren uſw. ge⸗ 
hoben worden iſt, beſtehen. Auf dieſe Weiſe bleibt die eigent⸗ 
lich richterliche Erfahrung bei der Vorbereitung von Juſtiz⸗ 
geſetzen u. dgl. im weſentlichen unausgenutzt. 

Die Stellung des Reichsgerichts und damit des geſamten 
Richtertums iſt auch dadurch beeinträchtigt worden, daß man 
ihm als gleichberechtigtes höchſtes Gericht den Reichsfinanzhof, 
noch dazu mit dem vor Leipzig manche Vorzüge bietenden 
Sitze in München, an die Seite geſetzt hat, anſtatt ihn in 
das Reichsgericht einzugliedern. Der Reichsfinanzhof iſt eine 
Art richterlicher Filiale des Finanzminiſteriums, die ſich 
in der Hauptſache aus dieſen angehörigen oder naheſtehenden 
Beamten zuſammenſetzt. Daraus erklärt ſich die Abneigung 
des Finanzminiſteriums, dem Reichsgericht die ihm in finan⸗ 
ieller Hinſicht zukommende Stellung zu verſchaffen, da einer⸗ 
ſeits die dem Finanzminiſterium naheſtehenden Mitglieder 
des Reichsfinanzhofs im Vergleich zu anderen Richtern mög⸗ 
lichſt gut geſtellt, andererſeits aber auch gegenüber den Be⸗ 
amten der Mutterbehörde nicht zu ſehr bevorzugt werden ſollen. 
Daher iſt bisher jede Fürſprache zugunſten des Reichsgerichts, 
auch ſeitens des Juſtizminiſters, an dem ſtarren Widerſtande 
der Beamten des Finanzminiſteriums geſcheitert, und es bleibt 
nur die Hoffnung auf den Reichstag. 

Wenn dieſer ganzen Entwicklung nicht Einhalt ge⸗ 
ſchieht, ſo ſind für das Gemeinweſen ſchlimme Folgen 
zu erwarten. Ich war von jeher überzeugter Republikaner, 
oder wenigſtens Anhänger eines freien, parlamentariſchen 
Regierungsſyſtems und bin durchdrungen davon, daß der 
tiefe Fall Deutſchlands letzten Endes auf ſeiner nun⸗ 
mehr überwundenen antidemokratiſchen, höfiſch⸗militariſtiſchen 
Staatseinrichtung beruht, ohne die ſich auch die Geiſtes⸗ 
art des letzten Kaiſers nicht in ſo verhängnisvoller Weiſe 
hätte entwickeln und auswirken können. Ebenſo bin ich 
aber auch davon überzeugt, daß gerade unſere demokratiſche 
Republik eines wahrhaft unabhängigen, hochſtehenden und 
hierdurch im beſten Sinne volkstümlichen Richtertums neben 
einer freien geſetzgebenden, zugleich die höchſten Regierungs⸗ 
ſtellen beſetzenden Volksvertretung und einer lauteren, pflicht⸗ 
treuen, energiſch durchgreifenden Verwaltung dringend be⸗ 
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darf. Das Vertrauen auf die Rechtſprechung, insbeſonderk 
auch beim Widerſtreit ftaatlicher und privater Intereſſen, ist 
die notwendige Grundlage für ruhige und ordnungsgemäße 
Fortentwicklung gerade eines freien Staatsweſens, und dieſes 
Vertrauens beim Volke, welches nach einem ſchönen Worte 
des Reichspräſidenten des Richters höchſte Ehre iſt, kann ſich 
das Richtertum unmöglich erfreuen, wenn es zu einem mehr 
oder weniger abhängigen Anhängſel der Verwaltung 
herabgewürdigt wird. Während der militariſtiſche Obrigkeits⸗ 
ſtaat durch Zwang und Furcht zuſammengehalten wurde, 
muß ein freies Staatsweſen nach dem inneren Gleich- 
gewicht durch richtige Ausbalanzierung der drei ſtaatlichen 
Gewalten ſtreben 

Was iſt zu tun, um dem Richter die ihm der Verwaltung 
gegenüber gebührende Stellung zu verſchaffen, eine Stellung 
etwa, wie ſie der Richter in England, dem am geſundeſten 
organiſierten freien Lande, hat, aber unſerer deutſchen Rechts⸗ 
entwicklung entſprechend, eine Stellung, die den edelſten 
und wertvollſten iuriftifhen Kräften erſtrebenswert 
erſcheint? 

Zunächſt muß das Richtertum aus freien Stücken durch 
Entſchließung der Volksvertretung ſoweit möglich 
in finanzieller Hinſicht geſichert werden, damit es nicht durch 
die Not des Lebens gezwungen iſt, fortwährend bei der Ver⸗ 
waltung um Aufbeſſerung zu bitten. Da wir uns alle die 
nächſten Jahrzehnte mehr oder weniger werden durchhungern 
müſſen, wird es weniger auf die abſolute Höhe der einzelnen 
Gehälter, als auf das Verhältnis im ganzen zur Verwaltung, 
um lunliche Gleichſtellung der beiderſeitigen Altersſtufen unter 
ausgleichender Berückſichtigung der in den beiden ſtaatlichen 
Betätigungsgebieten vorhandenen Zukunftsausſichten ankom⸗ 
men. Demgemäß wird es ſich empfehlen, das Richtertum im 
Reich wie in den Ländern nicht als einen Teil des Beamten⸗ 
tums, ſondern als eine Klaſſe für ſich zu behandeln, damit 
die Richterlaufbahn im ganzen genommen finanziell den 
gleichen Anreiz bietet, wie die der jetzigen Verwaltungs” 
beamten mit ihren ſo ſehr viel größeren Möglichkeiten in bezug 
auf Nebenverdienſt, Beförderung und Übertritt in Privat⸗ 
dienſte. Auch hier iſt mit der menſchlichen Natur zu rechnen. 
Mögen auch ſchon manche Anwärter ein inſtinktives Gefühl 
für die Schönheit und ſchlichte Größe der anonym ſich ber 
ſcheidenden richterlichen Tätigkeit mitbringen und ſich davon 
angezogen fühlen, ſo geht dieſe Empfindung im allgemeinen 
doch erſt dem voll auf, der jene Tätigkeit mit innerſter Be⸗ 
friedigung und Dankbarkeit ſchon in langen Jahren geübt hat. 
Sache der Volksvertretung iſt es, die berechtigten Intereſſen 
der in Verwaltung und Rechtspflege angeſtellten Staatsdiener 
ſorgfältig gegeneinander abzuwägen und ſich nicht ohne ge* 
naueſte Prüfung die Vorſchläge der Verwaltung anzueignen. 

Noch weit wichtiger aber ſcheint mir eine andere For⸗ 
derung zu ſein, deren Gegenſtand ich nach einem aus Richter⸗ 
kreiſen ſtammenden Ausdruck als Selbſtverwaltung des 
Richtertums bezeichnen möchte. Damit wird keineswegs etwas 
Utopiſches, noch nie Dageweſenes angeſtrebt, ſondern nur 
einem Vorbilde gefolgt, das ſeit mehr als 70 Jahren in 
meiner Vaterſtadt Bremen verwirklicht iſt, dort allgemein au⸗ 
erkannt iſt, und dem Bremiſchen Richterſtande zu einer Würde 
und einem Anſehen verholfen hat, wie ſie ſonſt in Deutſch⸗ 
land nicht ihresgleichen haben. (Ahnliche Grundſätze herrſchen 
übrigens in Belgien und Hſterreich.) In Bremen werden die 
Richter nicht ernannt, ſondern bei jeder Vakanz von einem 
ad hoc beſtellten Neunmännerausſchuß, beſtehend aus 3 Gent? 
toren, 3 Richtern und 3 Bürgerſchaftsmitgliedern gewählt. 
Hier alſo iſt das Prinzip der Ernennung, der Kooptation und 
der Volkswahl kombiniert mit dem Erfolge, daß dem Er⸗ 
wählten von vornherein ein größeres Anſehen und Vertrauen 
zuteil wird, als wenn er ſeine Stellung lediglich dem De 
lieben eines ausſchlaggebenden Verwaltungsbeamten verdanken 
würde. Mit Leichtigkeit ließe ſich dieſer glückliche Gedanke 
den allgemeinen Verhältniſſen im Deutſchen Reiche anpaſſen, 
wenn man die Wahl in jedem Landgerichtsbezirke derart vor 
ſich gehen ließe, daß die richterlichen Wahlmänner für jede? 
Kalenderjahr im voraus vom Richterkollegium, d. h. ſämk⸗ 
lichen Land⸗ und Amtsrichtern, die das Volk repräſentieren⸗ 
den Wahlmänner von den Anwälten des Bezirkes und die drei 
übrigen Wahlmänner von der Juſtizverwaltung aus im Be⸗ 
zirke anſäſſigen höheren Verwaltungsbeamten gewählt würden. 
Der Landgerichtspräſident wird in Bremen vom Richterkolle⸗ 
gium gewählt, eine Einrichtung, die ohne weiteres auf das 
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Reich übertragen werden könnte. Auch die Direktoren werden 
— 9 den Richtern gewählt, und der maßgebliche Vorſchlag für 
er Bremiſchen Sitze beim HanfOLXG. erfolgt unter weſent⸗ 
icher Mitwirkung derſelben durch die aus Richtern und Sena⸗ 
wer zuſammengeſetzte Juſtizverwaltungskommiſſion. Beides 
1b. ſich wohl nicht ohne weiteres allgemein übertragen. Hier 
könnte aber ſehr wohl wieder der Neunmännerausſchuß für 
die Richterwahl in Tätigkeit treten. Während es wünſchens⸗ 
wert iſt, daß der Präſident als Vertrauensmann des Richter⸗ 
ollegiums von dieſem gewählt wird, iſt es zweckmäßig, die 
Beförderung im übrigen einem kleineren Kreiſe unter Zu⸗ 
ziehung auch nicht richterlicher Elemente anzuvertrauen, um 
der Gefahr eines Cliquengeiſtes entgegenzutreten. Immerhin 
erſcheint bei dieſen internen Wahlen das Überwiegen des 
richterlichen Einfluſſes wünſchenswert, ſo daß ich vorſchlagen 
möchte, für dieſe Fälle in den Ausſchuß 5 Richter, 2 Anwälte 
und 2 Verwaltungsbeamte zu entſenden. Die Sitze im Ober⸗ 
landesgericht müßten auf die verſchiedenen zugehörigen Land⸗ 
gerichte angemeſſen verteilt werden, wie dies auch in den 
Hanſeſtädten geſchieht. In ähnlicher Weiſe würde die Wahl 
der Vorſtände der Oberlandesgerichte erfolgen, die des Präſi⸗ 
denten durch ſämtliche Mitglieder des Oberlandesgerichts, die 
er Senatspräſidenten aus den Mitgliedern von einem Wahl⸗ 
ausſchuß, beſtehend aus 5 Richtern des Oberlandesgerichts, 
2 bei dieſem zugelaſſenen Anwälten und 2 von der Juſtiz⸗ 
derwaltung zu beſtimmenden höheren Verwaltungsbeamten, die 
amtlich im voraus für das Kalenderjahr zu wählen wären. 
Dieſem Ausſchuß würde zugleich der Vorſchlag für die Be⸗ 
ſetzung vakanter Stellen im Reichsgericht obliegen, deſſen ſämt⸗ 
liche Sitze zu dieſem Zwecke auf die Oberlandesgerichte an⸗ 
gemeſſen zu verteilen wären. Die Wahl des Reichsgerichts⸗ 
Präfidenten hätte von ſämtlichen Mitgliedern des Reichs⸗ 
gerichts zu erfolgen, die Wahl der Senatspräſidenten aus den 
litgliedern durch den Neunmännerausſchuß, beſtehend aus 

Reichsrichtern, 2 beim Reichsgericht zugelaſſenen Anwälten 
und 2 von dem Reichsjuſtizminiſter zu ernennenden Verwal⸗ 
tungsbeamten, ſämtlich für das Kalenderjahr im voraus zu 
erwählen. Die 9 Männer der Ausſchüſſe müßten (ebenfalls 
nach Bremiſchem Vorbilde) vor Vollziehung der Wahl eine 
idesformel unterſchreiben, wonach fie unabhängig von 
allen Anweiſungen und ſonſtigen Einflüſſen, nur ihrem Ge⸗ 
wiſſen folgend, dem ihrer Anſicht nach Würdigſten ihre Stimme 
geben würden. Die Ernennungen der Richter würden auf 
Grund der maßgeblichen Vorſchläge von dem Staatspräſi⸗ 
denten, bzw. Miniſterpräſidenten, im Reiche vom Reichspräſi⸗ 
denten vollzogen werden. Hiermit wäre die Würde und Un⸗ 
abhängigkeit des Richtertums ungemein verſtärkt, ohne daß die 
efahr eines engherzigen und unduldſamen Kaſtengeiſtes be⸗ 
Hände. Das Richtertum würde ſich ſicherlich des ihm durch 
ewährung einer gemäßigten Selbſtverwaltung erwieſenen 
ertrauens überall würdig erweiſen. Geſchähe es wider Er⸗ 
warten nicht, ſo wäre es ja auch ein Leichtes, oie organiſa⸗ 
toriſchen Beſtimmungen im Wege der Geſetzgebung abzu⸗ 
andern. Die jetzige Art der Ernennung und Beförderung 
Alnet dagegen unkontrollierbarer Protektion und Willkür 
Sti und Tor und begünſtigt ein des Richters unwürdiges 
Strebertum. Insbeſondere iſt auch der Reichsrat keine ge⸗ 
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eignete Behörde für die Beſetzung der höchſten Stellen im 
Reichsgericht, da man bei dieſer kaum diskutierenden und 
nach auswärtiger Anweiſung abſtimmenden Verſammlung eine 
rein ſachliche Entſcheidung nicht unbedingt vorausſetzen kann. 
Das Beſte, was man von ihr ſagen kann, iſt, daß ſie in der 
Regel, wo nicht beſondere bundesſtaatliche oder perſönliche 
Intereſſen ſich zu ſtark geltend machen, der Stimmung im 
Reichsgericht ſelbſt zu folgen pflegt. Auch für die Reichs⸗ 
juſtizverwaltung würde es nur einen Gewinn bedeuten, wenn 
ſie von den Perſonalien des Reichsgerichts entlaſtet wäre und 
ſich im weſentlichen ihrer Hauptaufgabe, der Vorbereitung 
der Geſetzgebung widmen könnte. Für Juſtizgeſetze und ähn⸗ 
liche Vorlagen würde ſie dabei in einem von ihrem Einfluſſe 
unabhängigen Reichsgericht, das von einem aus langjährigem 
Dienſte in dieſem hervorgegangenen Richter vertreten wäre, 
eine Begutachtungsinſtanz von weit größerer Autorität und 
Wirkſamkeit haben wie bisher. 


Zum Schluß noch ein Wort über das Verhältnis zur 
Staatsanwaltſchaft. Auch hier würde es m. E. das Richtige 
ſein und deutſcher Anſchauung entſprechen, wenn das Syſtem 
des franzöſiſchen Ministre Public völlig aufgegeben würde. 
Auch die engliſchen Verhältniſſe, nach denen die Vertretung 
der Anklage unter Oberaufſicht und Leitung des zentraliſierten 
Board of Public Prosecution in der Hauptſache den An⸗ 
wälten überlaſſen wird, können für uns nicht vorbildlich ſein. 
In Deutſchland, wo die Funktionen der Staatsanwaltſchaft 
von jeher als objektiv richterliche aufgefaßt und im großen 
und ganzen, wie insbeſondere bei der Reichsanwaltſchaft an⸗ 
zuerkennen iſt, auch demgemäß ausgeübt werden, ſollte man 
die Anklagebehörde völlig in die Gerichte eingliedern, alſo 
ihren Dienſt, ebenſo wie den des Unterſuchungsrichters, durch 
Richter verſehen laſſen und ſie ebenſo unabhängig von der 
Verwaltung machen wie die Gerichte ſelbſt. Eine ſolche 
Regelung würde das allgemeine Vertrauen in dieſe Behörde 
und damit in die geſamte Strafrechtspflege ungemein ver⸗ 
ſtärken und zugleich die Verwaltung von einer in mancher 
Hinſicht bedenklichen, auch politiſch vielfach unbequemen Auf⸗ 
gabe entlaſten. Wie ſie jetzt organiſiert ift, bildet die Staats⸗ 
anwaltſchaft in ihrer prinzipiellen Abhängigkeit von der Ver⸗ 
waltung einen Fremdkörper in der Gerichtsverfaſſung, der 
bei dem gegenwärtigen Ernennungsſyſtem um ſo bedenklicher 
auf das Ganze wirken kann, als Beamte der Staatsanwaltſchaft 
nach langjährigem Dienſt innerhalb dieſer Behörde und Ge⸗ 
wöhnung an die dort herrſchende Diſziplin und Abhängigkeit 
in großer Anzahl in die Gerichte, häufig auf gehobene Poſten 
berufen zu werden pflegen, wo es ihnen dann unter Umſtänden 
trotz beſten Willens ſchwer fällt, ſich im wahrhaft richter⸗ 
lichen Geiſte zu betätigen. 


Mögen dieſe kurzen Anregungen bei der Volksvertretung 
und bei dem gegenwärtigen Reichsjuſtizminiſter, deſſen rechts⸗ 
philoſophiſch durchgebildeter Geiſt und Tatkraft ihn zu einem 
Reformator zu prädeſtinieren ſcheinen, auf guten Boden fal⸗ 
len, und mögen beide dabei berückſichtigen, daß das wirkliche 
Richtertum in Ermangelung ſelbſteigener Vertretung und bei 
der ablehnenden Haltung der Bureaukratie dieſen Weg wählen 
muß, um ſich Gehör zu verſchaffen. 


Schrifttum. 


digen: Vom Umſturz zur Verfaſſung. Eine ſtaatsrecht⸗ 
liche Betrachtung. Sammlung Volkshochſchule. Heraus⸗ 
. von Pilitz. Würzburg 1920. Kabitzſch & Mönnich. 


Juri Die außerordentlich geſchickte Schrift, die auch unſeren jungen 
weit ten gar nicht warm genug empfohlen werden kann, bietet 
ſche erlei: Eine knappe Verfaſſungsgeſchichte von den älteſten deut⸗ 
ur Zeiten über 1870 bis zur Gegenwart, eine vorzügliche und 
a Erläuterung der Verfaſſung von 1871 und der nunmehrigen 
Das 19. Politische Randtloſſen begleiten Hiſtorie und Yecht. 
bildet macht die Lektüre beſonders ſchmackhaft. Und den Schluß 
det eine Betrachtung, die allein ſchon den Wunſch aufkommen 

„208 Buch möchte Gemeingut werden: „Bismarck ſagte einmal: 
und 5 nach meinem Tode will ich aus dem Grabe auferſtehen 
Ds De ob das deutſche Volk in Ehren beſtanden hat.“ Vismarck 
bestand 98. Nach 20 Jahren 19181 Das deutſche Volk hat nicht 
nden, hat eine Weltkoalition gegen ſich aufkommen ſehen, der 


es erliegen mußte. Aber es iſt in einem mehr als vierjährigen bei⸗ 
ſpielloſen Ringen, das nicht nur der Mann an der Front, ſondern 
auch das Mütterchen auf dem Siechbett, Kind und Greis auszu⸗ 
kämpfen hatte, in ſeiner Geſamtheit wenigſtens mit Ehren unter⸗ 
legen. Allerdings gab es Leute, „Bourgeois“ nicht minder als 
„Proletarier“, die ſchon im Kriege den blanken Schild zu beflecken 
ſuchten: Drückeberger, Fahnenflüchtige, Landesverräter und Schie⸗ 
ber und Wucherer, die ſich an der Not des eigenen Volksgenoſſen 
zu bereichern ſuchten. Hier „Kriegsgewinnler“, dort der „Revolu⸗ 
tionsgewinnler“. Es kam das Heer jener Überzeugungstreuen, die 
vorher nach Bedarf kaiſerlich oder kapitaliſtiſch, jetzt vember⸗ 
ſozialiſten“ wurden. Wenn man ſich zu eifrig auf den „Boden 
der Tatſachen“ ſtellt, dann fällt man gewöhnlich um. Die Revolu⸗ 
tion zerbrach, wie naturgemäß, die Bande der Ordnung und des 
Gehorſams. Wer ſchon eine Regierung ſtürzen kann, was iſt dem 
die nächſte, die er vielleicht mit emporgebracht. Demokratie, Frei⸗ 
ſtaat, noch beſſer Volksſtaat ſcheinen jedem Schrankenloſigkeit zu 
gewähren. Aber auch Freiſtaat und Demokratie ruhen auf Herrſchaft 
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und Gehorſam ... Es war deshalb eine gute Tat, als die Verf. 
des zweiten Hauptteils des Reichsgrundgeſetzes ſchon in der Über⸗ 
ſchrift den alten deutſchen Ernſt einſchärften, der Rechte nur auf 
der Grundlage von Pflichten anerkennt. Dieſem ſittlichen Ernſt 
gilt auch heute noch, ein Jahrhundert, nachdem Fichte es geſpro⸗ 
chen und trotz allem, was ſeit dem Kriegsende geſchah: „Beſiegt 
ſind wir; ob wir nun zugleich auch verachtet und mit Recht ver⸗ 
achtet ſein wollen, das wird noch immer von uns abhängen. Der 
Kampf mit den Waffen iſt beſchloſſen, es erhebt ſich der neue 
Kampf der Grundſätze, der Sitte, des Charakters.“ 
UnivDoz. Dr. Karl Strupp, Frankfurt a. M. 


Die preußiſchen Beſoldungsgeſetze vom 17. Dezember 1920. 
Herausgegeben und erläutert von Dr. Hermann Erythropol, 
Miniſterialrat im preuß. Finanzminiſterium, Geh. Ober⸗ 
finanzrat. 

2. Ergänzungsheft: Die Geſetze vom 24. Nov. 1921. 
Berlin 1922. Verlag von H. W. Müller. 
Das Werk enthält vier Geſetze und einen Anhang. 
I. Geſetze: 

1. Geſetz über eine Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge 
der unmittelbaren Staatsbeamten v. 24. Nov. 1921 (GS. 553). 

2. Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betr. das Dienſteinkommen 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
v. 17. Dez. 1920 (GS. 623) v. 24. Nov. 1921 (GS. 563). 


ere 
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3. Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über die Beſoldung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren Schulen (Mittel⸗ 
ſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — MDG.) v. 14. Jan. 1921 
GS. 325) v. 24. Nov. 1921 (GS. 566). 

4. Geſetz über Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der 
Gewerbe- und Handelslehrer v. 24. Nov. 1921. 


II. Anhang. 

1. Reichsgeſetz zur Sicherung einer einheitlichen Regelung der Be⸗ 
amtenbeſoldung (Reichsſperrgeſetz) v. 21. Dez. 1920 (RGBl. 2117). 

2. Miniſterialerlaſſe: Ausführungsanweiſung des Finanzminiſters 
betr. die Bezüge der Ruhegehaltsempfänger, Wartegeldempfänger 
und Hinterbliebenen nach dem Geſetz über eine Anderung der 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
v. 24. Nov. 1921 (GS. 553). Vom 20. Dez. 1921 — IM. 
1D 13462. 

3. Tafeln über Ruhegehalt, Witwengeld und Verſorgungszuſchlag. 


Das Werk gibt den Text der genannten Geſetze wieder und 
ſchickt in jedem Einzelfalle Vorbemerkungen voraus, in welchen die 
Anderungen dargelegt und begründet werden. Praktiſch ſehr wertvoll 
find m. E. auch die im Anhange enthaltenen Tafeln über Ruhe⸗ 
gehalt, Witwengeld und Verſorgungszuſchlag. Denn ſie ermöglichen, 
die neuen Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge raſch und zutreffend zu 
ermitteln. Das Werk kann darum den preuß. Beamten als einen 
Führer auf dem Beſoldungsrechtsgebiete ſehr empfohlen werden. 

Reichsgerichtsrat Hüfner, Leipzig. 


Der erſuchte Richter. 


Die ideale Forderung, daß die Beweisaufnahme im Zivil⸗ 

prozeſſe vor dem Prozeßgerichte ſtattfinde, bedarf keiner Rechtferti⸗ 
ung. Aber in der Praxis iſt die Vernehmung der Zeugen und 
achverſtändigen vor dem kollegialen Prozeßgericht die Ausnahme. 
Bei dem O LG. Breslau vergehen manchmal Jahre, ohne daß ein 
Zeuge vor einem Zivilſenat vernommen wird, und bei anderen Ge⸗ 
richten wird es wohl nicht beſſer ſein. 

In der Zukunft wird es, wenn dies noch möglich ſein ſollte, 
vielleicht noch ſchlimmer werden. Nicht nur die Arbeitsbelaſtung der 
Kollegialgerichte, die ſtärkeren Anſprüche, welche an die Sitzungszeit 
geſtellt werden, ſondern auch der Koſtenpunkt und die Rückſicht auf 
die perſönlichen Verhältniſſe der Zeugen und Sachverſtändigen ſpielen 
dabei eine Rolle. Die dauernde Verteuerung der Reiſen und des 
Aufenthalts außerhalb des Wohnſitzes ſteigern die Bedenken gegen 
die Ladung auswärtiger Auskunftsperſonen vor das unter Um⸗ 
ſtänden weit entfernte Prozeßgericht. Der Umſtand, daß der Beruf 
einen erheblichen Teil der im Geſchäfts⸗ und Rechtsleben tätigen 
Perſonen immer mehr in Anſpruch nimmt, macht im volkswirtſchaft⸗ 
lichen wie im privatwirtſchaftlichen Intereſſe Reiſen zu auswärtigen 
Terminen unerwünſcht. 

Ein Teil, aber eben nur ein Teil dieſer Bedenken, ſchwindet, 
wenn die Vernehmung vor dem beauftragten Richter ſtattfindet. In 
der rauhen Wirklichkeit wird, trotz aller theoretiſchen Proteſte, die 
Vernehmung vor dem erſuchten Richter die Regel bilden. 

Die dadurch geſchaffene Art der Erledigung der Beweisaufnahme 
hat ſich aber — das muß einmal offen herausgeſagt werden — in 
weitem Umfange zu einem Krebsſchaden unſerer Zivilrechtspflege 
herausgebildet. 

Der Schlußpunkt, keineswegs die einzige Urſache der Mißſtände 
bei den Vernehmungen durch erſuchte Richter liegt in der Tatſache, 
daß die Tätigkeit des erſuchten Richters bei größeren Gerichten 
als eine untergeordnete, geringwertigere angeſehen wird — durchaus 
zu Unrecht —, und daß dieſe Anſchauung auf die der Juſtizverwal⸗ 
tung obliegende Verteilung der Geſchäfte, auf die Auswahl der Per- 
ſonen zurückwirkt. Jüngſte Aſſeſſoren oder — das gerade Gegenteil 
davon werden vielfach als geeignet für die Stellung des erſuchten 
Richters angeſehen. 

Hier iſt Urſache und Wirkung vereinigt: Die Auswahl der 
Perſonen wirkt auf die Art der Ausführung der Geſchäfte, dieſe Art 
der Ausführung der Geſchäfte und das üblich gewordene Urteil dar⸗ 
über wirken auf die Auswahl der Perſonen zurück. 

Wenn trotzdem auch bei kleinen Gerichten, wo für ein be⸗ 
ſonderes Dezernat des erſuchten Richters kein Raum iſt, wo ein mit 
anderen Aufgaben betrauter Richter zugleich erſuchter Richter iſt, 
Mißſtände ähnlicher Art wie bei größeren Gerichten ſich zeigen, ſo 
iſt klar, Maß nicht bloß die Geringſchätzung, die der Tätigkeit des 
erſuchten Richters — durchaus zu Unrecht — beigelegt wird, der 
Grund für die üblen Erſcheinungen iſt. 

Dieſe üblen Erſcheinungen ſind aber vorhanden; ſie ſind Rich⸗ 
tern und Anwälten gleich bekannt: mangelhafte unvollſtändige Ver⸗ 
nehmungen, mangelhafte Protokolle mit allen ihren Folgen für die 
Prozeßführung und deren Dauer, für die Entſcheidungen und deren 
Richtigkeit, für die davon betroffenen Perſonen. 


Ein Verſuch, die Mittel der Abhilfe anzugeben, läßt zugleich 
die Urſachen der Schäden erkennen. 

1. Die Faſſung der Beweisbeſchlüſſe. Der Deutſche Anwalts- 
tag des Jahres 1913 erklärte eine allgemeinere Faſſung der Beweis⸗ 
beſchlüſſe, die auch durch die Geſetzgebung zugelaſſen werden ſolle, 
für erwünſcht. Wenn 8 359 ZPO. die Bezeichnung der ſtreitigen 
Tatſachen, über welche der Beweis zu erheben iſt, als einen der 
Punkte bezeichnet, die der Beweisbeſchluß enthalten ſoll, ſo bedeutet 
dies keineswegs, daß „die Behauptungen und Gegenbehauptungen der 
Parteien womöglich im Wortlaut und mit allen nebenſächlichen 
Details in den Beſchluß aufzunehmen“ ſeien (Kann⸗Förſter, 
3PO. 8359 Anm. 3). Freilich darf die Weglaſſung ſolcher Anfüh⸗ 
rungen dem erſuchten Richter nicht Anlaß oder Vorwand geben, die 
Aufklärung der Einzelheiten bei der Zeugenvernehmung zu unter⸗ 
laſſen: umgekehrt ſoll eine allgemeine Frageſtellung dieſe Aufklärung 
erſt in vollem Umfange ermöglichen. Der Beweisbeſchluß mag alſo 
nicht lauten: a) „Hat der Bekl. bei der Verhandlung mit dem 
Reiſenden des Kl. über die Beſtellung v. 28. Mai 1919 erklärt, er 
wolle die Ware nur dann kaufen, wenn uſw.“, oder b) „Hat nie 
der Zuſammenſtoß des Kraftwagens des Bekl. mit dem Fuhrwer 
des Kl. nachmittags 4½ Uhr am Kilometerſtein 26 der Straße von 
A. nach B. auf der linken Seite der Chauſſee von A. aus geſehen 
ereignet“, ſondern lieber: Zu a): Parteien tragen übereinſtimmend 
vor, daß am 28. Mai 1919 der Reiſende des Kl. mit dem Bell. 
über eine Beſtellung verhandelt hat. Welche Erklärungen hat dabei 
Bekl. abgegeben? Was hat ihm der Reiſende erwidert? Welchen 
Verlauf nahm die Unterhaltung? 

Zu b). Auf der Straße zwiſchen A. und B. iſt der Kraftwagen 
des Bekl. mit dem Fuhrwerk des Kl. zuſammengeſtoßen. Parteien 
jind darüber einig, daß der Zuſammenſtoß am .. Dezember 
ſtattfand: ſie ſtreiten über Ort und Stunde des Unfalles, und 
darüber, auf welcher Seite der Straße jeder der beiden Beteiligten 
fuhr, ob der Kraftwagen zu ſchnell fuhr, ob das Fuhrwerk des Kl. 
beleuchtet war. U 

Bei verwickelteren Tatbeſtänden, beſonders aber, wenn das 
Prozeßgericht mehrere Zeugen zu derſelben Zeit an verſchiedenen Orten 
vernehmen laſſen will und infolgedeſſen die Akten nicht an alle er” 
ſuchten Gerichte verſenden kann, empfiehlt es ſich, einen Tatbeſtand 
der Beweisfrage vorauszuſchicken. 

Das macht dem Referenten Arbeit; 
der Vereinfachung der fpäteren Entſcheidung, in der beſſeren 
winnung ihrer Grundlage ihren Lohn. 

2. Das Erſuchen des Prozeßgerichts an den erſuchten Richter. 
Gerade wenn die Beweisbeſchlüſſe allgemein gefaßt werden, wird e⸗ 
freilich oft zweckmäßig ſein, nicht lediglich zu ſchreiben: Urſchriftlie 
an das Amtsgericht „mit dem Erſuchen um Erledigung des Beweis 
beſchluſſes zu 2g“, ſondern in dem Erſuchen anzugeben, ob und au 
welche Punkte beſonders Gewicht zu legen iſt, worin der eigentliche 
Streitpunkt der Parteien beſteht. Freilich fol den Parteien nich 
verborgen bleiben, welche Auffaſſung das Prozeßgericht darüber hal; 
deshalb ſoll die Partei auch das volle Recht haben, Abſchrift dieſes 
Erſuchens zu erhalten. Wünſchenswert bleibt trotz aller Bedenken, 
die gegen die Verſendung der Akten beſtehen (Verteuerung, Gefähr⸗ 
dung der Akten, Unmöglichkeit der gleichzeitigen Erledigung mehrerer 
Erſuchen), daß dem erjuchten Richter nicht bloß der Beweisbeſchluß 
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ſondern der Regel nach die Akten ſelbſt zugeſandt werden; geſchieht 
dies nicht, ſo ſollte er einen größeren Aktenauszug erhalten, deſſen 
Fertigung übrigens für die im Vorbereitungsdienſt befindlichen Re⸗ 
lerendare eine beſonders wertvolle Übung wäre, weil der Aktenauszug 
die für die Vernehmung erheblichen Punkte, und gerade dieſe ent⸗ 
halten müßte. 

Eine beſondere Schwierigkeit bildet bei dem Erſuchen der Hin⸗ 
weis auf die Auswahl des Sachverſtändigen. So richtig es vielfach 
it, die Auswahl des Sachverſtändigen nicht von der zufälligen Be⸗ 
nennung durch eine der Parteien abhängig zu machen und angeſichts 
der durch die räumliche Entfernung geſchaffenen Erſchwerung der 
Perſonenbeurteilung dem erſuchten Richter zu überlaſſen, ſo ſehr 
ſollte doch dieſer von vornherein darauf hingewieſen werden, unter 
welchen Geſichtspunkten die Auswahl erfolgen ſolle, welche Perſonen 
etwa von vornherein ausgeſchieden werden ſollen. Die Notwendigkeit 
der Erhebung des Sachverſtändigenbeweiſes bedeutet in ſehr vielen 

ällen eine außerordentliche Verzögerung des Verfahrens, und der 

Ausgang wird vielfach mehr oder weniger Zufallsſache; um ſo wich⸗ 
tiger iſt die geeignete Auswahl des Sachverſtändigen. 

3. Die Vorbereitung des Beweistermines. Bei aller Neigung 
zur Beſchleunigung des Prozeſſes muß zwiſchen dem Tage der Be⸗ 
nachrichtigung der Parteien oder ihres Anwalts vom Beweistermine 
und dieſem Termine ſelbſt ſo viel Zeit gelaſſen werden, daß für ſach⸗ 
gemäße Wahrnehmung des Termines geſorgt werden kann. Die 
Frage, ob ein Anwalt am Sitze des erſuchten Richters zu beſtellen 
{ft oder ob die Partei oder ihr Prozeßbevollmächtigter den Termin 
wahrnehmen, kann oft erſt dann entſchieden werden, wenn der Ter⸗ 
minstag feſtſteht; erſt dann kann alſo auch für die Beſtellung eines 

ertreters zum Beweistermine geſorgt werden. Alsdann muß aber, 
zumal wenn derſelbe Beweisbeſchluß an mehreren Orten erledigt wird 
und das Erſuchen nach verſchiedenen Orten gleichzeitig geht, der 

rozeßbevollmächtigte genug Zeit haben, um jeinerjeit3 den zum 
Beweistermin beſtellten Vertreter zu inſtruieren, ihm die Akten zu 
lenden, ihn auf die erheblichen Punkte hinzuweiſen, und der Termins⸗ 
vertreter muß genug Zeit haben, um mehr als den Beweisbeſchluß 
zu leſen, um ſich gründlich auf den Termin vorzubereiten. 

Der erſuchte Richter aber darf auch die Vorbereitung nicht auf 
die Durchſicht des Beweisbeſchluſſes beſchränken; ihm ſollten und 
müßten die Akten, die Schriftſätze, beſonders aber die oft ſo erheb⸗ 
liche Korreſpondenz vertraut ſein; erſt dann iſt eine gründliche ſach⸗ 
gemäße Beweisaufnahme möglich. 

4. Der Beweistermin. Die Beweistermine ſind jetzt, zumal in 
größeren Städten, in denen der erſuchte Richter eine Fülle von Ver⸗ 
nehmungen an einem Vormittage erledigen ſoll, nicht ſelten der 
Schauplatz eines manchmal faſt grotesken Kampfes zwiſchen dem 
Richter und der Partei oder ihrem Vertreter, eines Kampfes, bei 
em unter Umſtänden, beſonders wenn intelligente, beſonders ängſt⸗ 
liche oder eigenſinnige Zeugen vernommen werden, der Zeuge die 
Rolle des mitbeteiligten Dritten ſpielt. Der Zeuge kämpft darum, 
daß das, was er ſagt, richtig verſtanden und niedergeſchrieben wird; 

er, wie es in der Regel mit Recht der Fall iſt, voll von Ver⸗ 
trauen auf die Einſicht, das Verſtändnis und die Gewiſſenhaftigkeit 

Richters, fo fügt er ſich in die Faſſung des Protokolls, die der 
Richter diktiert, und dann beginnen einige Wochen ſpäter die Er⸗ 
orterungen darüber, daß der Zeuge mißverſtanden habe oder miß⸗ 
derſtanden ſei. Iſt der Zeuge hartnäckig, drückt er ſich ſchlecht aus, 
pricht er, was nicht ſelten vorkommt, einen dem Richter wenig ver⸗ 
trauten Dialekt, ſo entſteht ein Streit, in dem der hartnäckigere oder 
energiſchere Teil der Sieger bleibt, die Ermittlung der Wahrheit 
aber ſtets unterliegt. a 
„ Zwiſchen Richter und Anwalt aber fpielt ſich der bis zur Lächer⸗ 
Achkeit bekannte Streit darum ab, ob dieſe oder jene Frage zur 
Sache gehöre, im Rahmen des Beweisbeſchluſſes liege, ob der Zeuge 
zuerſt dies, dann etwas anderes gejagt habe uſw. 

5 Neben der zu 1 verlangten allgemeineren Faſſung der Beweis⸗ 

veſchluſſe hilft hier Geduld, Einſicht und Gewiſſenhaftigkeit aller 

Beteiligten, beſonders aber des Richters, der bei der nun einmal 

beitehenden Geſtaltung der Beweisaufnahme in unſerem Geſetz der 
hrende Teil in der Beweisaufnahme iſt. 

5. Hier aber iſt es danach Sache der Juſtizverwaltung, dafür 
zu ſorgen, daß die für die Ermittlung der Wahrheit und für den 
Sieg des Rechtes fo überaus erhebliche Tätigkeit des erſuchten Rich⸗ 
ne: in geeigneten Händen liege, in den Händen überlegener, erfahre⸗ 
Anz geduldiger Richter, nicht in den Händen junger, unerfahrener 
ger oder abgearbeiteter, nervöſer, nur noch halbleiſtungsfähiger 
ei Aus diefem Grunde follte aufgeräumt werden mit der nun 
mat herrſchend gewordenen Anſchauung, die Stellung des erſuchten 
Waters ſei eine gering einzuſchätzende und könne Kräften anvertraut 
1 rden, die für eine andere Aufgabe, für ein anderes Dezernat nicht, 
och nicht oder nicht mehr verwendbar feien. 

d Auf der anderen Seite ſollte aber auch der erſuchte Richter vor 
er Anſchauung bewahrt werden, daß er an eine minderwertige Stelle 
gerückt ſei. 

Unter beiden Geſichtspunkten wäre geholfen, wenn das Dezernat 
erſuchten Richters bei größeren Gerichten nicht mehr ein beſon⸗ 
Dezernat wäre, ſondern, wenn beiſpielsweiſe jeder Prozeß⸗ 

auch als erſuchter Richter tätig wäre, wenn alſo Prozeß⸗ 
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dezernate und Erledigung der Erſuchen auf alle bisher in dem einen 
wie dem anderen Dezernat tätigen Richter verteilt würden. Zudem 
brauchte man ſich keineswegs nur auf die Prozeßrichter zu be⸗ 
ſchränken; auch die Vormundſchaftsrichter, die Richter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit könnten mit der Erledigung von Erſuchen um Beweis⸗ 
aufnahme betraut werden. h 

Mit einem Schlage wäre die Meinung, dieſe Erledigung bilde 
eine richterliche Tätigkeit zweiten Ranges, beſeitigt, ein Richter, der 
„nur“ Requiſitionsrichter iſt, würde nicht mehr exiſtieren. 

6. Endlich noch die Formalien der Erledigung der Beweis⸗ 
termine. 

Mehr und mehr wird es bei großen Gerichten, beſonders in 
Berlin, üblich, ſtatt der protokollierten Ausſagen ſchriftliche Aus⸗ 
laſſungen, die die Parteien mitbringen, entgegenzunehmen. Nicht 
über die formelle Zuläſſigkeit des Verfahrens ſoll hier geſprochen 
werden (vgl. Sydow-Buſch, 16. Aufl., §S 396 Anm. 1). Wenn die 
ſchriftliche Außerung des Zeugen gut iſt, könnte und ſollte man ſich 
mit ihr gern abfinden. Aber nur wenige Zeugen ſind imſtande, un⸗ 
parteiiſch, erſchöpfend und ſachgemäß die ihnen geſtellten Fragen in 
verſtändlicher Form ſchriftlich in einem zuſammenhängenden Aufſatz 
zu beantworten. Selbſt bei den Sachverſtändigen, oder ſog. Sach⸗ 
verſtändigen, fehlt ja ſehr oft dieſe Fähigkeit. Nach dem Grundſatze 
aber: „Führe mich nicht in Verſuchung“ iſt es, zumal für einen 
viel beſchäftigten erſuchten Richter, geradezu gefährlich, wenn der 
Zeuge ein ſolches fertiges Schriftſtück mit zum Termine bringt. Eine 
Ergänzung oder Berichtigung der Ausſage, die Behandlung zuſätz⸗ 
licher Fragen wird dadurch außerordentlich erſchwert. 

Es iſt daher durchaus nicht erwünſcht, wenn, wie es bei manchen 
Gerichten manchmal vorkommt, der Zeuge mit der Vorladung die 
Aufforderung erhält, ſeine Ausſage ſchriftlich niederzulegen und mit⸗ 
zubringen. Ausnahmen mögen auch hier gelten, Ausnahmen bei 
Zeugen, deren Fähigkeit der Richter kennt oder genau beurteilen 
kann, oder bei Beweisthemen, bei denen ein Abweichen von den 
weſentlichen Punkten nicht wohl möglich iſt. 

Was aber die Niederſchrift der Ausſagen angeht, ſo würde der 
Gefahr des Zeitverluſtes einerſeits, der Ungeduld der Beteiligten 
andererſeits ein Riegel vorgeſchoben ſein, wenn endlich in unſeren 
Beweisterminen nicht nur die Schreibmaſchine, die ja bei den großen 
Gerichten jetzt wohl überall eingeführt iſt, ſondern vor allem auch die 
Stenographie eingeführt würde und wäre. Ein Anwaltsbureau, ein 
kaufmänniſches Bureau ohne Stenographen iſt kaum noch denkbar; 
ein Richterzimmer ohne Stenographen — und ohne einen ſteno⸗ 
graphiekundigen Richter — ſollte ebenſowenig denkbar ſein. Nicht 
etwa, daß jedes Wort, wie vor der Rednerbühne, niedergeſchrieben 
werden ſoll, wohl aber daß an Stelle des langſamen, Buchſtaben an 
Buchſtaben reihenden Kanzliſten ein Stenograph das Diktat auf⸗ 
nimmt, um es nach Beendigung der Vernehmung zu verleſen und 
ſpäter handſchriftlich oder auf der Schreibmaſchine zu übertragen. 
Das ſetzt nur voraus, daß unſere mittleren Beamten, aber freilich 
auch unſere künftigen Richter, die als Referendare doch auch pro⸗ 
tokollieren, Stenographie leſen und ſchreiben können; dies aber ſollte 
für die Prüfung im Bureaudienſt ebenſo unerläßliches Erfordernis 


ſein wie manches andere. 
Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Der Wert kommiſſariſcher Vernehmungen. 


Bekanntlich wird ſowohl unſer Zivil- wie unſer Strafprozeß 
von dem Grundſatz der Unmittelbarkeit beherrſcht, von dem ſich 
aber weſentliche Ausnahmen finden, inſoweit die Vernehmung durch 
einen erſuchten oder beauftragten Richter geſetzlich in einzelnen 
Fällen zugelaſſen iſt. Zweifellos ſind dieſe Ausnahmen durchaus 
berechtigt, da die ſtrenge Durchführung des Grundſatzes vielfach 
ſchwere Unbilligkeiten, Härten und Koſten für Zeugen, Parteien 
und Angeklagte mit ſich bringen würde. Eine andere Frage aber 
iſt die, ob die Art und Weiſe, wie in der Praxis die kommiſſa⸗ 
riſchen Vernehmungen durchgeführt werden, der Sache zum Vorteil 
dient, ob der Prozeßrichter eine zuverläſſige Grundlage für ſeine 
zu treffende Entſcheidung gewinnt. M. E. liegt hier manches im 
argen. Es handelt ſich teilweiſe um die Art der Protokollführung. 
Die geſetzlichen Vorſchriften über formalen und materiellen In⸗ 
halt des Sitzungsprotokolls ſind verhältnismäßig recht dürftig. 
Es mag das darauf zurückzuführen ſein, daß ſie von dem gewöhn⸗ 
lichen Fall der unmittelbaren Vernehmung vor dem Prozeßgericht 
ausgehen. Es wird hier von dem Richter nicht mit Unrecht er⸗ 
wartet, daß er imſtande iſt, bei Abfaſſung der Entſcheidung ſich 
den Gang der Verhandlung bis ins Einzelne zu vergegenwartigen. 
Beſitzt er dieſe Fähigkeit, ſo kann er die perſönlichen Eindrücke 
über Zeugen uſw., die ein weſentliches Urteilsmoment bilden, ver⸗ 
werten. Wie nun aber, wenn er die Beteiligten nicht ſelbſt ge⸗ 
hört hat, wenn er lediglich auf das Protokoll des erſuchten Rich⸗ 
ters — der beauftragte kann perſönlich mündlich das Protokoll 
inſoweit ergänzen — angewieſen iſt? Es ſind hier insbeſondere 
zwei Punkte, die Schwierigkeiten bereiten. Der erſte betrifft die 
Rechtsbelehrung über das Zeugnisverweigerungsrecht. Dieſe fällt 
leider im Drange der Geſchafte häufig recht mangelhaft aus, es 
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wird dem Zeugen vielfach nur geſagt, daß er als Verwandter, 
wegen Gefahr der Unehre oder eigener Strafverfolgung ein Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht habe. Vielfach haben nun Perſonen eine ge⸗ 
wiſſe Scheu, überhaupt mit dem Gericht in Berührung zu kommen 
und atmen erleichtert auf, wenn ſie hören, daß ſie ihre Ausſage 
verweigern können und machen von dieſem Rechte Gebrauch auch 
dort, wo es an ſich nicht nottäte, ja ſelbſt in ſolchen Fällen, in 
denen das Schweigen zu ihren oder desjenigen, dem ſie dadurch 
zu nützen glauben, Ungunſten ausgelegt werden kann. Dieſe Ge⸗ 
fahr kann durch eine ſorgfältige Rechtsbelehrung ganz weſentlich 
berabgemindert werden. Wenn nun in dem kommiſſariſchen Pro⸗ 
tokoll nur ſteht „Belehrt; zur Ausſage bereit“, ſo kann der Prozeß⸗ 
richter nicht wiſſen, in welcher Weiſe die Belehrung erfolgt iſt, 
welche Schlüſſe er alſo aus der Verweigerung zu ziehen hat. Ich 
möchte hier nicht ſo ſehr von einem Mangel des Protokollierens 
ſprechen, denn unmöglich kann die ganze Rechtsbelehrung in das 
Protokoll aufgenommen werden, das würde zu viel Zeit koſten 
und bei der Überlaſtung der Gerichte nicht möglich fein. Der Mangel 
liegt vielmehr in der vielfach üblichen Art der Vernehmung und 
es kann für die richtige Bewertung einer verweigerten Ausſage 
nur dann etwas gewonnen werden, wenn alle Richter ſich be⸗ 
fleißigen, die Rechtsbelehrung grundſätzlich genauer zu geſtalten. 
Im Protokoll könnte man ſich vielleicht ſo helfen, daß man es 
faßt „Nach eingehender Belehrung über Bedeutung und Folgen 
des Zeugnisverweigerungsrechtes erklärte Zeuge ſich zur Ausſage 
bereit“. 8 

Der andere Punkt betrifft den perſönlichen Eindruck. So⸗ 
weit es ſich um Zeugen handelt, denen kein Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht zur Seite ſteht, liegt die Sache noch verhältnismäßig einfach. 
Hier kann ſich der Prozeßrichter aus der Tatſache der erfolgten 
Beeidigung bzw. des Eidesverzichtes im Zuſammenhalt mit etwaigen 
anderen Zeugenausſagen ein Urteil über den Wert und die Zuver⸗ 
läſſigkeit der Ausſage bilden; ein beſonderer Vermerk im Proto⸗ 
koll über die Glaubwürdigkeit iſt in der Mehrzahl der Fälle nicht 
erforderlich. Die Mängel des Protokollierens treten erſt dann 


Rechtſprechung 


Rechtſprechung. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


hervor, wenn es fi) um die Frage handelt, ob der Prozeßrichter 
die nachträgliche Beeidigung eines zunächſt uneidlich vernommenen 
Zeugen anordnen ſoll. Die Entſcheidung hierüber wird weſentlich 
von dem perſönlichen Eindruck des Zeugen abhängen, den aber 
gerade der Prozeßrichter nicht hat. Es könnte hier weſentlich 
geholfen werden, wenn der kommiſſariſche Richter in das Pro“ 
tokoll hierüber einen Vermerk aufnähme; dann hat der Prozeß 
richter, wenn auch nicht einen eigenen Eindruck, ſo doch einen 
recht beachtlichen Anhaltspunkt. Dasſelbe gilt in noch höherem 
Maße von der kommiſſariſchen Vernehmung eines Beſchuldigten 
oder Angeklagten. Gerade in dieſem letzteren Falle ſollte es dem 
Richter zur Pflicht gemacht werden, über das Auftreten des Une 
geklagten, die Art wie er ſeine Ausſage macht, ob er ſich in 
Widerſprüche verwickelt hat, gezeigte Reue u. dergl. kurz zu be 
richten; nur dann iſt dem Prozeßrichter eine ſachgemäße, gerechte 
Entſcheidung möglich. Bei der kommenden Strafprozeßreform dürfte 
es ſich ſogar empfehlen, hierüber eine beſondere Geſetzesbeſtim⸗ 
mung aufzunehmen. Für das zivilprozeſſuale Verfahren mag es 
mit dieſer Anregung genug fein, da man an beſtehenden Geſezen 
möglichſt wenig durch Novellen ändern ſoll. * 

Zum Schluß noch ein Wort über eine Unſitte, die teilweiſe 
auf anderem Gebiete liegt: In der Berufungsinſtanz im Straf⸗ 
verfahren wird vielfach ganz wahllos die nochmalige Vernehmung 
der in erſter Inſtanz bereits vernommenen Zeugen angeordnet, 
obwohl 8 364 II StPO. das nicht unbedingt fordert. Allen Rechts⸗ 
hilferichtern würde viel Arbeit erſpart werden, wenn die Straf⸗ 
kammern auf nochmalige Vernehmung in weiterem Umfange ver⸗ 
zichten würden und ſtatt deſſen die Protokolle erſter Inſtanz etwas 
genauer wären. Erſprießliches wird durch nochmalige Vernehmun⸗ 
gen doch nicht erzielt, da man ſich meiſt darauf beſchränken wird, 
die frühere Ausſage beſtätigen zu laſſen; wirklich wichtige bisher 
unprotokollierte Momente treten bei der zweiten Vernehmung ſelten 
hervor; ſtatt deſſen werden die Zeugen verärgert, was nicht gerade 
zur Stärkung des Anſehens unſerer Rechtspflege beiträgt. 

Richter Dr. Ewald, Cuxhaven. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


[** Wird in der amtlichen Sammlung ber Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 


Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Soweit der Lieferant bis zum 10. Nov. 1918 — ganz 
oder zum Teil — erfüllt hat, findet auf ſeinen Vertrags⸗ 
anſpruch, auch wenn die Abnahme noch nicht erfolgt iſt, 
die AbgeltV O. keine Anwendung. Anwendung dieſes Rechts⸗ 
ſatzes auf den Anſpruch des Unternehmers aus 8 649 BGB.) 

Aus den Gründen: Das BG. hat die Unzuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte ausgeſprochen, indem es auf den 
Vertrag der Parteien die AbgeltVO. v. 4. Dez. 1919 zur An⸗ 
wendung gebracht hat. Es führt aus, daß, wenn der Ver⸗ 
trag von der Bekl. am 1. März 1918 gekündigt ſei, ſeine 
Wirkungen ſich doch über den 10. Nov. 1918 hinaus dadurch 
erſtreckten, daß die Kl. aus dem Vertrage noch Vergütungs⸗ 
anſprüche gemäß 8649 BGB. erhebe und in dieſem Rechts⸗ 
ſtreit geltend mache. Mit Recht rügt die Reviſion Ver⸗ 


Zu 1. Die vorliegende Entſch. iſt außerordentlich zu begrüßen, 
weil fie in geradliniger Fortbildung der bereits in JW. 1921, 1458 
veröffentlichten Auffaſſung klar zum Ausdruck bringt, daß bei allen 
Fällen, auf welche die Abgeltungs VO. Anwendung findet, ſcharf die 
Rechtslage vor und nach dem 10. Nov. zu teilen iſt. 

Für alle Leiſtungen vor dem 10. Nov. iſt die BD. nicht an⸗ 
wendbar, während für alle Anſprüche, die für die Zeit nach dem 
10. Nov. geltend gemacht werden, die VO. Anwendung findet. Mit 
dieſer Stellungnahme wird ſich auch der größte Teil der Bedenken, 
welche von Leo (JW. 1922, 62) geäußert ſind, erledigen, ins⸗ 
beſondere dürften Wandlungs⸗ und Minderungsanſprüche im ordent⸗ 
lichen Rechtswege zu verfolgen ſein, ſoweit ſie an Leiſtungen an⸗ 
knüpfen, die bis zum 10. Nov. erfüllt waren. Für Leiſtungen nach 


letzung der AbgeltVO. Dieſe VO. fußt auf der VO. des 
Reichsamts für die wirtſchaftliche Demobilmachung über die 
Feſtſetzung neuer Preiſe für die Weiterarbeit in Kriegs⸗ 
material v. 21. Nov. 1918. Die letztere VO. bezweckte die 
Beendigung unproduktiver Leiſtungen, die Umſtellung der 
Induſtrie auf Friedenstätigkeit und die Entlaſtung des Reichs 
von einem Teile der ungeheuren Verpflichtungen aus den 
unter völlig anderen Vorausſetzungen erteilten Kriegsauf⸗ 
trägen. Es ſollten demgemäß nach dem 10. Nov. 1918 


Kriegsarbeiten nur noch ausnahmsweiſe als Notſtandsarbeiten 


unter Feſtſetzung neuer Preiſe für die Weiterarbeit durch die 
Verwaltungsſtellen fortgeſetzt werden, den Lieferern und Unter? 
lieferern ein Anſpruch auf entgangenen Gewinn wegen nicht 
ausgeführter Kriegsaufträge gegen die Auftraggeberin nicht 
zuſtehen, und für Streitigkeiten aus der Verordnung ſollte 
der Rechtsweg ausgeſchloſſen fein (88 1, 2 und 6 der VO.) 
Eine im Reichsanzeiger erſchienene Einleitung zur VO. be⸗ 
ſagte, daß die Beſchaffungsſtellen weitere Lieferungen nicht 
beanſpruchen dürften, und daß die Induſtrie auf den An⸗ 
ſpruch, noch fernerhin herzuſtellendes Kriegsmaterial auszu⸗ 
liefern, grundſätzlich verzichten müſſe (vgl. Waldecker, Die 
Abgeltung der Anſprüche an das Reich, S. 29). Demgemaͤß 
fielen unter die VO. nur ſolche Verträge, für die bis zu dem 
damals unterſtellten tatſächlichen Kriegsende — 10. Nov. 
1918 — die zu liefernden Gegenſtände noch nicht hergejtel# 
waren, während es für alle Verträge, für die das Kriegs“ 
material bereits hergeſtellt war, bei der unbedingten Erfül⸗ 


dem 10. Nov. ein Wandlungs⸗ oder Minderungsrecht zu gehen, wird 
rein theoretiſcher Natur ſein, denn der Fiskus oder andere Unter 
lieferanten haben kein Intereſſe mehr daran, ob dieſe Leiſtungen 
ordnungsmäßig ausgeführt werden oder nicht. Der praktiſche Yet 
der VO. wird aber als Leitgrundſatz für die Auslegung nicht mut 
in der vorliegenden Entſch., ſondern auch in der Entſch. JW. 1921, 
1458 in den Vordergrund geſtellt. 

Einen Widerſpruch mit der Entſch. (JW. 1922, 393) vermag 
ich nicht zu ſehen, weil das NÖ. dort den Begriff der „Erfüllung, 
unter zivilrechtlichen Geſichtspunkten anders — ob richtig und glück 
lich, mag dahingeſtellt bleiben — auslegt und im Anſchluß an DI t 
Auffaffung zu dem Ergebnis kommt, daß am Stichtage noch W 
erfüllt war RA. Hugo Freudenſtein, Berlin. 


lungsverpflichtung des Reiches verbleiben ſollte. (Wald- 
eder, S. 35/36.) Die Abgelt VO. v. 4. Dez. 1919 ſtellt ſich 
mı erſten Teile als eine Erläuterung und Ergänzung der 
SD. vom 21. Nov. 1918 unter ſelbſtverſtändlicher Aufrecht⸗ 
erhaltung ihres Geſamtinhalts dar (vgl. Begr. bei Güthe⸗ 
chlegelberger, Kriegsbuch; 10 S. 462 ff.); fie wollte 
aber über den Geltungsbereich der VO. nicht hinausgehen; 
ſie trifft deshalb gemäß SI nur Beſtimmungen über Ver⸗ 
träge der Beſchaffungsſtellen uſw., inſoweit ſich ihre Wir⸗ 
kungen über den 10. Nov. 1918 hinaus erſtrecken. Die Be⸗ 
deutung dieſer Worte iſt aus dem dargelegten Zweck den 
Verordnungen zu entnehmen, die weitere Ausführung von 
ſog. Kriegsaufträgen nach dem 10. Nov. 1918 ſowohl im 
erhältnis zwiſchen dem Reiche und ſeinen Vertragsgegnern 
als zwiſchen dieſen und ihren Unterlieferern zu ſiſtieren. Dabei 
ommt es nur auf den Zuſtand der Leitung des Lieferanten 
am Stichtage, den 10. Nov. 1918, an. Soweit der Liefe⸗ 
rant bis zu dieſem Zeitpunkte ſchon geliefert oder auch nur 
dem Vertrage gemäß die zu liefernden Gegenſtände hergeſtellt 
hatte, erſtreckt ſich der Vertrag im Sinne der Abgelt VO. 
nicht über den 10. Nov. 1918 hinaus. Der Lieferant behält 
deshalb ſeinen klagbaren vertragsmäßigen Anſpruch auf die 
egenleiſtung. Daraus folgt, daß, ſoweit er den Vertrag 
reſtlos erfüllt hatte, die AbgeltVO. überhaupt keine Anwen⸗ 
dung findet; unerheblich iſt, ob die Abnahme bereits ſtatt⸗ 
gefunden hatte, unerheblich auch, ob die Bezahlung ſeitens 
des Beſtellers bereits erfolgt war. Der Fall reſtloſer und 
vollſtändiger Erfüllung durch den Unternehmer bis zum 
10. Nov. 1918 iſt aber nicht der einzige, in dem die An⸗ 
wendung der AbgeltVO. ausgeſchloſſen iſt. Jede Kriegs⸗ 
bedarfsarbeit ſollte am 10. Nov. 1918 aufhören, es ſollte 
ie unproduktive Arbeit für Kriegsaufträge beendigt werden, 
und die Beteiligten ſollten fortan keine Gewinne mehr machen. 
War aber die ganze beſtellte Menge oder auch nur ein Teil 
bis zum 10. Nov. 1918 als dem Stichtag fertiggeſtellt, ſo 
war für dieſe fertig ausgeführte Leiſtung nach wie vor ein 
klagbarer Rechtsanſpruch gegeben; nur der Reſtauftrag, d. h. 
derjenige Teil, der ſeine Wirkungen über den 10. Nov. 1918 
Anaus erſtreckte, wurde von der VO. betroffen, auf den fertig⸗ 
geſtellten Teil fand die VO. keine Anwendung. Alſo auch 
eine teilweiſe Erfüllung des Vertrages genügte, um in An⸗ 
ehung des erledigten Teiles die Anwendung der VO. auszu⸗ 
ſchließen. Vorausgeſetzt iſt dabei eine an ſich teilbare Lei⸗ 
tung. (Vgl. hierzu die Aufſätze von Prion, Reimer und 
Freudenſtein in der JW. 1920 S. 278, 318, 323 und die 
m der JW. 1921 S. 1458 abgedruckte Entſcheidung des er⸗ 
tennenden Senats.) Im vorliegenden Falle iſt der Vertrag 
dor dem 10. Nov. 1918 vom Beſteller gekündigt. Damit war 
er Vertrag für die Zukunft aufgelöſt, der Unternehmer be⸗ 
hielt aber gemäß 8649 BSR. feinen Anſpruch auf die Gegen⸗ 
eiſtung abzüglich der erſparten Aufwendungen. Die Tatſache 
allein, daß ein Vertrag vor dem 10. Nov. 1918 gekündigt 
fi damit für die Zukunft aufgelöft ift, kann nicht dazu 
ühren, anzunehmen, daß die Wirkungen des Vertrages ſich 
uberhaupt nicht mehr über den 10. Nov. 1918 hinaus er⸗ 
den, Für die Frage der Anwendung der AbgeltVO. kann 
d vielmehr in ſolchem Falle ſinngemäß und entſcheidend nur 
arauf ankommen, wann nach Inhalt des Vertrages die 
dein on des Unternehmers zu bewirken geweſen und damit 
N Anſpruch auf Vergütung zur Entſtehung gekommen wäre. 
10.5 den Teil des Vertrages, der vertragsgemäß bis zum 
mut ob. 1918 ausgeführt und fertiggeſtellt werden mußte, 
uf die Anwendbarkeit der Abgelt®D. als ausgeſchloſſen 
wor Im vorliegenden Falle war die vollſtändige Erfül⸗ 
muß des Vertrages bis Ende März 1918 vorgeſehen, und es 
we nach dem bisherigen Stande des Prozeſſes angenommen 
Artern, daß die Kl. lange vor dem 10. Nov. 1918 ihre 
beiten vollſtändig hergeſtellt und ihre Gegenleiſtung ins 
erdienen gebracht hätte. 
Bel. w. B. & St, U. v. 6. Dez. 1921; 439% 1 VII. — 
=) [&9.] 
2. Umfang und Vererblichkeit des Wettbewerbverbots. ) 
Pa In der Begründung des in einem früheren Prozeſſe der 
Teilen ergangenen Urteils des OLG. Breslau v. 28. März 
en 


Dt 21 2. Soweit ſich das obige Erkenntnis mit dem Umfang 
iſt z ewerbverbots in gegenſtändlicher Hinſicht beſchäftigt, 
kaum von allgemeinem Intereſſe. Denn der Streit darüber, 
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1904 (2 U 295/03) wird die Behauptung des Bekl., daß das 
Konkurrenzverbot nur dem Verkäufer perſönlich eingeräumt 
worden ſei, wie folgt, widerlegt. Derartige Verbote ſeien bei 
teilweiſer Veräußerung eines mehrere Betriebe umfaſſenden 
kaufmänniſchen Unternehmens üblich und zur Abgrenzung der 
Intereſſenkreiſe der Vertragſchließenden zweckdienlich. Sie 
ſeien dazu beſtimmt, den Fortbetrieb des in der Hand des 
Veräußerers verbleibenden Betriebes — hier des Dampfpflug⸗ 
und Dampfwalzengeſchäfts — zu ſichern, und bedeuteten deshalb 
auch eine Erhöhung des Wertes und der Verwertbarkeit dieſes 
Betriebes. Die Übertragbarkeit des Betriebes mit dem ſeinen 
Wert erhöhenden Unterſagungsrechte durch Vertrag unter 
Lebenden entſpreche den Anſchauungen des Verkehrs und ſei 
auch in der Rechtſprechung anerkannt worden (RGZ. 37, 176). 
Um ſo weniger ſei die Vererblichkeit zu beſtreiten, da der 
Regel nach alle zum freien Eigentum gerechneten Rechte mit 
dem Tode des Berechtigten auf deſſen Erben übergingen 
(88 350 ff. ALR. 1, 9; 88 102, 103 Einl.), und da für die 
Vertragsſtrafe insbeſondere der Rechtsſatz gelte, daß der An⸗ 
ſpruch darauf als ein Nebenrecht zu dem Hauptrecht, in deſſen 
Intereſſe ſie begründet ſei, mit dieſem Hauptrecht auf jeden 
Rechtsnachfolger des Berechtigten übergehe (Ob TrE. 38, 35). 
Der Bekl. habe daher zu beweiſen, daß ausnahmsweiſe das 
Unterſagungsrecht mit der Perſon des Erblaſſers der Kl. ver⸗ 
knüpft worden ſei. Der Wortlaut des Vertrages enthalte 
nichts, was für den Bekl. ſprechen könnte: Der „Käufer“ habe 
ſich dem „Verkäufer“ zur Unterlaſſung der Konkurrenz ver⸗ 
pflichtet, ebenſo wie er alle anderen Verpflichtungen in dem 
Vertrage ſchlechthin dem „Verkäufer“ gegenüber übernommen 
habe, und wie alle dem entſprechenden Rechte des Verkäufers 
auf deſſen Erbin übergegangen ſeien, ſo müſſe, mangels be⸗ 
ſonderer die Ausnahme rechtfertigender Beſtimmung, das 
gleiche auch von dem Recht aus 87 des Vertrages gelten. 
Aus der Natur dieſes Rechts folge gleichfalls nichts für deſſen 
Gebundenheit an die Perſon des Verkäufers. Die gewerbliche 
Tätigkeit, die durch das Verbot für die Zukunft habe geſichert 
werden ſollen, ſei in keiner Beziehung an die Perſon des 
Verkäufers verknüpft geweſen. Die Inhaberſchaft des ge⸗ 
ſchützten Betriebes habe wechſeln können, ohne daß deſſen Natur 
und Bedeutung nach den Anſchauungen des Verkehrs irgend⸗ 
eine Anderung hätten zu erfahren brauchen. Es habe hiernach, 


ob der Bekl. nach der eingegangenen Konkurrenzklauſel Dampfpflüge 
und Dampfwalzen nicht nur verkaufen, ſondern auch vermieten dürfe 
und ob die von ihm abgeſchloſſenen Verträge noch als Mietverträge 
anzuſprechen ſeien, betrifft ausſchließlich die konkrete Vertragsinter⸗ 
pretation, bei deren Vornahme ſeitens der Inſtanzen gegen irgend⸗ 
welche einſchlägigen Grundſätze nicht verſtoßen iſt. Von weite 
tragender Bedeutung hingegen iſt die Frage nach der Vererblich⸗ 
keit des Wettbewerbverbots. Zwar erledigt ſie ſich einfach bei dem 
Wettbewerbverbot von Angeſtellten. Denn ganz abgeſehen davon, 
daß ſie hier infolge der engen geſetzlichen Befriſtung überhaupt nicht 
von erheblicher Tragweite iſt, kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß der Erbe des Angeſtellten nach dem Sinne der Konkurrenz⸗ 
klauſel den Unterlaſſungspflichten nicht unterſteht, wohingegen auf 
die Erben des Prinzipals deſſen Rechte und Pflichten aus dem Wett⸗ 
bewerbverbot nach den gewöhnlichen Regeln der Erbfolge übergehen. 
Im obigen Falle aber handelt es ſich um ein anläßlich einer Ge⸗ 
ſchäftsveräußerung dem Käufer auferlegtes Konkurrenzverbot, für 
das Sonderrechtsſätze bekanntlich nicht erlaſſen find. Soweit darum 
in einem ſolchen Vertrag die Parteien nicht ihrerſeits das Wett⸗ 
bewerbverbot an die Perſon der Kontrahenten geknüpft haben — 
und unſere Parteien haben es nach den einwandfreien Darlegungen 
der Gerichte nicht getan —, beſteht keine rechtliche Möglichkeit, die 
nach der Konkurrenzklauſel begründeten Rechte und Pflichten von 
der ſich durch den Erbgang vollziehenden Geſamtnachfolge aus⸗ 
zuſchließen. Und es beſteht auch kaum ein Bedürfnis dafür. Eine 
andere Frage iſt es, ob man nicht de lege ferenda ganz une 
abhängig vom Eintritt oder Nichteintritt einer Erbfolge auch den 
unter Geſchäftsinhabern vereinbarten Weltbewerbsſchranken von Ge⸗ 
ſetzes wegen eine zeitliche Grenze ziehen ſollte, nur daß ſie natürlich 
erheblich weiter als im Angeſtelltenrecht geſteckt fein müßte. So 
ſpräche m. E. vieles dafür, die gelegentlich einer Geſchäftsveräußerung 
vereinbarten Konkurrenzverbote etwa mit Ablauf von dreißig Jahren 
erlöſchen zu laſſen. Denn es entſpringt einem ganz richtigen Emp⸗ 
finden, wenn der Bekl. oben geltend macht, daß ſolche Unterſagungs⸗ 
rechte nicht auf ewige Zeiten begründet werden dürften, und es läßt 
ſich dieſes Bedenken nicht, wie es das BO. verſucht, mit dem Hin⸗ 
weis abtun, daß hier der natürliche Lauf der Dinge ſelbſt für die 
wünſchenswerte Befriſtung ſorge, indem erfahrungsgemäß die meiſten 
geſchäftlichen Betriebe mit einem gewiſſen Zeitablauf „der Sterb⸗ 
lichkeit verfallen ſeien“. 
; Prof. Dr. Titze, Frankfurt a. M. 
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um die Vererblichkeit beſtehen zu laſſen, nicht des Zuſatzes 
bedurft, daß der Verkäufer das Recht für ſich und ſeine 
Rechtsnachfolger ausbedinge; im Gegenteil, die Parteien 
hätten, wenn ſie das Recht nur für die Perſon des Verkäufers 
begründen gewollt, dieſen ihren Willen durch einen Zuſatz 
hervorheben müſſen, und fie würden das ſicherlich auch getan 
haben, wenn es in ihrem Willen gelegen hätte; denn der 
Vertrag in ſeiner Geſamtheit beweiſe, wie die Parteien richtig 
und verſtändig ihre gegenſeitigen Rechte und Pflichten auf⸗ 
gefaßt und zu Papier gebracht hätten. Nicht der buchſtäbliche 
Sinn des Ausdrucks, ſondern die geſamte Sachlage und die 
Würdigung des Umſtandes, daß die Vertragſchließenden ſich 
als geſchäftsgewandte Perſonen gezeigt hätten, die ſich 
der Tragweite ihrer Beſtimmungen bewußt geweſen ſeien, 
führe zu der Feſtſtellung, daß ſie die Vererblichkeit des 
Unterſagungsrechts als das Regelmäßige und Gewöhnliche, 
das ſich mit der gemeinüblichen Ausdrucksweiſe ihrer in 87 
getroffenen Beſtimmung decke, auch wirklich gewollt hätten. 
Zur Entkräftung dieſer Feſtſtellung ſei die Behauptung des 
Bekl., daß der Verkäufer, J., beim Vertragſchluß erklärt habe, 
„er wolle ſich das Dampfwalzen vorbehalten, damit er noch 
etwas Beſchäftigung habe, ſolange er lebe,“ nicht ausreichend. 
Der Beklagte ſage ſelbſt, daß dieſe Außerung nur einen 
Beweggrund des Erblaſſers zum Ausdrucke gebracht habe, 
und wenn es auch zuläſſig und geboten ſei, ſolche erkennbar 
gewordenen Beweggründe zur Auslegung und Erforſchung 
des wahren Parteiwillens heranzuziehen, ſo laſſe ſich hier 
doch keineswegs feſtſtellen, daß der angegebene der einzige 
Beweggrund des Verkäufers geweſen ſei, der den anderen 
— näherliegenden —, es bei der Vererblichkeit des Rechts zu 
belaſſen, habe ausſchließen müſſen. Schon der vorgelegte Brief 
zeige, wie es dem Verkäufer J. nur darauf angekommen ſei, 
vor dem Beklagten die Gründe darzutun, aus denen er ſich 
zum Verkaufe der Maſchinenfabrik entſchloſſen habe. Hier⸗ 
für habe er bemerkt, daß ihm bei ſeinem hohen Alter die 
Arbeit in beiden Teilen des Geſchäfts zu ſchwer falle und 
daß er ſich nur auf die Arbeit mit den Dampfpflügen und 
den Dampfwalzen zurückziehen wolle. Damit habe er ſchon 
im weſentlichen dasſelbe hervorgehoben, was er, nach der 
Behauptung des Bekl., noch beim Vertragſchluſſe wiederholt 
haben ſolle. Aus beiden Außerungen laſſe ſich nur entnehmen, 
daß J. den Verkauf der Fabrik und den Ausſchluß des Dampf⸗ 
pflug⸗ und Dampfwalzengeſchäfts von dieſem Verkaufe habe 
begründen, nicht aber habe ſagen wollen, daß der Betrieb 
des letzteren Geſchäfts nur, ſolange er lebe, in Ausſicht ge⸗ 
nommen und daß nach ſeinem Tode das Konkurrenzverbot 
als Schutz für dieſen Betrieb hinfällig werde. J. habe ſchwer⸗ 
lich das in dem zurückbehaltenen Geſchäfte befindliche beträcht⸗ 
liche Kapitalvermögen ohne Grund und von ſelbſt durch Frei⸗ 
laſſung der Konkurrenz nach ſeinem Tode der Entwertung 
preisgeben wollen. Aus dem eigenen Vertrage des Bekl. gehe 
hervor, daß er ſeinerſeits den Ausſchuß der Übertragbarkeit 
des Unterſagungsrechts nicht zur Bedingung gemacht habe, 
daß vielmehr hierüber zwiſchen den Parteien überhaupt nicht 
verhandelt worden ſei. Jene Außerung des Erblaſſers der Kl. 
ſei mithin nur beiläufig gefallen, ohne daß der geringſte 
Anhalt dafür beſtehe, es habe ihr bewußt und gewollt die 
Bedeutung einer vertraglichen Einſchränkung des Rechts auf 
ſeine Perſon beigelegt werden ſollen. Die Befürchtung, daß 
dann das Unterſagungsrecht auf „ewige Zeiten“ dauern müßte, 
ſei nicht am Platze. Auch ſolche Geſchäfte, wie das der Kl., 
ſeien, wenngleich ihr Betrieb vorderhand zeitlich unbeſchränkt 
erſcheine, der Sterblichkeit verfallen, weil nach dem natürlichen 
Laufe der Dinge ihrem Fortbetriebe, ſei es von dem Inhaber, 
ſei es aus anderen Gründen, ein Ziel geſetzt werde. Dieſe 
Ausführungen, die das angefochtene Urteil ausdrücklich billigt, 
laſſen ebenſowenig, wie die Ausführungen, mit denen das an⸗ 
gefochtene Urteil ſelbſt die Fortgeltung des Wettbewerbs⸗ 
verbots rechtfertigt, eine Verletzung der in den 88 65 ALR. 
1, 4 und 252, 253, 268 daſ. 1, 5 enthaltenen Auslegungs⸗ 
regeln oder einen Verſtoß gegen 8286 ZPO. erkennen. Das 
Oberlandesgericht verſtößt weder gegen die angeführten Aus⸗ 
legungsregeln des Preuß AL R., noch gegen ſonſtige Geſetzes⸗ 
beſtimmungen, indem es den §7 des Vertrages dahin auslegt, 
daß dem Bekl. für die Provinz Schleſien jede, gleichviel worin 
beſtehende, entgeltliche Tätigkeit mit (dem Dampfpfluge und) 
der Dampfwalze habe unterſagt ſein ſollen. In den von ihm 
gebilligten Gründen des Urteils erſter Inſtanz und des am 
30. Mai 1913 in einem Vorprozeſſe der Parteien ergangenen 
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oberlandesgerichtlichen Urteils (2 U 286/12) wird ohne Rechts⸗ 
irrtum ausgeführt: Die allgemeine Faſſung des 87 des Ver⸗ 
trages weiſe unzweideutig darauf hin, daß unter dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſämtliche Falle zu beziehen ſeien, in denen der Bekl. 
oder deſſen Leute in Schleſien gegen Entgelt Arbeiten ver⸗ 
richten. Die Anwendung des Wortes „Lohn“ berechtige nicht 
zu der Annahme, daß die Parteien nur die Fälle im Auge 
gehabt hätten, in denen der Bekl. ſelbſt unmittelbar von den 
die Walzarbeiten vergebenden Stellen mit deren Ausführung 
beauftragt werden würde. Das Wort „Lohn“ ſei vielmehr 
ganz allgemein i. S. von „Entſchädigung“ zu verſtehen. Denn 
nach dem Vertrage habe ſich der Ehemann der Kl. das geſamte 
Walzengeſchäft vorbehalten und dem Bekl. nur die Herſtellung 
und den Verkauf der Maſchinen, nicht aber die eigene Ver⸗ 
wendung von Dampfwalzen zur Ausführung von Arbeiten 
gegen Entgelt überlaſſen. Nach Wortlaut, Sinn und Zweck 
der Vertragsbeſtimmung ſei das Wettbewerbsverbot nicht etwa 
auf die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes üblichen oder auch 
nur bekannten entgeltlichen Arbeiten mit Dampfwalzen und 
auf ſolche beſchränkt, die in einer ſchon damals üblichen oder 
auch nur bekannten Art den Inhabern von Dampfwalzen 
übertragen würden, es finde vielmehr auch auf ſolche An⸗ 
wendung, die erſt ſpäter aufgekommen ſeien, oder bezüglich 
deren Übertragung dies zutreffe. — Wenn die Reviſion dem⸗ 
gegenüber geltend macht, daß der Bekl., weil er Walzen und 
Pflüge verkaufen dürfe, auch berechtigt fein müſſe, ſolche zu 
vermieten, ſo überſieht ſie, daß der Betrieb einer Maſchinen⸗ 
fabrik regelmäßig nur den Verkauf, nicht dagegen auch das 
Vermieten der gefertigten Maſchinen umfaßt, namentlich aber, 
daß die zeitweilige Überlaffung einer Dampfwalze mit Be⸗ 
dienungsmannſchaft und unter Hergabe von Feuerungs⸗ und 
Schmiermaterial gegen Entgelt nicht als „Vermieten“, ſondern 
als „Arbeiten gegen Lohn“ anzuſehen iſt. 

(L. w. J., U. v. 15. Juni 1920; 570/19 II. — Breslau.) 


** 3. Die zur Genehmigung von Grundſtücksgeſchäften 
nach der BRVO. über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken vom 15. März 1918 zuſtändige Behörde — in 
Preußen der Landrat — iſt nicht befugt, ihre einmal ge⸗ 
troffene Entſcheidung abzuändern. ) 

Aus den Gründen: Die Entſcheidung hängt davon 
ab, ob der Landrat befugt war, ſeine den Parteien bekannt⸗ 
gegebene Verfügung, durch welche er die Genehmigung des 
Verkaufs verweigert hatte, auf die Beſchwerde des Kl. zu 
ändern und die Genehmigung nachträglich zu erteilen. Dieſe 
Frage iſt im Gegenſatz zu der von der Reviſion vertretenen 
Auffaſſung zu verneinen. Es iſt zunächſt nicht zutreffend, 
daß dieſe Frage lediglich nach Reichsrecht zu entſcheiden ſei. 
Die BRVO. v. 15. März 1918 hat in 88 die AusfBeſt. den 
Landeszentralbehörden überlaſſen; insbeſondere haben die letz⸗ 
teren zu beſtimmen, welche Behörde für die Genehmigung 
zuſtändig iſt. Es iſt alſo auch Sache der Landesverwaltungen, 
die für die Entſcheidung über die Beſchwerde zuſtändige Be⸗ 
hörde zu beſtimmen und den Inſtanzenweg zu regeln. Nach 
den am 27. März 1918 aufgeſtellten Grundſätzen der preuß. 


Zu 3. Die Einwirkung der BR Vo). über den Verkehr mit 
landwirtſchaftlichen Grundſtücken auf die Rechtsbeziehungen der Ver⸗ 
tragsparteien iſt in vielfacher Hinſicht bedeutungsvoll. Da die „Wirk⸗ 
ſamkeit“ des Kaufvertrages und der Auflaſſung von der behördlichen 
Genehmigung abhängt, wird ſie von öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen 
beeinflußt. Das RG. folgert nun in obiger Entſch. aus dieſer Ab? 
hängigkeit rückwärtshin die Unwiderruflichkeit der öffentlich⸗rechtlichen 
Entſch. über die Erteilung oder Verſagung der Genehmigung. 
könnte an ſich befremden, daß aus den zivilrechtlichen Wirkungen 
Rückſchlüſſe auf die Natur eines öffentlich⸗rechtlichen Rechtsvorgange? 
gezogen werden. Im allgemeinen werden ſolche Rückſchlüſſe nicht 
angebracht ſein, weil das öffentliche Recht in ſich ſelbſtändig iſt und 
feinen eigenen Leitſätzen folgt. Im vorliegenden Falle jedoch ſtenn 
eine Rechtsnorm in Frage, die zwar dem öffentlichen Recht angehört 
aber zum Inhalt im weſentlichen nur einen Eingriff in Zivil⸗ 
rechte, die Regelung des zivilrechtlichen Verkehrs mit landwirtſchaft 
lichen Grundſtücken hat. Demgemäß erſcheint es gerechtfertigt, aus 
dem Ziel und Gegenſtand des öffentlichen Rechts Folgerungen auf 
ſeine Natur zu ziehen. — Intereſſant iſt es übrigens, daß der 3. Sen 
des RG. in der ähnlich liegenden Frage, ob die Entſcheidungen 
der Mieteinigungsämter, ſoweit ſie rechtsgeſtaltender Natur find, vos 
Amts wegen abgeändert werden dürfen, nachdem ſie bereits rom“ 
rechtliche Auswirkungen hervorgebracht haben, den entgegengeiehte" 
Standpunkt eingenommen hat; vgl. KGBl. 1922, 9 

RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


1 


51. Jahrg. 1922 Heft 9] 


Sandesgentralbehörbe für die Ausführung der Bek. vom 
. März 19918 zu 85 (Schlegelberger, Kriegsbuch, 
8 S. 134) ſteht gegen die Verſagung der Genehmigung 

oder gegen die Genehmigung unter Auflagen die befriſtete 

hie ÖtDerbe an den Regierungspräſidenten offen. Es kann 
ar dahingeſtellt bleiben, inwieweit in Preußen die Verwal⸗ 
ungsbehörden im allgemeinen zur ſelbſtändigen Abände⸗ 
rung der von ihnen erlaſſenen Verfügungen befugt ſind und 
a welchem Umfange ihnen dieſe Befugnis durch Einführung 
beſonderer Rechtsbehelfe und des Verwaltungsſtreitverfahrens 
entzogen iſt. Im Gebiete der BRVO. v. 15. März 1918 handelt 
es ſich um ſchuldrechtliche Verpflichtungen und dingliche Eini⸗ 
gungen, deren Wirkſamkeit von der Genehmigung der zuſtändi⸗ 
gen Verwaltungsbehörde abhängt. Durch die Eingehung der Ver⸗ 
pflichtung zur Übereignung eines Grundſtücks wird, ſofern das 

Rechtsgeſchäft nach der BRV O. v. 15. März 1918 überhaupt der 

denehmigung unterliegt, ein Schwebezuſtand geſchaffen; die 

Vertragsteile ſind einſtweilen, bis die Entſcheidung der Verwal⸗ 

tungsbehörden über die Genehmigung des Geſchäfts ergeht, an 

N Vertrag gebunden und können bis dahin ſich nicht einfeitig 

00 demſelben freimachen. Die endgültige Bindung der Be⸗ 

deligten und die Wirkſamkeit ihrer Rechtsgeſchäfte hängt von 

er Entſchließung der Verwaltungsbehörde darüber ab, ob 
ie die Vereinbarungen gutheißen will oder nicht. Schon 

Gaus ergibt ſich, daß die Erteilung und die Verſagung der 

8 enehmigung ſeitens der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 

8 echtsbegründende oder rechtsvernichtende Wirkungen hat und 

nebalb nicht willkürlich von derſelben Behörde abgeändert 
erden kann, da ſonſt der Zuſtand der ſchwebenden Ungewiß⸗ 

a dem gerade durch die Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
ehörde ein Ende gemacht werden ſoll, auch nach dieſer noch 

weiter beſtehen würde. Erteilt daher der Landrat die Ge⸗ 

nehmigung zu einem Kaufvertrag über ein Grundſtück, ſo 

1 7 der Vertrag mit dieſer Genehmigung nach 81 der 

. wirkſam, und zwar endgültig, da eine Beſchwerde 
degen die Genehmigung, wenn fie nicht mit Auflagen ver- 
unden iſt, nicht gegeben ift (§5 der BRVO.). Da den 
teiligten mit der Bekanntmachung der Genehmigung end⸗ 
gültig Rechte und Pflichten aus dem Vertrage erwachſen ſind, 
in erſcheint es ausgeſchloſſen, daß der Landrat nachträglich 

10 dieſe Rechte wieder eingreifen könnte, indem er infolge 

* Sinnesänderung ſeine Verfügung wieder zurücknimmt 

En die Genehmigung nunmehr verſagt. Es würde ſonſt eine 

unerträgliche Rechtsunſicherheit Platz greifen. Dieſe Auf⸗ 

be ſung liegt auch den Grundſätzen der preuß. Landeszentral⸗ 

5 ehörde für die Ausführung der BRVO. zugrunde, da in 
tefen zu 88 beſtimmt ift, daß die einmal erteilte Genehmi⸗ 

gung rechtsgültig ſei, auch wenn ſie von einem Landrat 

8 Urgermeiſter) ausgehe, in deſſen Kreis nur der kleinere 

“el des Grundſtücks liege. Aber auch im Falle der Ver⸗ 

ng der Genehmigung iſt die Rechtslage nicht anders zu 

in eilen. Hier wird der Verpflichtete von feinen Verbind⸗ 
chkeiten befreit, ſofern die Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
hörde, welche mit der Beſchwerde anfechtbar iſt, in Rechts⸗ 

f aft übergeht. Ob die Beteiligten von dem Recht der Be⸗ 
werde Gebrauch machen wollen, hängt von ihrem Belieben 

= Aus dieſer Rechtsſtellung können die Beteiligten nicht 
ich einen willkürlichen Akt derſelben Verwaltungsbehörde 

ti 5 er verdrängt werden; der Landrat erſcheint nicht berech⸗ 
gt, von Amts wegen die Verſagung der Genehmigung zurück⸗ 
nehmen und die Genehmigung nachträglich zu erteilen. Aber 
be auf Beſchwerde eines der Beteiligten iſt er hierzu nicht 

e nur im geordneten Inſtanzenzuge kann die Entſchei⸗ 

— der Verwaltungsbehörde geändert werden. Die in 85 

Aus BR VO. zugelaſſene Beſchwerde geht nach den preuß. 

für Beſt. an den Regierungspräſidenten. Dieſer allein iſt 

Br . zu erachten, über die Beſchwerde zu entſcheiden, 

0 er unteren Verwaltungsbehörde, deren Entſcheidung an⸗ 

bei chten wird, ein Recht, der Beſchwerde abzuhelfen, nirgends 
al iſt. Auch im preuß. Geſetz über die allgemeine 

— esverwaltung v. 30. Juli 1883 iſt das Verfahren fo 
= gelt, daß die Beſchwerde im Beſchlußverfahren 8 122 Abſ. 4 
die Beſchwerde gegen polizeiliche Verfügungen 8 129 

zu be an diejenige Behörde abzugeben iſt, welche darüber 

Sp Iöließen oder zu entſcheiden hat. Der Landrat war daher 
icht berechtigt, am 12. März 1920 die Genehmigung zu dem 


Kuuf 
cuſvertrage, die er am 5. Januar bereits verſagt hatte, 
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nachträglich zu erteilen, wie er dieſes ſpäter auch ſelbſt in 
ſeiner Verfügung v. 11. Juni 1920 anerkannt hat. 

J w. Sch., U. v. 29. Okt. 1921; 227/21 V. — Königs⸗ 
berg.) [Sch.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 


1. [Urkundenfälſchung. Sit der urſprüngliche Inhalt 
der Urkunde in einem rechtserheblichen Teil ihres Inhalts 
nicht verändert worden, dann iſt die Straftat auch dann nicht 
vollendet, wenn von der abgeänderten Urkunde Gebrauch ge⸗ 
macht worden iſt. Die Fälſchung iſt nur dann vollendet, 
wenn der bisherige Inhalt der Urkunde in einem rechtserheb⸗ 
lichen Punkte verändert erſcheint. ) Die Verurteilung wegen 
Urkundenfälſchung iſt nicht ganz bedenkenfrei. Nach tatrichter⸗ 
licher Feſtſtellung änderte die Angekl. in dem auf den Namen 
ihres Mannes ausgeſtellten Sparbuch mit einer Einlage von 
12 , deren Ziffernbetrag durch Anfügen von zwei Nullen 
„in der Pfennigrubrik“, um damit den Anſchein zu 
erwecken, als betrage das Sparkaſſenguthaben nicht bloß 12 %, 
fondern 1200 , und ſich daraufhin ein Darlehen von 600 % 
zu verſchaffen. Den Tatbeſtand der vollendeten Urkunden⸗ 
fälſchung im Sinne der 88267 und 268 a Nr. 1 StGB. er⸗ 
füllte dieſes Verhalten nicht, obwohl die Angekl. von dem 
abgeänderten Eintrag in dem Sparbuch auch den beabſich⸗ 
tigten Gebrauch gemacht hat. Nicht jede unbefugte Abände⸗ 
rung des Inhalts einer echten Urkunde iſt ein „Verfälſchen“, 
ſondern nur eine ſolche, durch die das Verſtändnis ihres 
urſprünglichen Inhalts in einem weſentlichen Beſtandteil 
beeinträchtigt wird, ſo daß danach eine rechtserhebliche Tat⸗ 
ſache in irgendwelchem Umfang anders beurkundet erſcheint 
als nach der unverfälſchten Urkunde. Eine ſolche Verfälſchung 
eines Sparkaſſenbucheintrags kann an ſich auch dadurch er⸗ 
folgen, daß der Ziffernbetrag der Einlage bloß durch Bei⸗ 
fügung weiterer Ziffern erhöht wird. Dies iſt aber nicht der 
Fall, wenn das Sparbuch zwei getrennte Spalten für die 
Eintragung der Mark⸗ und Pfennigbeträge enthält und zu 
dem Vermerk der Markeinlage bloß zwei Nullen in der 
„Pfennigrubrik“ hinzugefügt werden, da hierdurch der Sache 
nach der Einlagebetrag nicht als erhöht erſcheint. Darauf, 
ob dadurch „in jedem unbefangenen Dritten der Eindruck er⸗ 
weckt werden mußte, als ob bei der Sparkaſſe nicht nur 12 %, 
ſondern 1200 % angelegt ſeien,“ kann es ſonach für den 
äußeren Tatbeſtand des 8267 StGB. nicht ankommen; 
entſcheidend iſt vielmehr bloß, was der abgeänderte Eintrag 
bei richtiger Auffaſſung ſeines Inhalts im Falle der Echtheit 

Zu 1. Dem Urteil des RG. kann zugeſtimmt werden. Dem 
Sparbuch iſt dadurch, daß in die Spalte für Pfennigbeträge zwei 
Nullen eingefügt worden find, kein anderer Inhalt gegeben wor⸗ 
den, als es ihn vorher hatte (RGRKomm. Note 24 zu $ 267). 
Das Sparbuch bekundet dasſelbe, einerlei ob es auf 12, auf 12,-— 
oder auf 12,00 lautete. Die Begründung der Entſch. beruht auf 
der von mir abweichenden Auffaſſung des RG. über den Begriff 
der Urkunde; angeſichts dieſes völlig einwandfreien Falles iſt aber 
eine Erörterung darüber nicht nötig. Jedenfalls ergibt dieſer 
Fall: Nicht jede Abänderung einer Urkunde, nicht jeder Zuſatz zu 
ihrem bisherigen Inhalt verfälſcht die Urkunde, ſelbſt wenn dies 
in rechtswidriger Abſicht, insbeſondere alſo ohne Kenntnis des 
Ausſtellers geſchehen iſt. Verfälſcht iſt unter dieſen Vorausſetzungen 
die Urkunde nur donn, wenn die Urkunde nach ihrer Veränderung 
etwas anderes zum Beweiſe ausſagt, als vorher. 

Der Fall iſt inſofern lehrreich, als er die Eigenart eines 
Verſuches bei zweiaktigen Straftaten beleuchtet. Der erſte Akt 
der Urkundenfälſchung, das Verfälſchen iſt verſucht, aber nicht 
gelungen. Der zweite Akt, das Gebrauchmachen, iſt vollendet. 
Dieſer Umſtand kann aber nicht dazu führen, vollendete Urkunden⸗ 
fälſchung anzunehmen; vielmehr iſt der zweite Akt rechtlich be⸗ 
deutungslos; er iſt inſoweit als Mangel am Tatbeſtand anzuſehen. 

Da die Tat hier aus Gewinnſucht verübt worden iſt, iſt 
der Verſuch an ſich ſtrafbar. Ob gerade dieſer Verſuch geſtraft 
werden kann, hängt von der Auffaſſung über die Strafbarkeit 
des untauglichen Verſuches ab. Das RG. und ſeine Anhänger 
würden ihn natürlich für ſtrafbar halten. Zum gleichen Ergebnis 
werden auch diejenigen kommen, die den Verſuch dann für ſtrafbar 
halten, wenn der Plan, das Tatvorbild des Täters die Vollendung 
als denkbar erſcheinen ließ. Das trifft hier zu; die Täterin vergriff 


ſich nur im Mittel. 
5 Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 
79 
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der Sparkaſſe gegenüber zu beweiſen vermochte, dies war aber 
nach den bisherigen Feſtſtellungen der Stf. nichts anderes 
als was der Eintrag auch ſchon vor der Beifügung der beiden 
Nullen beſagte. 

(U. v. 7. Nov. 1921, 1D 734/21.) A.] 


2. [Berfuch der Urkundenfälſchung. 17) Die Verurteilung 
des Beſchwerdeführers wegen eines Verbrechens der ver⸗ 
ſuchten ſchweren Urkundenfälſchung (58 267, 268 
Nr. 1 und 43 StGB.) gibt zu rechtlichen Bedenken Anlaß. 
Der Verſuch dieſes Verbrechens erforderte es zwar nicht, daß 
bereits mit dem beabſichtigten Gebrauch der falſchen Urkunden 
zum Zweck der Täuſchung Gebrauch gemacht wurde; ein 
Anfang ſeiner Ausführung lag vielmehr ſchon in deren 
fälſchlichen Anfertigung zum Zweck der Täuſchung in der 
Abſicht, ſich oder einem anderen damit einen Vermögens⸗ 
vorteil zu verſchaffen (RGSt. 7, 54; 16, 124/125 und 41, 
144). Dagegen geht aus den Urteilsgründen nicht ganz 
zweifelsfrei hervor, ob E. die falſchen Ausweiſe für K. nicht 
etwa bloß auf Anregung der beiden Mitangeklagten K. und 
Sch. als Alleintäter anfertigte, um ſie erſt danach zur Durch⸗ 
führung der gemeinſchaftlich geplanten Prellerei zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. 

(U. v. 26. Sept. 1921, 1D 426/21.) A.] 


8. IWiderſpruch zwiſchen Protokoll und Urteil hinſichtlich 
der Beeidigung eines Zeugen. 1) Der Zeuge K. iſt zunächſt 
unter Ausſetzung der Beeidigung vernommen worden. Nach 
Abſchluß ſeiner Vernehmung iſt ſodann beſchloſſen und ver⸗ 
kündet worden, daß er nicht zu vereidigen ſei, da er an der 
den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden Tat der Mit⸗ 
täterſchaft verdächtig erſcheint. Trotzdem iſt in den Urteils⸗ 
gründen unter den Zeugen, deren eidliche Bekundungen der 
Feſtſtellung des Sachverhalts zugrunde gelegt ſeien, auch der 
Zeuge K. aufgezählt, und es iſt an verſchiedenen Stellen 
beſonders auf ſeine Angaben verwieſen worden. Es läßt 
ſich nicht mit Sicherheit erkennen, daß dieſer Widerſpruch 
zwiſchen dem Urteile und dem Protokolle nur durch ein 
Verſehen bei der Urteilsabfaſſung veranlaßt worden iſt. Hier⸗ 
nach muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß dieſem 
Zeugen mehr geglaubt worden iſt, als geſchehen wäre, wenn 
ſich das Gericht der Tatſache der Nichtbeeidigung bewußt 
geweſen wäre. Auf dieſem von beiden Angeklagten gerügten 
Mangel kann das Urteil beruhen. 

(U. v. 1. Dez. 1921, 6a D 895/21.) [D.] 


Zu 2. Wenn die in dem vorſtehenden Urteil wenigſtens als 
möglich vorausgeſetzte Sachlage vorliegt, ſo kann E. allerdings 
nicht wegen verſuchter ſchwerer Urkundenfälſchung verurteilt wer⸗ 
den. Er hat ſich dann nur einer einfachen Urkundenfälſchung oder 
(der Ausdruck „Ausweis“ iſt unklar) einer Übertretung des 8 363 
StGB. ſchuldig gemacht. Wenn er fie dann ſpäter den andern 
Augekl. zur Verfügung ſtellte, ſo hat er ihnen nur Beihilfe ge⸗ 
leiſtet. Daß er dann ſeinerſeits noch nachträglich den Urheber⸗ 
willen gefaßt habe, iſt natürlich möglich, bedurfte aber eines be⸗ 
ſonderen Beweiſes. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 


Zu 3. Widerſprüche zwiſchen dem Inhalt des Sitzungsproto⸗ 
kolls und den Urteilsgründen ſind ſehr häufig. Soweit ein ſolcher 
Widerſpruch ſich auf Vorgänge bezieht, die gemäß $ 272 ff. StPO. 
im Protokoll zu beurkunden ſind, iſt für ihren Nachweis das 
Protokoll und nicht die Urteilsfeſtſtellung maßgebend und es iſt 
darüber hinaus, ſoweit es ſich um eine für die Hauptverhandlung 
vorgeſchriebene Förmlichkeit handelt, der Gegenbeweis abgeſehen 
vom Falle wiſſentlicher Protokollfälſchung unzulaſſig. Mit Recht 
hat daher das NG. die Feſtſtellung der weſentlichen Förmlichkeit, 
daß der Zeuge unbeeidigt geblieben ſei, trotz der entgegenſtehenden 
erſtinſtanzlichen Urteilsfeſtſtellung als feſtſtehend erachtet. Es hat 
daraus zutreffend den weiteren Schluß gezogen, daß, weil das 
Urteil die Ausſage des Zeugen als eidliche wiedergegeben hat, es 
dieſe Ausſage auch entgegen dem tatſächlichen Vorgang als eid⸗ 
liche gewürdigt habe. Daraus ergab ſich dann, da der feſtgeſtellte 
Tatbeſtand mit auf der Ausſage des Zeugen beruht, die Notwendig⸗ 
keit der Urteilsaufhebung. Anders wäre die Frage zu entſcheiden 
geweſen, wenn der Widerſpruch nicht eine weſentliche Förmlichkeit, 
ſondern den Inhalt der Zeugenausſage zum Gegenſtand gehabt 
hätte. Dann wäre nicht die protokollierte Ausſage, ſondern die 
tatſächliche Feſtſtellung der Ausſage im Urteil maßgebend ge⸗ 
weſen und es hätte aus dieſem Widerſpruch eine begründete Revi⸗ 
ſionsrüge nicht hergeleitet werden können (Näheres RGSt. 49, 
316; vgl. auch Löwenſtein, Reviſion 2. Aufl., S. 46 ff.). 

JR. Dr. Siegfr. Löwenſtein, Berlin. 
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Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 

1. Im Urkundenprozeß zuläſſige Beweismittel. 70 

Die im Urkundenprozeß erhobene Klage iſt eine Kauſpreisklage 
aus 8433 Abſ. 2 BGB. und durch die tatſächlichen Behauptungen, 
daß der Bekl. durch Vertrag v. 20. Sept. 1919 die Maſchinenfabrit⸗ 
einrichtung des R. U. bis zum 31. Mürz 1920 gepachtet habe und 
alsdann berechtigt war, ſie käuflich für 50 000 % zu erwerben, daß 
er durch Brief feines Anwalts v. 31. März 1920 den Kaufantrag 
angenommen und daß U. die Kaufpreisforderung durch ſchriſtliche 
Erklärung v. 17. Dez. 1920 an die Kl. abgetreten habe, ſchlüſſig 
begründet. Nicht zum Klagegrunde gehörte die Behauptung, daß 
der Verkäufer U. die ihm aus § 433 Abi. 1 BOB. obliegenden Gegen! 
leiſtungen bewirkt habe, weil fie keine Vorleiſtungen find (vgl. 88 320, 
322 BGB. und Staudinger Anm. 1 zu 8 322 BGB.). Die Kl. 


Zu 1. Der Entſch. iſt m. E. nicht beizuſtimmen. Meiner 
0 nach hätte die Klage als unbegründet abgewieſen werden 
müſſen. 

Ob die Urkunde v. 20. Sept. 1919 (neben einem unbedingten 
Pachtvertrag) einen bedingten Kaufvertrag oder lediglich ein ein⸗ 
jeitiges Kaufvertragsangebot mit verlängerter Annahmefriſt enthält, 
läßt ſich aus dem mitgeteilten Urteilsauszug nicht mit Sicherheit 
erkennen. Daß die ſchriftliche Erklärung, durch die der Kaufvertrag 
(als unbedingter) ſchließlich zuſtandekam, als Annahmeerklärung be⸗ 
zeichnet wird, würde nicht gegen die zuerſt erwähnte Auslegung 
ſprechen (vgl. RG. 77, 416). Die Frage kann aber hier auf ſich 
beruhen, da jedenfalls die Grundſätze über beurkundete Verträge auf 
den vorliegenden Kaufvertrag anzuwenden ſind. Das Vorbringen des 
Bekl., daß der Vertrag ſchon zur Zeit ſeines Abſchluſſes hinſichtlich 
der beſchlagnahmten Maſchinen auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet 
geweſen ſei, iſt eine Einrede i. S. des 8597 Abf. 1 ZPO. Dem⸗ 
gegenüber hat Kl. nun geltend gemacht, aus dem Schlußabſatz bes 


Vertrages ergebe ſich, daß der volle Kaufpreis auch gezahlt werden 


ſolle, wenn ein Teil der Maſchinen nicht geliefert werden könne. 
Den Sinn einer ihrem Wortlaut nach feſtſtehenden Vertrags“ 
beſtimmung zu deuten, iſt im Streitfalle Aufgabe des Richters. Ge⸗ 
langt er zu dem Ergebnis, daß die Auslegung, die der (beweis⸗ 
belaſtete) Kl. für richtig hält, nach dem Wortlaut der Erklärung 
„unwahrſcheinlich“ fei, jo kommt es darauf an, ob der Kl. Behaup⸗ 
tungen aufſtellt, die an ſich (d. h. wenn ſie wahr ſind) geeignet find, 
den Richter davon zu überzeugen, daß die Erklärung doch im Sinne 
des Kl. zu deuten ſei. Können ſolche Tatſachen nicht geltend gemacht 
werden, ſo iſt die „Behauptung“ des Kl. über den Sinn der frag⸗ 
lichen Vertragsbeſtimmung unbeachtlich. So liegen die Dinge 
hier. Die klägeriſche Behauptung, es ſei bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages eine ausdrückliche mündliche Abrede dahin getroffen worden, 
daß der volle Kaufpreis auch gezahlt werden ſolle, wenn nur ein 
Teil der Maſchinen geliefert werden könne, ſpricht ſogar gegen ſeine 
Auslegung des Vertrages. Denn wenn die Kontrahenten bei Abſchluß 
des ſchriftlichen Vertrages darüber einig geweſen wären, daß dieſe 
Beſtimmung ſchon im Schlußabſatz des Vertrages enthalten ſei, ſo 
hätten ſie ja gar keine Veranlaſſung gehabt, bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages nochmals „ausdrücklich“ eine dahingehende Vereinbarung zu 
treffen. 5 
Aber auch die Behauptung über dieſe mündliche Vereinbarung 
iſt unerheblich. Nach der ſtändigen Judikatur des RG. ſpricht eine 
tatſächliche Vermutung dafür, daß ein beurkundeter Verkrag voll⸗ 
ſtändig und maßgebend iſt. Der Kl. kann deshalb mit feiner Br 
hauptung „ſo lange nicht gehört werden, als er nicht weiter darlegt, 
daß entgegen der Vermutung der Vollſtändigkeit der Schrift auch 
das mündlich Beſprochene habe gelten ſollen, daß alſo die Schrift 
unrichtig oder unvollſtändig ſei“ (RG. 52, 26). Das iſt hier aber 
nicht geſchehen. 4 
Iſt den bisherigen Ausführungen beizuſtimmen, fo ſtand bet 
der Urteilsfällung bereits feſt, daß „der in der Klage geltend ge 
machte Anſpruch .. infolge einer Einrede des Bekl. als unbegründet 
ſich darſtellt“, und eben deshalb hätte der Kl. nach 8 597 Abſ. 1 3PV. 
„mit dem Anſpruche“ abgewieſen werden müſſen. 8 
Dabei wird allerdings vorausgeſetzt, daß hier gemäß 88 300, 
139 BGB. der ganze Kaufvertrag nichtig iſt. Der abweichenden 
Auffaſſung des KG. kann nicht beigetreten werden. Aus dem Um‘ 
ſtande, daß die Vertragsparteien den Kauf hinſichtlich der nicht ber 
ſchlagnahmten Maſchinen aufrechterhalten wollten, folgt keineswegs, 
daß fie den Vertrag v. 20. Sept. 1919 auch ohne den nichtigen Te 
abgeſchloſſen hätten. Denn der Verkäufer wollte den Vertrag hinſicht 
lich der nicht beſchlagnahmten Maſchinen doch nur aufrechterhalten 
unter der Vorausſetzung, daß ihm für die reſtlichen 
Maſchinen der volle Kaufpreis gezahlt werde, ont!“ 
wiederum der Käufer nicht einverftanden war. Aus den gleichen 
Gründen kann auch von einer teilweiſen Beſtätigung des (zung 
in vollem Umfange nichtigen) Kaufvertrages keine Rede fein. Den 
eine ſolche Beſtätigung (vgl. 8 141 BGB.) würde doch ebenſo wie 
eine erneute Vornahme auch Einigkeit über den Preis vorausſetzen, 


die hier fehlt. 7 
Prof. Dr. Max Pagenſtecher, Frankfurt a. M. 


51. Jahrg. 1922 Heft 9] 
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15 die zunächſt zur Begründung ihres Anſpruchs erforderlichen Tat⸗ 
108 gemäß 8 592 ZPO. durch Urkunden, deren Echtheit nicht be⸗ 
itten iſt, bewieſen. 
| U. hat ſich in dem Vertrage v. 20. Sept. 1919 bis zur Zah⸗ 
ung des Kaufpreiſes das Eigentum an den Maſchinen vorbehalten. 
Ds Bekl. wendet nun gegen die Klage gemäß 8 404 BGB. ein, 
aß U. bezüglich eines Teiles der verkauften Maſchinen infolge der 
zur Anwendung kommenden BD. des RMin, über die Rückgabe der 
aus Belgien und Frankreich entfernten Maſchinen v. 28. März 1919 
zur Eigentumsverſchaffung gar nicht imſtande ſei. Der Bekl. hat 
Such den ſchriftlichen Abruf der Kommiſſion für die Rückgabe von 
Raſchinen und Material und die amtlichen Schreiben der Reichs⸗ 
rücklieferungskommiſſion urkundlich bewieſen, daß von den von U. 
glauften Gegenſtänden eine Säulenbohrmaſchine, eine zweiſpindelige 
5 ohrmaſchine, zwei Bügelſägen, drei eiſerne Werkzeugtiſche und wahr⸗ 
ſcheinlich auch eine Fräsmaſchine aus dem während des Krieges be⸗ 
etzten feindlichen Gebiete ſtammen und unter die genannte VO. fallen, 
und daß der Bekl. die Säulenbohrmaſchine bereits der Reichsſtelle 
zurückgeliefert hat. Durch 8 1 1. Cc. find dieſe Maſchinen beſchlagnahmt 
1 0 der Wirkung, daß rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie ver⸗ 
99 805 und nichtig ſind. Die Beſchlagnahme iſt ohne weiteres mit 
dem Inkrafttreten der VO. v. 28. März 1919 erfolgt. Zweck und 
Fänbalt der VO. gingen dahin, die belangten Gegenftände dem in⸗ 
ändiſchen Verkehr überhaupt zu entziehen und in Erfüllung des JV. 
t dem Feindland an die urſprünglichen Eigentümer zurückzuführen. 
araus folgt, daß der Kaufvertrag zwiſchen U. und dem Bekl. ſchon 
zur Zeit ſeines Abſchluſſes hinſichtlich der genannten Maſchinen auf 
eine unmögliche Leiſtung gerichtet und nach 8306 BGB, nichtig war. 
Andererſeits haben unſtreitig beide Vertragsparteien den Kauf be⸗ 
züglich der nicht beſchlagnahmten Maſchinen aufrechterhalten und 
wollen ihn auch in Zukunft aufrechterhalten. Es iſt daher au⸗ 
ſchlohmen; daß ſie den Vertrag auch ohne den nichtigen Teil ge⸗ 
ſchloſſen hatten, und es bewirkt gemäß 3139 BOB. die teilweiſe 
Richtigkeit vorliegend nicht die Nichtigkeit des ganzen Rechtsgeſchäfts, 
ondern lediglich eine Beſchränkung des urſprünglichen Kaufvertrages 
auf die von der VO. v. 28. März 1919 nicht erfaßten Gegenſtände. 
u dem gleichen Ergebnis führt ſchon eine entſprechende Anwendung 
des § 141 B60 B., da die Vertragsparteien durch ihr Feſthalten an 
em erfüllbaren Teil des Kaufgeſchäfts letzteres inſoweit beſtätigt und 
neu vorgenommen haben. 
ta unmehr fteht die Kl. aber einer gänzlich veränderten Rechts⸗ 
“age gegenüber. Sie kann ihren Zahlungsanspruch nicht mehr aus⸗ 
ſchließlich auf den Vertrag v. 20. Sept. 1919 ſtützen und in deſſen 
ausbedungener Höhe geltend machen, ſondern ſie muß ihn in analoger 
Anwendung der 88323, 440, 472 B00 B. neu berechnen und dazu 
berlegen, welchen Wert die geſamte Maſchineneinrichtung und die 
zeſchlagnahmten Teile zur Zeit des Kaufabſchluſſes gehabt haben, und 
lach dem Verhältnis beider Werte zueinander den urſprünglichen 
beeuſpreis herabſetzen. Alle dieſe Tatſachen ſind zur Begründung 
des verminderten Klageanſpruchs erforderlich und nach 8 592 ZPO. 
durch Urkunden zu beweiſen. Einen ſolchen Urkundenbeweis aber hat 
ie Kl. nicht einmal verſucht und will und kann ſie auch offenbar 
Sa nicht führen. Sie hält lediglich nach wie vor an dem vollen 
verabredeten Kaufpreis feſt, beruft ſich zur Begründung auf den 
Schlußabſatz des Vertrages v. 20. Sept. 1919 und ſchiebt ferner dem 
Bekl. den Eid darüber zu, daß bei Abſchluß des Vertrages ſchon 
mit der Möglichkeit der Inanſpruchnahme einzelner Maſchinen ſeitens 
er Reichsrücklieferungskommiſſion gerechnet und ausdrücklich verein⸗ 
duct wurde, daß gleichwohl der volle Kaufpreis von 50 000 % für 
dle reſtlichen Maſchinen beſtehen bleiben ſollte. Der Bekl. beſtreitet 
8 59 Die Eideszuſchiebung iſt, da ſie den Klagegrund betrifft, nach 
19 9² ZPO. unzuläſſig. Der Schlußabſatz des Vertrages v. 20. Sept. 
5 19 über den Ausſchluß von Einwendungen und Erſatzanſprüchen 
d 3 Bekl. bezieht ſich dem Zuſammenhange nach anſcheinend nur auf 
as zunächſt geplante Pachtverhältnis und allenfalls auch auf Sach⸗ 
ängel bei Annahme des Kaufantrages, keineswegs aber zwingt er 
— der von der Kl. behaupteten Auslegung, daß der Bekl. ohne 
weitſicht auf irgendwelche Sach⸗ und Rechtsmängel und auf eine teil⸗ 
eiſe Nichtigkeit oder Unerfüllbarkeit des Kaufgeſchäfts den vollen 
aufpreis zahlen ſollte. Ein ſolcher Sinn des Schlußabſatzes iſt un⸗ 
ahrſcheinlich, wird vom Bekl. beſtritten und wäre von der Kl. durch 
eitere Urkunden zu beweiſen geweſen. 
urk Da ſomit die Kl. den ihr obliegenden Beweis mit den im 
at ndenprozeß zuläſſigen Beweismitteln nicht vollſtändig geführt 
925 war die Klage gemäß 8 597 ZBD. als in der gewählten Prozeß⸗ 
unſtatthaft abzuweiſen. 
KG., 29. 8 S., Urt. v. 29. Nov. 1921, 29 U 7992/21.) 
Mitgeteilt von AGRat Dr. Hannay, Berlin⸗Halenſee. 
11 


2. Beendigung der Inſtanz. f) 
u. Der herrſchenden Anſicht, daß die Inſtanz mindeſtens bis 
At, Zuſtellung des Urteils dauere, kann nur für den Fall bei⸗ 
. daß gegen das Urteil ein Rechtsmittel oder der 


ſchlu Zu 2. Die Entſch. ſtimmt überein mit einem früheren Be⸗ 
m des 11.36. (K Bl. 1920, 89). Dagegen ſieht das Rog. 
388. in einem Beſchluß v. 3. Dez. 1921 (Bayer J. 1922, 20) 


Einſpruch zuläſſig iſt. Hier handelt es ſich aber um ein Urteil, 
daß mit der Verkündung rechtskräftig geworden iſt. Die Inſtanz 
hat daher im vorliegenden Falle mit der Verkündung des Urteils 
ihr Ende erreicht. 

Das LG. führt aus, daß die Zuſtellungstätigkeit des An⸗ 
walts einen beſonderen Gebührenanſpruch nicht erzeugt, daß die 
letzte einen ſelbſtändigen Gebührenanſpruch begründende Tätigkeit 
des klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten der Reviſionsinſtanz vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes v. 8. Juli 1921 liegt und daher 
die erhöhte Gebühr aus dieſem Geſetz nicht begründet it. 

Selbſt wenn dieſe Anſicht nicht zutreffen ſollte, ſo kommt 
trotzdem in dem gegebenen Falle das Geſ. v. 8. Juli 1921 nicht 
zur Anwendung, da die Zuſtellung des Reviſionsurteils über⸗ 
flüſſig war! 

Das LG. meint, die Zuſtellung habe der Vorbereitung der 
Zwangsvollſtreckung gedient. Dem kann nicht beigetreten werden. 

Nach § 750 3 PO. darf zwar die Zwangsvollſtreckung nur 
beginnen, wenn das Urteil bereits zugeſtellt iſt oder gleichzeitig 
zugeſtellt wird. Gemeint iſt aber nur das Urteil, das den Voll⸗ 
ſtreckungstitel bildet. Um ein derartiges Urteil handelt es ſich 
bei dem Reviſionsurteil v. 5. Juli 1921 nicht. Das Urteil weiſt 
die Reviſion zurück. Die Berufung gegen das erſtinſtanzliche Urteil 
war zurückzuweiſen. Der Vollſtreckungstitel bildet danach ledig⸗ 
lich das erſtinſtanzliche, eine Verurteilung in der Hauptſache aus⸗ 
ſprechende Urteil. Allerdings enthielt das Reviſionsurteil auch 
eine Verurteilung des Bekl. inſoweit, als ihm die Koſten der 
Reviſionsinſtanz auferlegt ſind. Der Vollſtreckungstitel für die 
Koſten iſt aber nicht das Urteil, ſondern der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß. Die zur Zwangsvollſtreckung erforderliche Vollſtreckungs⸗ 
klauſel (88 724, 725 ZPO.) iſt auf das beſtätigte, den Vollſtreckungs⸗ 
titel bildende Urteil zu ſetzen (NG. Warneyer, Ergänzungs⸗ 
band 1912, 200). Auch zur Erwirkung der Vollſtreckungsklauſel 
bedurfte es nicht der Zuſtellung des Reviſionsurteils, da es mit der 
Verkündung rechtskräftig war. Danach iſt die Anſicht des LG. 
verfehlt. 

nn in einem Falle wäre die Zuſtellung des Reviſionsurteils 
erforderlich geweſen, nämlich im Falle der Ergänzung des Urteils 
nach § 321 ZPO. Dieſer Fall liegt hier aber nicht vor. 

Für eine überflüſſige Tätigkeit kann der Anwalt keine Ge⸗ 
bühren beanſpruchen. Es ift daher auch aus dieſem Grunde der 
Anſpruch auf die erhöhte Gebühr aus dem Geſetz v. 8. Juli 1921 
nicht begründet. 

(KG., 17. 8S., Beſchl. v. 29. Dez. 1921, 17 W 4399/21.) 


* 
Frankfurt a. M. 

3. Wird die zur Vermietung notwendige Zuſtim⸗ 
mung des Mieteinigungsamts nachträglich erteilt, ſo 
wirkt das Vermieterpfandrecht erſt von dem Zeitpunkte 
der Genehmigung an gegenüber pfändenden Gläubigern 
des Mieters. 1) 

Die Klage kann ſich allerdings nicht auf den 8 805 ZPO. ſtützen, 
da mit der Auszahlung des Verſteigerungserlöſes an die Gläubigerin 
die Zwangsvollſtreckung beendet war und dieſe prozeßrechtliche 
Klage nur innerhalb des Zwangsvollſtreckungsverfah⸗ 
rens zuläſſig iſt (Stein a. a. O. IV 5). ' 

Der Kl. hat aber feinen Anſpruch ſchon in der Klageſchrift 
allgemein auf ſeine gegenüber der Bell. beſſeres Recht ge⸗ 


die Tätigkeit des RA. auch in der Reviſionsinſtanz vor der Zu⸗ 
ſtellung des Urteils nicht als beendet an. Dieſe Anſicht wird den 
Vorzug verdienen, weil das Geſetz ſelbſt bezüglich des Erforder⸗ 
niſſes der Zuſtellung des Urteils einen Unterſchied für die Reviſions⸗ 
inſtanz nicht macht. Daß damit die Gefahr entſteht, der Anwalt 
könne die zwar vorgeſchriebene, aber ziemlich überflüſſige Zuſtel⸗ 
lung mit Rückſicht auf das Inkrafttreten neuer Gebührenſätze ver⸗ 
zögern, iſt nicht zu verkennen. Doch wird man das Vertrauen 
zur Anwaltſchaft haben dürfen, daß ein ſolcher Mißbrauch nicht 
geübt wird. KGRat Dr. Günther, Charlottenburg. 


Zu 3. Wenn der OLG. Frankfurt ſagt, daß der Bereiche⸗ 
rungsanſpruch des Vermieters in Fällen vorliegender Art durch Lehre 
und Rechtſprechung allgemein anerkannt ſei, ſo kann ich nur zugeben, 
daß dies die vorherrſchende Meinung iſt, welcher ich nach wie vor 
widerſpreche. Zu den in meiner Miete S. 563 Nr. 58 aufgezählten 
Gegnern der herrſchenden Meinung füge ich jetzt noch hinzu: Bruck⸗ 
ner Goldſchm . 64, 564: Sinzheimer 28.1915, 837; Linde» 
mann⸗Sörgel (1921) zu 8563 BOB; LO. Karlsruhe in 
BadRRPr. 1916, 23; LG. Hamburg 2. Mai 1913 Bf VI312/1913. 

In der eigentlichen Mietfrage des Falles trete ich dagegen dem 
Os. Frankfurt bai. Der Mietvertrag iſt nur genehmigungspflichtig; 
die Wirkſamkeit wird ihm verſagt, wenn das MEN. ausgeſchaltet 
wird. Das entſpricht der Stellungnahme des neuen Mieterſchutz⸗ 
rechtes, inabejondere nach dem § 5 Abſ. 2 MSchBO. Wenn dann 
hierauf 8 184 BGB. in Anwendung gebracht wird, ſo entſpricht das 
nur der Regel des BGB. Der Fall zeigt, wie gefährlich es für 
den Vermieter iſt, wenn er ſich der nun einmal vorgeſchriebenen Mit⸗ 
wirkung des MEN. entzieht. 

, OLG Präſ. Prof. Dr. Mittelſtein, Hamburg. 
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gründet, indem er ausführt, ſein Recht auf vorzugsweiſe Befriedi⸗ 
gung aus dem Verſteigerungserlöſe ſei mit deſſen Aushändigung nicht 
untergegangen. Damit hat er feinen Auſpruch auf die Bereiche⸗ 
rung geſtützt (8811 BGB.), die die Bekl. ihm gegenüber ohne 
rechtlichen Grund und auf ſeine Koſten in unmittelbarer 
Vermögensverſchiebung zwiſchen ihnen und durch die durchgeführte 
„Zwangsvollſtreckung erlangt hatte (OLG. 19, 153 f.). 

Dieſe materiellrechtliche Klage iſt durch Lehre und Recht⸗ 
ſprechung allgemein zugelaſſen. 

Der Anſicht des LG., daß der Mietvertrag wegen der damals 
fehlenden (vorherigen) Zuſtimmung des MEN rechtsunwirkſam ge⸗ 
weſen ſei und deshalb kein Vermieterpfandrecht habe begründen 
können, kann jetzt, nachdem die nachträgliche Zuſtimmung beigebracht 
iſt, jedenfalls nicht mehr beigepflichtet werden. 

Von Nichtigkeit des Mietvertrages konnte überhaupt nicht 
die Rede ſein. Der Vertrag verſtößt zwar gegen ein geſetzliches 
Verbot, das ſich an beide Vertragsparteien richtet und deſſen Über⸗ 
tretung mit Strafe bedroht iſt (8 10 Nr. 3 Wohn Mang O. 
v. 23. Sept. 1918). Aber die Nichtigkeit des § 134 BGB. iſt nur 
ſubſidiär und tritt nur dann ein, „wenn ſich aus dem Geſetz nicht 
ein anderes ergibt“. Die Verträge, um die es ſich handelt, ſind nun 
nicht wegen ihrer Natur verboten, ſondern nur wegen der beſonderen 
Umſtände, unter denen ſie vorgenommen werden. Sie können ver⸗ 
glichen werden z. B. mit Rechtshandlungen, die nach 8 241 KO. 
ſtrafbar ſind, oder mit Schenkungen, die einem Bettler gegeben 
werden, der ſich nach 8 361 Nr. 4 StGB. ſtrafbar macht, deren 
Rechtswirkſamkeit nicht ſtreitig iſt (RG R Komm. a. a. O. Anm. 2). 

Durch den Vorbehalt der Zuſtimmung des MEA. (im Gegenſatz 
zur früheren MagiſtratsVO. v. 13. Juli 1919 [AnzBl. 229] ſprechen 
die ſpäteren VO. nicht mehr von „vorheriger“ Zuſtimmung) 
wurde als ein Zuſtand ſog. „ſchwebender Ungewißheit“ ge⸗ 
ſchaffen, die einſtweilige Bindung der Parteien herbeiführte 
(RO. 75, 400; 65, 154). Die Rechtswirkſamkeit hing von der Zu⸗ 
ſtinmung des MEA. ab; fie war von dieſer Zuſtimmung auf⸗ 
ſchiebend bedingt und trat mit dieſer Zuſtimmung rück⸗ 
wirkend ein (8 184 Abſ. 1 BGB.). Durch die Rückwirkung wurden 
aber Verfügungen nicht unwirkſam, die vor der Zuſtimmung 
(Genehmigung) im Wege der Zwangsvollſtreckung getroffen 
waren (8 184 Abſ. 2 BGB.). 

8161 BGB., der bei Verfügung unter aufſchiebender Be⸗ 
dingung weitere Verfügungen während der Schwebezeit, auch ſolche 
im Wege der Zwangsdollſtreckung, im Falle des Eintritts der Be⸗ 
dingung für unwirkſam erklärt, trifft hier nicht zu, da der Miet⸗ 
vertrag keine „Verfügung“ über die Mietſache, ſondern nur 
ſchuldrechtliche Verpflichtungen mit Beziehung auf dieſe be⸗ 
gründet. 

Das Pfändungspfandrecht der Bekl. iſt deshalb durch die rück⸗ 
wirkend eingetretene volle Rechtswirkſamkeit des Mietvertrages und 
des damit ebenfalls voll wirkſam gewordenen Vermieterpfandrechts 
nicht wieder beſeitigt oder in ſeinem Vorrang beeinträchtigt worden. 
Das Vermieterpfandrecht des Kl. iſt danach gegenüber dem 
Pfandrecht der Bekl. nicht als beſſeres Recht anzufehen. 

(OLG. Frankfurt a. M., 5. 3 ., Urt. v. 12. Dez. 1921, 5 U 217/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kappler, Frankfurt a. M. 
* 
München. \ 

4. Sobald ein Schweigevertrag die Rechte des un⸗ 
ehelichen Kindes nachteilig beeinflußt, verſtößt er gegen 
die guten Sitten. f) 

Die Bekl. hat durch die Annahme des Geldes, der Kl. durch 
die Hingabe gegen die guten Sitten verſtoßen. Soweit der Zweck 
der Geldleiſtung nur die höchſt perſönlichen Intereſſen der Bekl. 
berührte, alſo ſie verpflichten ſollte, ihre Beziehungen zu dem 
Kl. nicht auszuplaudern, erſcheint die Übernahme dieſer Verpflich⸗ 
tung nur gegen eine Geldleiſtung rechtlich einwandfrei. Jedoch 


Zu 4. Das Urteil iſt angeſichts der mitgeteilten beſonderen 
Umſtände des Falles richtig, jedoch dürfte die Begründung in ihrer 
Allgemeinheit zu weit gehen. Nicht jede Vereinbarung eines Ent⸗ 
gelts dafür, daß die uneheliche Mutter den Namen des Schwän⸗ 
gerers nicht nennt, iſt ohne weiteres als ein Sittenverſtoß anzu⸗ 
ſehen; vgl. OLG. München Rſpr. OLG. 24, 260; RR Komm. 
(1921) 81717 Anm. 1; Warneyer, Komm. z. BGB. 8 138 
Note 176; DLG. Kolmar in OGG Rſpr. 30, 343 behandelt den 
Fall, daß die uneheliche Mutter hat glauben können, durch die 
Vereinbarung und Annahme des Schweigegeldes das leibliche Wohl 
des Kindes nicht nur nicht zu verletzen, ſondern ſogar zu fördern; 
es iſt da kein Verſtoß gegen die guten Sitten angenommen wor⸗ 
den. Unſittlichkeit liegt jedenfalls vor, wenn durch das Verſchweigen 
eine Verkümmerung der für das Wohl des Kindes erforderlichen 
Mittel herbeigeführt wird, wie das hier der Fall zu ſein ſcheint. 
Grundſatz bleibt immer, daß Unſittlichkeit anzunehmen iſt, wenn 
durch das Schweigen eine geſetzliche oder moraliſche Verpflichtung 
zur Kundgabe verletzt wird; RG. 33, 337. 

Die Vorausſetzung, daß beide Teile gegen die guten Sitten 
handelten (RG. 95, 79) iſt offenbar hier gegeben. 

Die Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters iſt nicht nur 
eine ſchuldrechtliche, ſondern auch eine familienrechtliche. Vgl. LG. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


verbietet es das Sittengeſetz, daß die Mutter ohne Mitwirkung 
des Vormundſchaftsgerichts über die dem Kinde zuſtehenden Rechte 
mit dem Kl. abhandelte. Die Bekl. verpflichtete ſich, den Kl. mu 
Unterhaltsanſprüchen nicht weiter zu behelligen und ihn deshalb 
auch nicht beim Vormundſchaftsgericht und beim Standesbeamten 
als Vater anzugeben. Das uneheliche Kind hat aber an der Feſt⸗ 
ſtellung, ſchon mit Rückſicht auf die durch 8 1719 BGB. geſchaffene 
Möglichkeit ſpäterer Legitimation immerhin ein Intereſſe an der 
Feſtſtellung, wer ſein Vater iſt. Außerdem kann das gewährte 
Schweigegeld nach Abzug des der Bekl. gut dünkenden Entgeltes 
für ihre perſönliche Schweigepflicht nicht als genügende Abfindung 
des Unterhaltsanſpruchs des Kindes angeſehen werden. — Ebenſo 
verſtößt Kl. gegen die gute Sitte. Er hat, obwohl er ſich über 
die Verwerflichkeit ſeines Vorgehens im klaren ſein mußte, durch 
Anerbieten und Hingabe des Geldes, das in den Augen der in 
beſcheidenen Verhältniſſen lebenden Bekl. eine anſehnliche Summe 
darſtellte, die Bekl. für den von ihm erſtrebten Zweck zu gewinnen 
gewußt und ſie beſtimmt, bewußt oder unbewußt die Rechte ihres 
Kindes hintanzuſetzen. Rückforderung iſt ſohin nach § 817 Satz 2 
BGB. ausgeſchloſſen. 
(OSG. München, Urt. v. 22. Okt. 1921, BerReg. L 1162/20 III.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Berlin. b) Strafſachen. 

1. Begriff der höheren Unterrichtsanſtalten. Über 
die Eigenſchaft eines Privatunterrrichts als geeigneten 
Erſatzes für den Volksſchulunterricht befindet das Er” 
meſſen der Schulverwaltung. }) 

Aus den Gründen: 

Die Angekl. haben ihre ſchulpflichtigen Kinder nicht der Volks 
ſchule in L. zugeführt, ſondern in der O.ſchen Privatſchule in 
Br. unterrichten laſſen; fie find deswegen auf Grund des 8 125 
des Hannoverſchen Polizeiſtrafgeſetzes v. 25. Mai 1847 in Verb. 
mit §8 3 und 6 des Hannoverſchen Geſetzes v. 26. Mai 1845, 
betreffend das chriſtliche Volksſchulweſen, zu Strafe verurteilt. 

Von der Reviſion wird die Fortgeltung der angewandten 
Geſetze ohne Erfolg angezweifelt; die Fortgeltung iſt vom KG. in 
ständiger Rechtſprechung (jo Urt. v. 21. Nov. 1920, Joh. 40, 435; Urt. 
v. 27. Okt. 1913, 45, 442) anerkannt. Die ſeit der ſtaatlichen 
Umwälzung vom November 1918 erlaſſenen Geſetze, insbeſondere 
die Reichsverfaſſung v. 11. Aug. 1919 (RGBl. 1383) Art. 142 ff. 
haben, ſoweit die Hannoverſchen Geſetze hier in Betracht kommen, 
an dem bisherigen Rechtszuſtande nichts geändert. 

g Nach 8 3 des Hannoverſchen Volksſchulgeſetzes ſind die Kinder 
eines jeden Landeseinwohners zum Beſuche einer Volksſchule wäh⸗ 
rend des ſchulpflichtigen Alters verbunden, wenn ſie nicht einer 
höheren Unterrichtsanſtalt angehören oder durch geeigneten Privat⸗ 
unterricht die erforderliche Unterweiſung erhalten. Die Reviſion 
vertritt den Standpunkt, daß die Q.ſche Privatſchule als höhere 
Unterrichtsanſtalt in dieſem Sinne ſchon deshalb anzuerkennen ſei, 
weil in ihr über die für Volksſchulen vorgeſchriebenen Elementar⸗ 
fächer hinaus Unterricht auch in fremden Sprachen erteilt werde. 
Das trifft aber nicht zu. Höhere Unterrichtsanſtalten ſind die vom 
Staate oder von den Gemeinden errichteten Lehranſtalten, in wel⸗ 
chen die Jugend zu höherer wiſſenſchaftlicher Bildung gefördert 
wird, wie Gymnaſien, höhere Mädchenſchulen und dergl. (v. Bit⸗ 
ter, Handwb. d. Pr. Verw. Bd. 1 S. 909). Privatſchulen, die 
das gleiche Ziel verfolgen, bedürfen ebenſo wie alle anderen Privat“ 
ſchulen der Erlaubnis oder Anerkennung der Regierung. (St. M. 
Inſtr. v. 31. Dez. 1839 Abſchn. 1 88 110, 12, 13; Entſch. des 
OVG. 52, 214; v. Bitter a. a. O. II, 315.) Die Q.ſche Schule 
hat dieſe Anerkennung der Regierung nicht erhalten, ſie kann 
deshalb als höhere Unterrichtsanſtalt, deren Beſuch den Beſuch 
der Volksſchule erſetzt, nicht gelten. Aber auch, wenn man den 


Nürnberg JW. 1921, 1102, 6; die Anſprüche des unehelichen 
Kindes gegen den unehelichen Vater erſchöpfen ſich nicht in dem 
Anſpruch auf Gewährung des Unterhalts, vielmehr iſt eine ſelb⸗ 
ſtändige Klage auf Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft zuläſſig; 
io LG. Augsburg JW. 1919, 519; LG. Straubing, Bayer. 13, 29. 
Es liegt auch ein öffentliches Intereſſe wegen der 88 1310, 1324 
BGB. zur Vermeidung verbotener Ehen vor. 
IR. Ludwig Cahen, Cöln. 


Zu 1. A. So ſchon KG. bei Joh. 32 C 37 Nr. 13. Der 
Einſender. 


B. Die Beurteilung der Frage, ob eine Privatſchule als 
höhere Unterrichtsanſtalt anzuerkennen iſt, oder inwieweit der in 
ihr erteilte Unterricht als genügender Erſatz für den Unterricht 
der Volksſchule anzuſehen iſt, gehört ausſchließlich zur Zuſtändig⸗ 
keit der Schulaufſichtsbehörden, die hierüber nach freiem, pflicht? 
mäßigem Ermeſſen zu befinden haben. Daraus folgt ohne mel“ 
teres, daß das Gericht die von der Schulaufſichtsbehörde im Rahmen 
ihrer Zuſtändigkeit getroffene Entſcheidung, wie das KG. ange 
nommen hat, keiner Nachprüfung zu unterziehen, ſondern bei dem 
von ihm zu fällenden Urteil als bindend zugrunde zu legen has. 

OVGgtat Prof. Dr. Fürſtenau, Berlin. 
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in der chen Schule gewährten Unterricht als Privatunterricht 
anſieht, iſt das angegriffene Urteil aufrechtzuerhalten. Es iſt nicht 
Pri des Gerichts, darüber zu befinden, ob und inwieweit eine 
rivatſchule den zu ſtellenden Anforderungen genügt; das zu prüfen 
— zu entſcheiden iſt Aufgabe der Verwaltungs⸗, insbeſondere 
zer Schulaufſichtsbehörden. Nur hierauf, ob dieſe Behörden der 
55 ivatſchule die Anerkennung erteilt oder verſagt haben, hat ſich 
fen gerichtliche Prüfung zu erſtrecken. Da aus den Urteilsfeſt⸗ 
ſteüungen hervorgeht, daß eine ſolche Anerkennung der D.jchen 
Privatſchule von der zuständigen Behörde verweigert iſt, konnte 
die als Erſatz für die Volksſchule nicht in Betracht kommen. Das 
Ie betreffend die Grundſchulen und die Aufhebung der Vor⸗ 
chulen v. 28. April 1920 (RGBl. 851) hat an der vorſtehenden 
echtslage nichts geändert. 
(KG., 1. StS., Urt. v. 15. Nov. 1921, 1 8 787/21.) 
Mitgeteilt von KGRat Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Lundgerichte. 


Crefeld. Zivilſachen. 


6 1. Die dem Armenanwalt erſtatteten Auslagen ſind 
erichtskoſten i. S. des 8 88 DGK G. f) 
1 Das GKG. ſieht den Fall vor, daß Beträge, die den Rechts⸗ 
unwälten aus der Staatskaſſe gezahlt werden, als Auslagen gelten, 
ind zwar auch i. S. des 3 88 GNG. Zwar iſt an keiner Stelle 
um Geſetz geſagt, welche Beträge denn unter 8 79 Ziff. 6 DKG. 
lallen. Im Zivilprozeß kann es ſich hierbei nur um Beträge 
wendeln, die für die Tätigkeit im Intereſſe einer Partei gezahlt 
Gerden. Hier werden alſo an ſich außergerichtliche Koſten zu 
Vedechtskoſten gemacht. In dieſer Hinſicht würden demnach keine 
153 enken beſtehen, die an ſich auch außergerichtlichen Auslagen 
es Armenanwalts hierher zu rechnen. 
60 Dafür, daß die erſtatteten Beträge Gerichtskoſten i. S. des 
100. ſind, ſpricht vor allem der Wortlaut des Geſetzes vom 
355 Dez. 1919 (OLG. Celle JW. 1921, 475; OLG. Dresden 
‚m. 1921, 456). Sollten die dem Armenanwalt erſtatteten Beträge 
dicht Auslagen i. S. des § 79 Gch. fein, dann hätte das Geſetz 
1925 wenn es den Ausdruck „Gerichtskoſten“ braucht, zum Aus⸗ 
druck bringen müſſen. Durch den Hinweis auf 8 124 37. iſt 
90 1 nicht geſchehen. Daß die erſtakteten Beträge nur i. S. der 
15 115 und 125 ZPO. der armen Partei gegenüber als Gerichts⸗ 
zoſten gelten ſollen, wird durch den Wortlaut des Geſetzes in keiner 
eiſe dargetan. 
191 Nach dem Rechtszuſtand vor dem Erlaß des Geſ. v. 18. Dez. 
fie 9 erhielt der Armenanwalt feine Auslagen nicht erſetzt, während 
eder Rechtskundige oder der nicht richterliche Juſtizbeamte, der 
0 8116 3PO. auch als Vertreter einer armen Partei beſtellt 
ſie den kann, fie nach g 116 ZPO. Satz IE erſetzt bekam. Dieſe 
18 Rechtsanwälte beſtehende Unbilligkeit ſollte durch das Geſ. v. 
Sve 1919 beſeitigt werden. Es ſollte nunmehr für Rechts⸗ 
fir älte die gleiche Einrichtung getroffen werden, wie ſie bereits 
die Juſtizbeamten und Rechtskundigen beſtand, und ihnen 
ſeht alters die baren Auslagen nach Maßgabe der NAGED. er- 
her werden. Daß dies der Zweck des Geſetzes war, geht daraus 
r daß im Gef. v. 18. Dez. 1919 die gleichen Worte benutzt 
im den wie fie im 8 116 3PO. enthalten find. Während 
R Geſetz vom 18. Dez. 1919 geſagt iſt: „In bürgerlichen 
rechts Hreitigfeiten werden im Falle der Bewilligung des Armen⸗ 
dem für die arme Partei beſtellten Rechtsanwalt die Aus⸗ 


Zu 1. Die bereits mehrfach erörterte Streitfrage, vgl. 

475 „IW. 1921, 456; OLG. Celle und Hamm, JW. 1921, 
„ 478 und meine Anmerkung zu dieſen Entſcheidungen, wird 

Min LG. Crefeld i. S. der OLG. Dresden und Celle beantwortet. 
R den Entſcheidungsgründen des OLG. Hamm fest ſich das 
mum Erefeld nicht auseinander, glaubt vielmehr in der Übereinſtim⸗ 
9119 des Wortlauts des Art. II des Geſ. v. 18. Dez. 1919 mit 
zu babe PR. einen unwiderleglichen Grund für ſeine Auffaſſung 
8 118 ben. Dem kann ich nicht beitreten: Die Beſtimmung des 
Anme BRD. hat in der Praxis nur ein außerordentlich beſchränktes 
daß Aeungsgebiet gefunden, während es von vornherein klar war, 
wend rt. II des Gef. v. 18. Dez. 1919 in weitem Umfange An⸗ 
ten berg finden müßte mit Rückſicht auf den bei den Kollegialgerich⸗ 
Prabeſtehenden Anwaltszwang. Daß die zu 8 116 35 geübte 
will in Bedenken in der Rechtſprechung nicht hervorgerufen hat, 
wen m Dinblick auf das geringe Anwendungsgebiet der Beſtimmung 
Grund beſagen. Es iſt auch nicht richtig, daß der geſetzgeberiſche 
weſend für Art II des Gef. v. 18. Dez. 1919 nur die Abſicht ge⸗ 
anwält iſt, hinſichtlich der Erſtattung der Auslagen die Rechts⸗ 
ie ne den Rechtskundigen oder nicht richterlichen Juſtizbeamten, 
ſtellt ach 8116 ZPO. auch als Vertreter einer armen Partei be⸗ 
die werden können, gleich zu ſtellen. Nach der Begründung ſollte 
Rechtgan der gegenwärtigen ſchwierigen wirtſchaftlichen Lage der 
anwalt wälte ... beſonders drückende Laſt —, daß der Armen⸗ 
zur nicht nur der armen Partei ſeine Arbeitskraft unentgeltlich 
auch de ang zu ſtellen hat, ſondern nach dem geltenden Rechte 
gezwungen iſt, bare Auslagen für die arme Partei zu machen,“ 


lagen nach Maßgabe der Gebührenordnung für Rechtsanwälte von 
der Staatskaſſe erſetzt. ... Die erſtatteten Beträge werden als Ge⸗ 
richtskoſten in Anſatz gebracht,“ iſt der Geſetzeswortlaut in 8116 
3PO.: „Die infolgedeſſen erwachſenden baren Auslagen werden 
von der Staatskaſſe beſtritten und als Gerichtskoſten in Anſatz ge⸗ 
bracht.“ In dem letzteren Falle ſind die baren Auslagen ſtets in 
der Praxis, ohne daß Bedenken in der Rechtſprechung laut ge⸗ 
worden find, als Gerichtskoſten i. S. des 879 GG. behandelt 
worden (Sydow⸗Buſch, ZPO., 14. Aufl., Anm. 6 zu 8116; 
Rittmann⸗Wenz, DGG., 6. Aufl., 879 Anm. 10). Es iſt 
nun nicht erſichtlich, weshalb die dem Armenanwalt erſtatteten Be⸗ 
träge eine andere, dazu noch gegen den Wortlaut des Geſetzes 
verſtoßende Behandlung erfahren ſollen. Das Geſetz v. 18. Dez. 
1919 bietet keine Handhabe für eine andere Auslegung. Eine 
Unterſcheidung zwiſchen Auslagen i. S. des 888 GG. und 8 79 
SKG. wird vom Geſetz nicht gemacht. 

Es kann auch nicht geltend gemacht werden, die Anſicht, daß 
die erſtatteten Auslagen Gerichtskoſten i. S. des 883 GKG. wären, 
widerſpräche dem Sinn und Zweck des Geſ. v. 18. Dez. 1919, 
das lediglich die für Armenanwälte bisher beſtehende Unbilligkeit 
teilweiſe habe beſeitigen, dabei aber unmöglich die dem Staat ent⸗ 
ſtehenden Koſten auf die nicht erſatzpflichtige Partei habe abwälzen 
wollen. Hierdurch würden Vergleiche in Armenſachen geradezu be⸗ 
ſeitigt, was aber unmöglich beabſichtigt geweſen ſein könne. Zu⸗ 


nächſt iſt hierbei zu unterſcheiden die durch den 888 DGK. be⸗ 


gründete Haftung für die Hälfte der Gerichtskoſten von der nach 
dem Inhalt des Vergleichs ſich richtenden Verpflichtung, die Koſten 
endgültig zu tragen. Zudem iſt zu bedenken, daß die gegneriſche 
Partei nur für die Hälfte der dem Armenanwalt erſtatteten Aus⸗ 
lagen haften ſoll. Den Parteien bleibt es unbenommen, wenn ſie 
einen Vergleich ſchließen, bei der Bemeſſung der Vergleichsver⸗ 
pflichtung die ſchlechte Vermögenslage der armen Partei zu berück⸗ 
ſichtigen. Wenn die Parteien einen Vergleich abſchließen, bei 
dem die nicht arme Partei weniger als die Hälfte der Koſten über⸗ 
nimmt, dann liegt in der Haftung auch für die Hälfte der dem 
Armenanwalt erſtatteten Auslagen — die Kenntnis der Rechtslage 
vorausgeſetzt — keine ungewollte übernahme einer Verpflichtung. 
(LG. Crefeld, 3. K., Beſchl. v. 2. Febr. 1922, 3 T 9/32.) 
Mitgeteilt von Referendar Buſch, Crefeld. 
* 

Leipzig. 

2. Aus der Unwirkſamkeit einer in einem Teſta⸗ 
ment enthaltenen Erbeinſetzung folgt nicht auch die Un⸗ 
wirkſamkeit eines in dieſer mittelbar enthaltenen Wider⸗ 
rufs einer früheren Verfügung von Todes wegen. f) 

Der Erblaſſer hat durch eigenhändiges Teftament v. 20. Mai 
1919 ſeine zwei Söhne zu Alleinerben eingeſetzt. Unter dem 6. Jan. 
1920 hat er weitere den Anforderungen eigenhändiger Teſtamente 
genügende Urkunden errichtet; in der erſten hat er wiederum ſeine 
zwei Sohne, in der zweiten dagegen ſeine Ehefrau zu Alleinerben 
eingeſetzt; in der dritten gibt er ſeinen Erben in Verbindung mit 
dem Teſtamentsvollſtrecker die Wahl, welches der beiden vorgenannten 
Teſtamente Geltung haben ſolle, und beſtimmt, daß das nicht ge⸗ 
wählte vernichtet werden ſolle. 

Die Witwe und die Sohne beantragten gemeinſchaftlichen Erb⸗ 
ſchein als geſetzliche Erben. Das Nachlaßgericht lehnte ab und will 
nur den Söhnen Erbſchein als Teſtamentserben erteilen. Der Be⸗ 
ſchwerde wurde ſtattgegeben. 

Aus der Unwirkſamkeit der ſpäteren Erbeinſetzungen nach 
82065 BGB. folgt nicht mit Notwendigkeit, daß auch der darin 


beſeitigt werden. Daran, daß dieſe Erleichterung auf Koſten der 
zahlungsfähigen Partei, die im Vergleiche Anwaltskoſten der armen 
Partei nicht oder nicht bis zur Hälfte übernommen hat, erfolgen 
ſollte, hat niemand gedacht. Als geſetzgeberiſches Vorbild erwähnt 
die Begründung ausdrücklich nur 8 21 der Gebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher, nicht 8 116 HERD. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Zu 2. Gegen dieſe Entſch. erheben ſich lebhafte Bedenken. 
Wie die M. V, 303 (ogl. Bem. 2 zu 8 2258 bei Staudinger) mit 
Recht betonen, „bildet die neue poſitive Anordnung, in welcher die 
Aufhebung der früheren Verfügung enthalten iſt, mit der Aufhebung 
ein einheitliches und untrennbares Ganzes“. Daher „bringen die⸗ 
jenigen Gründe, die den neuen poſitiven Anordnungen die Wirkſam⸗ 
keit entziehen, für den Regelfall zugleich die mit den letzteren ver⸗ 
bundene Aufhebung der früheren Verfügungen zum Falle“. Aus 
82258 BGB. erhellt klar, daß gerade und nur durch den 
poſitiven Inhalt des ſpäteren Teſtaments das frühere Teſtament 
aufgehoben wird; es läßt ſich hiernach nicht ſagen, daß man aus 
dieſem Inhalt der ſpäteren Verfügung die Aufhebung der früheren 
Verfügung als etwas Geſondertes herausſchälen kann. Inſofern der 
Rechtsbeſtand der ſpäteren Verfügung erforderlich iſt, iſt ſicher der Fall, 
daß das ſpätere Teſtament nur tatſächlich, z. B. wegen Ausſchlagung 
oder Vorablebens des Bedachten, ohne Wirkung bleibt, dem Fall 
der Unwirkſamkeit des ſpäteren Teſtamentes auf Grund des 8 2065 
nicht gleichzuſtellen. (Vgl. Staudinger a. a. O. Bem. 1 und 
Kretzſchmar, Erbrecht, 2. Aufl. S. 108.) Denn im letzteren Falle 
handelt es ſich um ein von vornherein ungültiges, rechtsunbeſtän⸗ 
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enthaltene Widerruf der früheren Erbeinſetzungen unwirkſam ſein 
müßte. Allerdings enthalten die ſpäteren Teſtamente keinen aus⸗ 
drücklichen Widerruf gemäß § 2254 BGB., der nach 8 2085 gewiß 
auch bei Unwirkſamkeit der ſpäteren Erbeinſetzung regelmäßig wirk⸗ 
ſam wäre, ſondern nur einen mittelbaren Widerruf gemäß 8 2258 
Abſ. 1 BGB. Wie die 88 140 und 117 Abſ. 2 BGB. ergeben, it 
es aber nicht unmöglich, auch aus einer unwirkſamen ausdrücklichen 
Erklärung eine wirkſame nicht ausdrückliche herauszuſchälen, und es 
ſteht deshalb nach Anſicht des Beſchwerdegerichts nichts im Wege, 
dem in einer ſpäteren Erbeinſetzung mittelbar enthaltenen Widerruf 
einer früheren fo viel Selbſtändigkeit beizulegen, daß er froß Un⸗ 
wirkſamkeit der ſpäteren wirkſam ſein kann, natürlich vorausgeſetzt, 
daß nicht das ſpätere Teſtament ſchon als ſolches, z. B. wegen Form⸗ 
mangels oder wegen Teſtierunfähigkeit des Erblaſſers unwirkſam iſt. 
Darum gilt auch für den mittelbaren Teſtamentswiderruf gemäß 
82258 Abſ. 1 die Auslegungsregel des 8 2085, wonach die Un⸗ 
wirkſamkeit einer von mehreren Verfügungen des Erblaſſers (der 
Erbeinſetzung) im Zweifel nicht auch die Unwirkſamkeit weiterer 
Verfügungen (des Widerrufs) zur Folge hat. 

In der Literatur iſt der dem vorliegenden ſehr naheſtehende 
Fall ſtreitig geworden, daß der in einem ſpäteren Teſtament ein⸗ 
geſetzte Erbe ſchon vor der Errichtung dieſes Teſtaments geſtorben 
war; hier wird von der einen Seite angenommen, daß eine wider⸗ 
ſprechende frühere Erbeinſetzung in Kraft geblieben (Planck 8 2258 
Bern. 2; Leonhard 8 2258 II A), von der anderen, daß ſie trotzdem 
widerrufen ſei (Strohal, Erbrecht 1, 313 Anm. 7). Unter dem 
obigen Geſichtspunkt iſt die Frage für dieſen, wie für den vorliegen⸗ 
den Fall dahin zu beantworten, daß nach $ 2085 im Zweifel der 
in einer ſpäteren Erbeinſetzung enthaltene mittelbare Widerruf der 
früheren durch ſolche Unwirkſamkeit der ſpäteren nicht berührt wird. 

Es muß deshalb bis zum Beweiſe des Gegenteils der in einer 
Erbeinſetzung enthaltene Widerruf trotz Unwirkſamkeit der ihn in 
ſich ſchließenden Erbeinsetzung als wirkſam gelten. Danach iſt im 
vorliegenden Falle anzunehmen, daß es an einer wirkſamen Erb⸗ 
einſetzung völlig gebricht, daß alſo geſetzliche Erbfolge eingetreten iſt. 

(2. Leipzig, 11. Z., Beſchl. v. 12. Dez, 1921, B F 157/21.) 
Mitgeteilt von Prof. und Hilfsrichter Dr. Siber, Leipzig. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichsftnanzhof. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat 
Dr. Hecker und Reichsfinanzrat Dr. Boethke, München. 


[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs ⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. RStempG. 1918 Tarifſtelle 1 A0 1 und Zuſatz 2 
zu o. Bei Eintritt eines neuen Geſellſchafters in eine 
offene Handelsgeſellſchaft iſt Auflöſung der alten und 
Begründung einer neuen Geſellſchaft nicht ſchon dann an⸗ 
zunehmen, wenn der Zweck der Geſellſchaft und anderer 
Beſtimmungen des urſprünglichen Geſellſchaftsvertrages 
geändert worden ſind. Im Zweifel iſt der aus den 
Umſtänden hervorgehende Wille der Beteiligten maß⸗ 
gebend. f) 

Die OHG. beſtand früher nur aus den Kaufleuten N. und O. 
Es wurde dann der Major R. als dritter Geſellſchafter mit einer 
Einlage von 200 000 % aufgenommen und nach der Aufnahme 
zwiſchen den drei Geſellſchaftern ein notarieller „Geſellſchaftsvertrag“ 
geſchloſſen. Streitig iſt, ob zu dieſem Vertrage die Reichsſtempelabgabe 


diges Teſtament, nicht aber um eine gültige Verfügung, die nur 
infolge gewiſſer äußerer Umſtände gegenſtandslos wird. Die obige 
Entſch. kann aber auch durch den Hinweis auf die 88 140 und 117, 
oder auf 82085 BGB. nicht geſtützt werden; denn die beiden erſteren 
Vorſchriften ſetzen voraus, daß poſitive Erklärungen vorliegen, deren 
Aufrechterhaltung unter einem anderen Geſichtspunkt als unter dem⸗ 
jenigen des als nichtig zu erachtenden Rechtsgeſchäftes möglich er⸗ 
ſcheint. § 2085 aber ſetzt eine Mehrheit von poſitiven Ver⸗ 
fügungen voraus, alſo auch eine ausdrückliche Aufhebungsbeſtimmung, 
während im Falle des $ 2258 Abſ. 1 eben es an einer Aufhebungs⸗ 
beſtimmung fehlt und lediglich aus dem pofitiven Inhalt des neuen 
Teſtamentes die Aufhebung der älteren Verfügung gefolgert wird. 
Dieſe Folgerung muß mit entfallen, wenn das Teſtament als 
Ganzes wegen Verſtoßes ge en 82065 unwirkſam iſt. 

Die Entf. geht m. ® auch darin fehl, daß fie aus 8 2065 
nur die Ungültigkeit der Erbeinſetzungen und nicht die des ganzen 
Teſtamentes überhaupt in unſerem Falle ableiten will. 

IR. Dr. Herzfelder, München. 

Zu 1. Das 9B. kennt eine Fortſetzung der OHG.; die 
ſtarre Folgerung, daß bei jeder Anderung im Perſonalbeſtand der 
Geſellſchaſt dieſe aufgelöſt und eine neue Geſellſchaft gegründet würde, 
wird im Geſetz nicht gezogen. Natürlich können Parteien die alte 
Geſellſchaft auflöſen und eine neue begründen. Sie brauchen es aber 
nicht. Bei der Auslegung des zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrages 
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nur nach der Einlage des Majors R. auf 4/100 alſo auf 800-4 
oder vermehrt um die Kapitananteile der beiden andern Geſellſchafter, 
die auf 691 373,80 % angegeben waren, zu berechnen iſt (Tarifſtelle 
14A c 1 und Zuſatz 2 gu e des RStempG.). Während die Beſchwerde⸗ 
führerin meint, daß für die Beſteuerung nur der Eintritt des neuen 
Geſellſchafters in Betracht komme, find FA. und LF A. der Anſicht, 
daß durch den Vertrag eine neue Geſellſchaft begründet worden und 
daher die Stempelabgabe von den geſamten Einlagen zu berechnen 
ſei. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. 

3 Die Annahme des LF A., daß durch den Vertrag eine neue Ge 
ſellſchaft begründet worden ſei, wird damit belegt, daß von der alten 
Geſellſchaft nichts weiter übrig geblieben ſei, als das rein außer 
liche Merkmal der Firmenbezeichnung, und im übrigen das ganze 
Geſellſchaftsverhältnis in allen weſentlichen Dingen nicht nur zwiſchen 
den bisherigen Geſellſchaftern und dem neu eintretenden, ſondern 
auch zwiſchen den alten Geſellſchaftern vollſtändig neu geregelt jet 
Geändert ſeien insbeſondere die für die Betätigung der Geſellſchaft als 
ſelbſtändige wirtſchaftliche Kapitalverbindung ausſchlaggebenden Be. 
dingungen, der Gegenſtand des Unternehmens und die Höhe des Ger 
ſellſchaftsvermögens. Gegenſtand des Unternehmens ſei bisher nur der 
Handel mit landwirtſchaftlichen Maſchinen und Geräten geweſen, 
im neuen Geſellſchaftsvertrag erſcheine an erſter Stelle die Her ; 
ſtellung dieſer Sachen als Geſellſchaſtszweck. Weiter ſei das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen in der Verhandlung vor dem Regiſtergericht aul 
400 000% angegeben worden. Im Verkrage wurden die Geſchäftsanteilk 
der drei Geſellſchafter auf 551 035,30 -+ 140 338,50 -- 200 000 
391 373,80 % feſtgeſetzt. Außer dieſen beiden wichtigſten, den 
Geſchäftsgegenſtand und das Geſellſchaftsvermögen betreffenden Der 
ſtimmungen, ſeien auch alle übrigen Vertragsbeſtimmungen neu ger 
troffen. a 

Indeſſen alles dies nötigt nicht zu dem Schluſſe, daß an die 
Stelle des alten Geſellſchaſtsvertrags ein neuer getreten und die neue 
Geſellſchaft nicht die Fortſetzung der alten ſei. Der Geſellſchaftszwec 
kann beliebig geändert werden, ohne daß die Geſellſchaft ſelbſt eine 
andere wird. Auch ſonſtige Anderungen des Geſellſchaftsvertrag“ 
find, unbeſchadet des Weiterbeſtehens der Geſellſchaft, zuläſſig. Un“ 
richtig iſt es, daß die Geſellſchafter durch den Vertrag ihre Ein⸗ 
lagen erhöht hätten. Rein tatſächlich wird in dem Vertrage nur 
ſeſtgeſtellt, daß die Kapitalanteile der beiden bisherigen Geſellſchaſte“ 
in der Bilanz für den 1. Juli 1919 auf gewiſſe Beträge ermittelt 
worden ſeien. Es handelt ſich hier alſo nicht um eine verein“ 
barte, gemäß Zuſatz 2 zu TNr. 1Ac ſteuerpflichtige Erhöhung der 
Einlagen, ſondern um eine gemäß 8 120 Abſ. 2 HGB. aus dem 
Geſellſchaftsverhältniſſe ſich von ſelbſt ergebende Zuſchreibung von 
Gewinnen zum Kapitalanteile. Für die Frage, ob eine Neugründung 
einer Geſellſchaft oder nur die Fortſetzung der alten mit gewiſſen 
Anderungen und unter Aufnahme eines neuen Geſellſchafters be⸗ 
ſchloſſen worden iſt, hat im Zweifel der aus den Umſtänden hervor! 
gehende Wille der Beteiligten, ſofern er mit dem Inhalt der Ver⸗ 
einbarungen nicht im Widerſpruche ſteht, ausſchlaggebende Bedeutung. 
Eine Prüfung nach dieſer Richtung hat das ISA. unterlaſſen, und 
es hat dadurch gegen 8 133 BGB. verſtoßen. Deshalb war die an“ 
gefochtene Entſcheidung aufzuheben. 

Die Sache iſt ſpruchreif. Der erſte Zweck des Vertrags war 
offenbar der, die Aufnahme des dritten Geſellſchafters zu beurkunden 
und ſein Verhältnis zu den beiden andern zu regeln. Dazu bedurfte 
es nicht der Begründung einer neuen Geſellſchaft. Vielmehr läßt ba? 
Geſetz (8107 HGB.) auch bei Neuaufnahme eines Geſellſchafters den 
Fortbeſtand der bisherigen Geſellſchaft zu. Wenn bei dieſer Gelegen“ 
heit eine Anzahl mehr oder weniger wichtiger Teile des alten Ver 
trags beſeitigt oder geändert werden, ſo ſteht das ebenfalls nicht der 
Annahme entgegen, daß die Geſellſchaft die alte geblieben iſt. Die 
Gründung einer neuen Geſellſchaft hätte nach Lage der Sache nut 
dann einen Zweck gehabt, wenn die alte aufgelöſt worden wäre. Wäre 
das beabſichtigt geweſen, ſo hätte man über die Vermögensbeſtand 
teile der alten Geſellſchaft verfügen müſſen, ſei es daß man Liqu 
dation eintreten ließ oder eine andere Art der Auseinanderſetzunt 
vereinbarte (88 145 ff. HGB.). Von alledem iſt nicht die Rede. Au 
hat nicht Löſchung der alten Firma und Eintragung einer neuen 
ſellſchaft (mit derſelben Firma) ſtattgeſunden. Die Abſicht der Be⸗ 
teiligten, eine Neugründung vorzunehmen, iſt deshalb um ſo wenig 
anzunehmen, als die Neugründung Koſten verurſachen mußte, die fi 
ohne weiteres durch bloße Abänderung des alten Vertrags vermeid 
ließen. 

Hiernach war die Beſchwerdeführerin in Höhe des 800 % über? 
ſteigenden Teiles von der Reichsſtempelabgabe freizuſtellen. 

(NFH., II. Sen., Urt. v. 21. Okt. 1921, II A 438/21.) 


iſt in Gemäßheit des 8 133 BGB. der wirkliche Wille und nicht DE 
Wortlaut entſcheidend. Dieſen Satz wendet der Rö. auch auf er 
Stempelpflicht an. In dem dem Erkenntnis zugrunde liegenden gell 
haben die Parteien einen „Geſellſchaftsvertrag“ geſchloſſen; fie hal 
in dem Perſonalbeſtand und in wichtigen Vertragsbeſtimmungen 5. 
alte Verhältnis geändert. Trotzdem verneint mit Recht das Gerich 
die Stempelpflicht des Vertrages als neuen Geſellſchaftsvertrag, 225 
feſtſtellt, daß die Parteien nur die Fortſetzung gewollt haben. * 

Gericht läßt alſo die freie Willenserforſchung über ungeſchickte © 

tragsabfaſſung den Sieg davontragen. Ig. Albert Pinner, Berlin. 
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11872. 86 des GrErwStG. ſetzt die wirtſchaftliche Mög⸗ 
ichkeit des Dritten, über das Grund ſtück wie ein Eigen⸗ 
liche.) zu verfügen, voraus; 85 Abſ. 4 Nr. 5 die recht⸗ 
0 Der Maurermeiſter R. hat am 16. Okt. 1913 der Frau O. 
15 Nießbrauchsrecht an ſeinem Grundſtück auf 3 Jahre übertragen 
830 ihr gleichzeitig das Recht eingeräumt, das Grundſtück für 
000 Ab käuflich zu erwerben. Am folgenden Tage erteilte er ihr 
eneralvollmacht in allen das Grundſtück betreffenden Angelegen⸗ 
heiten, insbeſondere zum Verkaufe „für jeden Preis, wie ſie will“, 
und zur Auflaſſung. Das Nießbrauchsrecht an dem Grundſtück wurde 
am 25. Aug. 1915 bis zum 1. Okt. 1918 verlängert. Durch notarielle 
erhandlung v. 20. Dez. 1916 bot demnächſt die Nießbraucherin und 
evollmächtigte O. das Grundſtück dem Beſchwerdeführer H. zum 
auf für 352 500 % an, indem ſie ſich an dieſes Angebot bis zum 
15 Jan. 1922 für gebunden erklärte, und durch notarielle Verhand⸗ 
ung vom gleichen Tage übertrug ſie an H. das Nießbrauchsrecht 
5 dem Grundſtück auf die Zeit vom 1. April 1917 bis zum 1. Jan. 
1022, Die Übergabe des Grundſtücks und der Übergang der Laſten, 
Abgaben und Nutzungen auf H. iſt nach 8 2 der notariellen Kauf⸗ 
dagebotsverhandlung, von der letzterer Kenntnis genommen und in 
90 er ſich verpflichtet hat, die von ihm zu leiſtende Anzahlung von 
1 500 % im Falle der Nichtannahme des Kaufangebots verfallen zu 
‚allen, am 1. April 1917 erfolgt. In der notariellen Verhandlung 
. 21. Febr. 1920 hat weiter der eingetragene Grundſtückseigentümer 
Ko dem Beſchwerdeführer H. die von dieſem unter Übernahme der 
wollen und Stempel der Notariatsverhandlung angenommene un⸗ 
iderrufliche Vollmacht zur Veräußerung und Auflaſſung des Grund⸗ 
Aids, zur Empfangnahme des Kaufpreiſes und zur Bewilligung von 
Rießbrauchsrechten erteilt ſowie ihn von den Beſchränkungen des 
9181 8GB. befreit. 
h In dieſen Verhandlungen hat der Magiſtrat als Grunderwerb⸗ 
ſeuerſtelle einen Rechtsvorgang erblickt, der es dem Beſchwerdeführer 
©. ohne Übertragung des Eigentums ermöglicht, über das Grundſtück 
1688 ein Eigentümer zu verfügen, und ihn nach 86 GrErwStG. zu 
51 800 % Grunderwerbſteuer herangezogen. Einſpruch und Berufung 
lieben ohne Erfolg. 
Sten In der rechtzeitig eingelegten Rechtsbeſchwerde beantragt der 
erpflichtige Freiſtellung von der veranlagten Grunderwerbſtener. 
„Bereits in den notariellen Verhandlungen v. 20. Dez. 1916, alſo 
erde vor dem am 1. Okt. 1919 erfolgten Inkrafttreten des Grund⸗ 
ſanverbſteuergeſetzes (8 37 Abſ. 1), hat die Nießbraucherin des Grund⸗ 
luke und Verkaufsbevollmächtigte des eingetragenen Grundücks⸗ 
1 entümers dem Beſchwerdeführer das Nießbrauchsrecht bis zum 
Kadan. 1922 übertragen und das Grundſtück für 352 500 % zum 
auf angeboten, ſich auch gleichzeitig an dieſes Angebot bis zum 
genannten Tage für gebunden erklärt. Dadurch war der Beſchwerde⸗ 
ter bereits in die Lage verſetzt worden, wirtſchaftlich über das 
hrundſtück wie ein Eigentümer zu verfügen. 8 6 GrErw Std., der 
8 Rechtsvorgang für ſteuerpflichtig erklärt, der es ohne über- 
„gung des Eigentums einem andern ermöglicht, über das 
undſtück wie ein Eigentümer zu verfügen, hat nur die wirt⸗ 
rchaftliche Verfügungsmöglichkeit im Auge im Gegenſatze zu der 
zechtlichen Verfügungsmacht, die 85 Abi. 4 Nr. 5 des Geſetzes 
eorausſetzt. Wirtſchaftlich aber konnte der Beſchwerdeführer über das 
elbindſtück verfügen, ohne dazu noch einer Vollmacht des Eigentümers 
21 ft zu bedürfen. Dieſe unter der Herrſchaft des GrErwStGG. am 
fü Febr. 1920 ausgeſtellte Vollmacht gab daher dem Beſchwerde⸗ 
* keine Rechte, die er nicht ſchon vorher beſeſſen hätte. Der 
onraSbefehterbe ift deshalb darin beizutreten, daß die die Steuer⸗ 
aht auslöſenden Rechtsvorgange dor dem Inkrafttreten des 
PR eingetreten find, ſo daß dieſes Geſetz auf ſie nicht an⸗ 
enden iſt. Die Vorentſcheidung hat hiernach den 86 GrErwStch. 
2 unrichtige Anwendung verletzt und war aus dieſem Grunde 
den zaheben. Dadurch iſt der Senat in die Lage verſetzt, nunmehr in 
250 Sache ſelbſt auch in tatſächlicher Hinſicht zu entſcheiden (88 276, 
258 RAbg d.). f 
r Wie die Vorinſtanzen bereits feſtgeſtellt haben, hat der ein⸗ 
91 agene Grundſtückseigentümer R. dem Beſchwerdeführer am 
Bon Jebr. 1920 weitgehende Verkaufsvollmacht erteilt. Durch dieſe 
Umacht iſt letzterer in die Lage verſetzt worden, auch rechtlich 


glei Zu 2. Die Steuergeſetze wollen vielfach wirtſchaftliche Vorgänge 
Ihe gen Rechtsvorgängen beſteuern, wenn erſtere denſelben wirk⸗ 
Se digen Erfolg haben, wie letztere. { 
esche leichheit des Erfolgs, teils zur Vermeidung von Verdeckungs⸗ 
Kein Teen. Einen ſolchen Fall behandelt die Entſch. unter Gegenüber⸗ 
50 6 9 von 85 Abſ. 4 Nr. 5 und 86 GrErw StG. Beſteuert wird 
wie ei 


yon gung hatte, alſo für die Beſteuerung des wirtſchaftlichen Vor⸗ 
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über das Grundſtück, bezüglich deſſen ihm die wirtſchaftliche Ver⸗ 
fügungsmöglichkeit bereits eingeräumt war, zu verfügen. Derartige 
Verkaufsvollmachten find nach 8 5 Abſ. 4 Nr. 5 GrErwStd. als Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfte i. S. des Abſ. 1 dieſes Paragraphen anzusehen, 
ſofern ſie den Bevollmächtigten ermächtigen, das Grundſtück ganz 
oder teilweiſe auf eigene Rechnung zu veräußern. In dieſer 
Beziehung iſt auf Grund der Akten tatſächlich feſtzuſtellen, daß der 
Eigentümer R. am 21. Febr. 1920, dem Tage der Vollmachtsertei⸗ 
lung, an den Beſchwerdeführer ein weiteres Schriftſtück gerichtet hat, 


in welchem er ihm beſtätigt, daß er von ihm keine Rechnungs⸗ 


legung verlange und daß er den Kaufpreis, den er im Falle eines 
Verkaufs des Grundſtücks als fein Bevollmächtigter erhalte, für ſich 
behalten könne. Es geht aus dieſem Schriftſtück zweifelsfrei her⸗ 
vor, daß R. mit dem Grundſtücksverkaufe nichts mehr zu tun haben 
wollte und daß dieſer Verkauf, wie 85 Abſ. 4 Nr. 5 vorausſetzt, 
lediglich auf Rechnung des Bevollmächtigten erfolgen ſollte. Die 
Steuerpflicht iſt daher auf Grund dieſer Vorſchrift gegeben. Aller⸗ 
dings tritt fie nicht ſchon wie im Falle des 8 6 des Geſetzes mit 
dem Abſchluß des Geſchäfts ein, ſondern erſt mit dem Eigentums⸗ 
übergang auf den dritten Erwerber bzw. nach Jahresfriſt (8 5 Abſ. 1. 
und 3). Auf Grund der Akten iſt weiter feſtzuſtellen, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer auf Grund der ihm von dem Eigentümer erteilten 
Vollmacht das Grundſtück am 23. Febr. 1920 durch notariellen Ver⸗ 
trag an die AG. D. für 420 000 % verkauft hat. Wann die Ein⸗ 
tragung der AG. im Grundbuch erfolgt iſt, ergeben die Akten nicht. 
Es kann dies auch dahingeſtellt bleiben, da die Steuerpflicht ſpäteſtens 
am 21. Febr. 1921 — ein Jahr nach Erteilung der Verkaufsvoll⸗ 
macht — eingetreten iſt. Die Vorſchrift des § 23 Abſ. 1b Nr. 2 
GrErwStG., auf die ſich der Beſchwerdeführer in den Vorinſtanzen 
berufen hatte und nach der die Steuer auf⸗Antrag zu erlaſſen oder 
zu erſtatten iſt im Falle der Steuerpflicht nach 8 5 bei Aufhebung 
des Rechtsgeſchäfts durch Vereinbarung, findet keine Anwendung, 
weil der Widerruf der Vollmacht v. 21. Febr. 1920 erſt zu einer Zeit 
erfolgt iſt, als die Vollmacht längſt erledigt war. Der Widerruf iſt 
am 25. Aug. 1920 erfolgt, der Verkauf durch den Bevollmächtigten 
bereits am 23. Febr. 1920. Dem Widerruf kam alſo eine rechtliche 
Bedeutung nicht zu. 
(RFH., II. Sen., Urt. v. 2. Dez. 1921, IIA 311/21.) 


3. 1. Nach 8 5 Abſ. 3 des GrErwStG. werden nur 
ſolche ſchuldrechtlichen Geſchäfte von der Steuer erfaßt, 
die mit dem letzten, das zur Ausführung kommt, im in⸗ 
neren Zuſammenhange ſtehen, nicht auch ſolche, die zu 
dieſem keinerlei Beziehung haben. 

2. Der nach 8 23 des GrErwStG. erforderliche An⸗ 
rag kann auch im Rechtsmittel verfahren geſtellt werden 
und iſt dann in dieſem zu erledigen, ſoweit es die Ver⸗ 
fahrensvorſchriften nicht ausſchließen. 

Der Bauerngutsbeſitzer K. verkaufte fein Bauerngut zur Hälfte 
an den Landwirt T. Dieſer verkaufte es durch Vertrag v. 27. Okt. 
1920 weiter an den Beſchwerdeführer. Unabhängig hiervon ver⸗ 
kaufte K. die Gutshälfte noch einmal an feinen Stieſſohn. Die 
Auflaſſung an dieſen fand am 6. Nov. 1920 ſtatt. 

Durch Steuerbeſcheid v. 26. Nov. 1920 wurde der Beſchwerde⸗ 
führer wegen des mit T. geſchloſſenen Vertrages zur Grunderwerb⸗ 


Zu 3. Das Urteil bringt die erwünſchte Rechtsſicherheit in 
einer Streitfrage (Boethke-Bergſchmidt und Ott gegen 
Lindemann und Lion), die freilich praktiſch nicht beſonders 
bedeutſam iſt. Die Begründung vermag mich nicht zu überzeugen. 
Im 8 5 des Geſetzes iſt in bewußtem Gegenſatz zu früheren Rege⸗ 
lungen und dem erſten Entwurf jedes einzelne Veräußerungs⸗ 
geſchäft als Steuergegenſtand grundſätzlich verſelbſtändigt. Wenn 
gleichwohl ein Abhängigkeitsverhältnis der einzelnen Geſchäfte in 
die Auslegung des 85 Abſ. 3 hineingetragen werden ſoll, ſo 
hätte es hierzu zwingender Anhaltspunkte bedurft, welche jedoch 
die Entſcheidung vermiſſen läßt. Der Hinweis, daß das Wort 
„vorangehen“ auch anders als zeitlich verſtanden werden kann, 
beweiſt nichts. Die Folge, daß der zeitliche Eintritt der Steuer⸗ 
pflicht vom Zufall abhängt, d. h. von Umſtänden, die außerhalb 
der Einwirkung des Steuerpflichtigen liegen, iſt der Beſtimmung 
in 8 5 Abſ. 3 eigentümlich, auch ſoweit Kettengeſchäfte in Frage 
ſtehen. Iſt es doch, z. B. bei mehrfacher Abtretung einer Offerte 
für die früheren Glieder der Kette der reine Zufall, wann das 
ſpätere Glied die Ausführung des Geſchäfts veranlaßt! Der Ge⸗ 
danke, bei der Beſteuerung des Eigentumswechſels auch mit allen 
zeitlich voraufgegangenen ſchuldrechtlichen Geſchäften ſteuerlich auf⸗ 
zuräumen, iſt einfach und vernünftig. Es iſt nicht einzuſehen, wes⸗ 
halb ihm das Urteil „die innere Berechtigung“ abſpricht und 
ſtatt deſſen in die Auslegung den komplizierten und nicht immer 
ſicheren Begriff des Kettengeſchäfts hineinträgt, den das Geſetz 
in ſeiner letzten Faſſung augenſcheinlich und mit Recht endgültig 
hat ausmerzen wollen. 

Den Ausführungen des Urteils über die Zuläſſigkeit der 
Stellung des Antrages gemäß 8 23 auch im Rechtsmittelverfahren, 
iſt lediglich beizutreten. 

0 RA. Dr. A. Bergſchmidt, Berlin. 
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ſteuer herangezogen. Er erhob Einſpruch und führte aus, daß 
der zwiſchen ihm und T. geſchloſſene Vertrag hinfällig und die 
Erfüllung für T. unverſchuldeterweiſe unmöglich geworden ſei. Der 
beſteuerte Vertrag ſei dem zur Ausführung gelangten Geſchäfte nicht 
vorangegangen. Unter „Vorangehen“ verſtehe das Geſetz eine un⸗ 
unterbrochene Kette von Veräußerungsgeſchäften, bei denen der letzte 
Erwerber auf Grund der vorangegangenen Verträge die Auf⸗ 
laſſung von einem Vormann erhalte. 

Einſpruch ſowie Berufung wurden zurückgewieſen. Der nun⸗ 


mehr eingelegten Rechtsbeſchwerde konnte ein Erfolg nicht verſagt x 


werden. 

Das Grundſtück, über das der Beſchwerdeführer einen Kauf⸗ 
vertrag geſchloſſen hat, iſt vom Eigentümer unabhängig davon 
anderweit veräußert worden. Gleichwohl hat ihn das FA. zur 
Grunderwerbſteuer herangezogen auf Grund des 8 5 Abſ. 3 GrErm.- 
StG., der beſtimmt: 

„Liegen mehrere Veräußzerungsgeſchäfte innerhalb eines Jah⸗ 
res vor und führt eines von ihnen vor Ablauf des Jahres 
zum Eigentumsübergange, ſo tritt gleichzeitig mit der Steuer⸗ 
pflicht des Eigentumsüberganges die Steuerpflicht derjenigen 
Veräußerungsgeſchäfte ein, die dem zur Ausführung kom⸗ 
menden Veräußerungsgeſchäfte vorangehen und ihrerſeits 
nicht zum Eigentumsübergange geführt haben.“ 
Der Bezirksausſchuß hat ausgeführt, die Miteigentumshälfte des 
Grundſtücks ſei durch Kaufvertrag von K. auf T. von T. auf Be⸗ 
ſchwerdeführer und von dieſem wieder auf K. veräußert worden. 
K. habe zwar den Kaufvertrag nicht erfüllt, er habe aber mit ſeiner 
Ehefrau das ganze Grundſtück wieder an ſeinen Stiefſohn weiter⸗ 
veräußert und übereignet. Er habe alſo wieder Beſitz vom Grund⸗ 
ſtück genommen, wodurch die Kette der Veräußerungsgeſchäfte ge⸗ 
ſchloſſen worden ſei. Die Vorausſetzungen des 85 Abſ. 3 träfen 
mithin zu. Dieſe Begründung iſt unberſtändlich, und die Be⸗ 
hauptung, daß das Grundſtück vom Beſchwardeführer wieder an 
K. veräußert worden ſei, widerſpricht dem klaren Inhalt der 
Akten. 

Deshalb war die angefochtene Entſcheidung aufzuheben. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz 
it grundſätzlich der Eigentumsübergang der die Steuer auslöſende 
Vorgang. Das ſchuldrechtliche Rechtsgeſchäft bildet nur ausnahms⸗ 
weiſe den Gegenſtand der Beſteuerung, nämlich 

a) wenn dem Geſchäfte nicht innerhalb eines Jahres der 
Eigentumsübergang gefolgt iſt (8 5 Abf. 1), 

b) wenn innerhalb eines Jahres mehrere Geſchäfte geſchloſſen 
ſind und eines von ihnen vor Ablauf des Jahres zum 
Eigentumsübergang geführt hat (8 5 Abſ. 3). 

In den Fällen zu a) wird von mehreren Geſchäften jedes 
für ſich beſteuert, gleichviel ob ſie in einem inneren Zuſammen⸗ 
hange ſtehen oder nicht. Die Fälle zu b) unterſcheiden ſich von 
denen zu a) dadurch, daß bei ihnen an Stelle eines Einzelgeſchäfts 
eine Kette von Geſchäften tritt. Es iſt möglich, daß nur eine 
Kette vorliegt; es können aber auch mehrere, nicht miteinander 
zuſammenhängende Ketten in Betracht kommen, und ſchließlich 
kann neben einer Kette ein von dieſer unabhängiges Einzelgeſchaft 
da ſein. Die Beſteuerung jeder Kette unterliegt für ſich der Vor⸗ 
ſchrift des 85 Abſ. 3. Beſtehen nebeneinander mehrere Ketten 
oder neben einer Kette ein Einzelgeſchäft, ſo ſind jede Kette oder 
Kette und Einzelgeſchäft unabhängig voneinander zu behandeln, 
ſo daß neben Abf. 3 auch Abſ. 1 des 8 5 in Betracht kommt. 
Hier liegt der Fall fo, daß eine Kette, nämlich die Geſchäfte K.⸗T. 
und T.⸗Beſchwerdeführer, und ein Einzelgeſchäft, K.⸗Stiefſohn, vor⸗ 
handen find, Nur dieſem Einzelgeſchäft iſt die Übertragung des 
Eigentums innerhalb Jahresfriſt gefolgt, und es greifen hier des⸗ 
halb die 88 1, 4 Platz. Hinſichtlich der Kettengeſchäfte richtet ſich 
die Steuerpflicht aber allein nach 8 5 Abſ. 1, und da bei Erlaß 
der Berufungsentſcheidung noch kein Jahr ſeit Abſchluß des Ver⸗ 
trags verſtrichen war, durfte der Bezirksausſchuß den Vertrag 
T.⸗Beſchwerdeführer noch nicht für ſteuerpflichtig erklären. 

Allerdings beſteht in der Rechtslehre keine Einigkeit über die 
Auslegung des 8 5 Abſ. 3. Eine Anſicht geht dahin, daß es 
nicht auf den inneren Zuſammenhang der ſchuldrechtlichen Ge⸗ 
ſchäfte ankomme, ſondern daß allein die Zeitfolge entſcheide. Nach 
ihr würde im vorliegenden Falle auch ſchon vor Ablauf eines 
Jahres Steuerpflicht begründet fein, wenn das Geſchäft T. Be⸗ 
ſchwerdeführer dem Geſchäfte K.⸗Stiefſohn zeitlich vorausgegangen 
wäre. Dieſer Anſicht fehlt aber die innere Berechtigung. Sie 
folgt auch nicht aus dem Wortlaut des Geſetzes. Wenn im 85 
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Abſ. 3 das Wort „vorangehen“ gewählt iſt, fo kann darunter un⸗ 
gezwungen ein „Vorangehen auf demſelben Wege“ verſtanden wer⸗ 
den, fo daß ein Nebeneinandergehen, d. h. — nicht bildlich ge 
ſprochen — ein Geſchäft oder eine Kette, die nicht in Zuſammen⸗ 
hang mit der in erſter Linie in Betracht kommenden Kette ſteht, 
auch die Steuerpflicht von Rechtsgeſchäften aus letzterer nicht aus“ 
löſen kann. Wollte man nur die Zeitfolge entſcheiden laſſen, 
fo würde überdies die ſonderbare Folge eintreten, daß das Ge 
ſchäft T.⸗Beſchwerdeführer, wenn es zufällig dem Geſchäfte K.⸗ 
Stiefſohn zeitlich gefolgt und dann erſt die dingliche Eigentums⸗ 
übertragung vor ſich gegangen wäre, zu einem anderen Zeitpunkt 
ſteuerpflichtig geworden wäre, als wenn es bei ſonſt gleichem 
Tatbeſtande dem Geſchäfte K.⸗Stiefſohn vorausgegangen wäre. 
Nun war zwar zur Zeit der angeführten Entſch. ein Jahr 
ſeit Abſchluß des Geſchäfts T.⸗Beſchwerdeführer noch nicht ab⸗ 
gelaufen. Da dieſe Vorausſetzung aber jetzt eingetreten iſt, ſo 
iſt an ſich die Steuerpflicht des Beſchwerdeführers zu bejahen. 
Denn der RF. hat, wenn er nach Aufhebung der Vorentſcheidung 
gemäß 8 275 Abf. 3 NAbgd. ſelbſt entſcheiden will, die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe wie die Vorinſtanzen zu bewerten und zu be⸗ 
rückſichtigen und muß nicht den Zuſtand zur Zeit der angefochtenen, 
ſondern den Zuſtand zur Zeit ſeiner eigenen Entſch. zugrunde 
legen. Es geht indeſſen aus den an den Kreisausſchuß gerichteten 
Schriftſätzen des Beſchwerdeführers hervor, daß er (wenn auch 
nicht mit klaren Worten) den Antrag auf Erlaß oder Erſtattung 
der Steuer nach 8 23 Abſ. 1 b hat ſtellen wollen und geſtellt hat. 
Dieſer Antrag iſt im Rechtsmittelverfahren über die Veranlagung 
zu erledigen, wenn er zu einer Zeit geſtellt iſt, in der neues Vor⸗ 
bringen noch zuläſſig iſt. (Vgl. Boethke⸗Bergſchmidt, Grund 
erwerbſteuergeſetz S 23 Anm. 1.) Sache des Bezirksausſchuſſes wird 
es jetzt ſein, feſtzuſtellen, ob die Vorausſetzungen für dieſen An⸗ 
trag gegeben find, ob insbeſondere 823 Abſ. 1 b 2 oder 3 zutrifft. 
Hierbei werden z. B. die 88 325, 326 BGB. zu berückſichtigen 
ſein. 
(RFH-, II. Sen., Urt. v. 25. Nov. 1921, II A 544/21.) 


Wahlprüfungsgericht beim Reichstag. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung zu JW. 1922, 179.) 
Wahlverſchlußraum. 


Eine Beſchwerde des Johann Slowikow in Alt⸗Ukta behauptet, 
daß ſich bei der Wahl in Cruttinnen während der ganzen Wahl 
dauer in dem zum Hineinlegen der Stimmzettel in die Wahlum⸗ 
ſchläge beſtimmten Raum ſtändig vier Mitglieder des Wahlvor⸗ 
ſtandes aufgehalten hätten, die die Wähler beim Einlegen der Stimm⸗ 
zettel daraufhin kontrolliert hätten, daß nur Stimmzettel der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei in die Umſchläge gelegt wurden. Amtliche 
Erhebungen, die daraufhin angeſtellt worden ſind, haben eine 
Orduungswidrigkeit bei der Wahl in Crutinnen inſofern ergeben, 
als der Raum, der für die Einlegung der Stimmzettel in die Um⸗ 
ſchläge beſtimmt war, einen zweiten, vom Wahllokal nicht zu 
überſehenden Zugang vom Garten aus hatte und als in dieſem 
Raum, den die Wähler einzeln betreten ſollen, ſich ſtändig noch 
eine Perſon befunden hat, nämlich der Sohn des Wahlvorſtehers⸗ 
Nach den glaubhaften Auslaſſungen des Wahlvorſtehers iſt der 
Schlüſſel zu der Tür nicht aufzufinden geweſen, durch die der 
Raum vom Garten her betreten werden konnte. Da die Tür des⸗ 
halb nicht verſchloſſen werden konnte, hat der Wahlvorſteher an⸗ 
geordnet, daß ſein Sohn in dem Raum darauf aufpaſſe, daß keine 
Leute vom Garten her hereinkämen. Die Art und Weiſe, in der 
ſich hier der Wahlvorſteher geholfen hat, ſtellt einen gröblichen 
Verſtoß dar. In Fällen dieſer Art wird regelmäßig eine Wieder⸗ 
holungswahl anzuordnen oder wenn ſolche, wie hier wegen Ablauf 
der ſechsmonatlichen Friſt nicht mehr ſtattfinden kann, die Wahl 
in dem in Frage kommenden Bezirk für ungültig zu erklären 
ſein. Da aber in dieſem beſonderen Falle die Ermittlung keinen 
Anhalt dafür ergeben, daß die Ordnungswidrigkeit tatſächlich zu 
einer Beeinfluſſung der Wähler bei dem Akt des Einlegens der 
Stimmzettel geführt hat, läßt das Gericht es dabei bewenden, den 
Verſtoß als einen gröblicher Art zu rügen. 
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Schwebende Lieferverträge unter dem Einfluß der ſtaatlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Umwälzung feit Krieg und Revolution im Lichte der Nechtſprechung.) 


Von Rechtsanwalt Plum, Cöln. 


(Fortſetzung von JW. 1916, 1359; 1917, 948; 1919, 340; 1921, 51.) 


Die „Kriſis des Vertragsrechts“ hat während der Be⸗ 
richtszeit — in einer Zeit, die das Gewicht vieler Dinge neu 
beſtimmt, kann das nicht wundernehmen — angehalten. 

Die Frage, ob ein Vertragsverhältnis, das nach ſeinem 
Beginn, aber vor ſeinem Ende von der Umwälzung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit betroffen worden 
iſt, aus buchſtäblicher Vertragstreue durchgehalten werden 
müſſe oder ob und unter welchen Vorausſetzungen das dem 
Schuldner nicht „zugemutet“ werden, dieſer vielmehr be⸗ 
anſpruchen dürfe, daß der Vertrag gelöſt oder, insbeſondere 
unter Preiserhöhung, geändert werde, iſt die Tagesfrage ge⸗ 
blieben. 

Das gilt nicht nur für Austauſchverträge, ſondern mit 
dem Sinken der deutſchen Währung in ſteigendem Maße auch 
für ſonſtige Verträge, z. B. Unterhaltsverträge, Darlehns⸗ 
verträge: die inländiſchen Gold und Goldwertſchuldner aus⸗ 
ländiſcher Gläubiger. 

Die Verflechtung der deutſchen Wirtſchaft mit der Welt⸗ 
wirtſchaft vergrößert die Schwierigkeiten. Der Gedanke aber, 
zum Vorteile (wirklichen oder vermeinten) der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft ängſtlich alles vermeiden zu müſſen, was vom Aus⸗ 
länder als eine Verletzung der Vertragstreue empfunden wer⸗ 
den könnte, iſt noch keine Gewähr für eine gerechte Löſung. 
Tas anſcheinend auch von dieſem Gedanken berührte, eine 
Valutaſicherungsklauſel betreffende Urteil des RG. IW. 1921, 
2291 — RG. 100, 79 (3. Abſchnitt II 5a dieſes Berichts) hat 
das Problem einer auch den deutſchen Schuldner befriedigen⸗ 
den Löſung nichts weniger als nahe gebracht, wird im Gegen⸗ 
teil von manchem deutſchen Schuldner bei dem Verſuche, zu 
einer ausgleichenden Verſtändigung mit ſeinem Gläubiger zu 
gelangen, hemmend empfunden. 

Auch das neue Berichtsjahr hat keine Entſcheidung der 
vereinigten Zivilſenate über die fog. clausula rebus sic 
stantibus bei gegenſeitigen Verträgen gebracht. Die Unſicher⸗ 
heit der Rechtslage hat angehalten. Ein Blick in die Samm⸗ 
lungen der Entſcheidungen — |. auch 1. Abſchnitt Ia diefes 
Berichts — zeigt, wie immer noch der höchſte deutſche Gerichts⸗ 
hof von den verſchiedenen Strömungen hin⸗ und hergeworfen 
wird. So unverkennbar ſchwer es auch für ihn ſein mag, 
einen Weg zu finden, nach dem der Verkehr ſich richten kann, 
rebus sic stantibus wird der Rechtſucher, der in der Recht⸗ 
ſprechung zuverläſſigen Rat zu finden hofft, ſchließlich oft 
bei aller ſelbſtverſtändlichen Hochachtung vor den befragten 
Sprüchen — ratlos ſich des Eindrucks nicht erwehren zu 
können, glauben: Nur der Wechſel iſt beſtändig. 

Das fortſchrittliche, auch die Anderung des Vertrages 
zulaſſende Urteil des 3. Senates v. 21. Sept. 1920, ſicher im 
Kerne geſund, iſt, ſcheint es, — das unten 1. Abſchnitt IIa 18 
erwähnte Urteil zählt nicht, da es einen gleichen Fall be⸗ 
handelt — leider in glänzender Vereinſamung geblieben. Das 
Wort Leopold v. Rankes „die großen Kriſen der Geſchichte 


) Abgeſchloſſen 1. März 1922. 
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geben den Impuls zu neuen Anſchauungen, Idealen und 
Syſtemen“ ſcheint durch die hier betrachtete Rechtſprechung 
nicht beſtätigt zu werden. Sollte auch der „konſervative“ 
Fortſchritt dem Rechte ſeine Stärke geben, damit der Fort⸗ 
ſchritt nicht gehemmt werde, wird man aber auch den Ge⸗ 
danken gelten laſſen müſſen — wenn auch die friſche Ein⸗ 
ſeitigkeit durch ein Wagen zu erſetzen fein mag —: „Zu wirk⸗ 
ſamen Reformen gehört eine friſche Einſeitigkeit; denn es 
handelt ſich immer um menſchliche Einrichtungen, die unvoll⸗ 
kommen ſind, wie alles Irdiſche. Es gilt nicht einem Ideal 
nachzutrachten, das chimäriſch iſt, weil immer an gebrechliche 
Dinge angeknüpft werden muß, ſondern ſich zur rechten Zeit 
für das minder unvollkommene zu entſcheiden und dies ſo 
auszubilden, daß es dem Unvollkommneren überlegen wird.“ 
Krückmanns Anregung JW. 1921, 1448 Abſ. 2 bei den Partei⸗ 
anträgen auch die Anderung der Leiſtung im Auge zu halten, 
verdient Beachtung. 


Erſter Abſchnitt. 


Vorausſetzungen der Aufhebung oder Anderung eines 
Vertrages. 


I. Freizeichnungs⸗ und ähnliche Vertrags vorbehalte !). 
(Plum, JW. 1921, 51.) 
1. Freibleibend. 
a) Freibleibende Angebote. 
aa) OLG. Augsburg 11. Nov. 1920 JW. 1921, 17312) 
= 23. 1921, 68 1: 
„Die in manchen Handelskreiſen vertretene Mei⸗ 
nung, daß, nachdem freibleibend ange ⸗ 
boten worden ſei, damit ohne weiteres der 
Abſchluß unter der Freiklauſel ſtehe, iſt 
als unrichtig abzulehnen. Mit Recht iſt JW. 
1920, 473 darauf hingewieſen, daß bei der Beurtei⸗ 
lung der Klauſel zwiſchen Freiheit bis zum Ver⸗ 
tragsſchluß und Freiheit nach dem Vertragsſchluß 
ſcharf zu unterſcheiden iſt. Was bei einem Vertrags⸗ 
antrag vorgeſchrieben iſt, wird nur dann zum Ver⸗ 
tragsinhalt, wenn es in die Vertragsbeſtimmungen 
aufgenommen wird, ſei es ausdrücklich, oder kraft ſtill⸗ 
ſchweigender Übereinſtimmung beider Vertragsteile.“ 
bb) RG. 28. Jan. 1921 III 331/20 JW. 1921, 3932 5) 
— Gruch. 1921, 339% — Warn. 1921, 45 55. 
„Auch bei einem „freibleibend“ gemachten Angebot 
hat der Anbietende ſich nach Eingang der 


2) Bendix, Verkehrsſitte und Handelsgebräuche J. W. 1921, 22; 
Dove, Die Kriſis des Vertragsrechts II. Die Klauſel, „freibleibend“ 
Recht u. Wirtſchaft 1921, 97; die Stellung der Handelskammer Berlin 
zum Vorbehalt „freibleibend“ JW. 1921, 158. 

2) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 173 A. 1. 

9) Dazu Oertmann, JW. 1921, 393 A. 2. 
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Annahme unverzüglich zu erklären, ſonſt 
gilt das Angebot als angenommen. Auch 
derjenige, der ein „freibleibendes“ Angebot macht, gibt 
dem Gegner zu erkennen, daß er mit ihm unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen und Vorausſetzungen in ein Ver⸗ 
tragsverhältnis treten wolle. Wenn dieſer daher un⸗ 
verzüglich und vorbehaltlos ſeine Bereitwilligkeit dazu 
erklärt, hat er auch ein Recht darauf, unverzüglich zu 
erfahren, ob dieſe zu einem feſten Vertragsſchlüß führt 
oder nicht, damit er ſeine weiteren geſchäftlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen in der Lage iſt. Die auch im Schrift⸗ 
tum (vgl. Staub⸗ Könige, Anh. zu § 361 HGB. 
Anm. 16 und 17) anerkannte Antwortpflicht des An⸗ 
tragenden entſpricht deshalb ebenſo der Natur der 
Sache wie der Billigkeit und liegt im Intereſſe der 
Rechtsſicherheit. Erfüllt er ſie nicht, ſchweigt er, ſo 
muß er ſich nach Treu und Glauben ſo behandeln 
laſſen, als hätte er die Beſtellung ausdrücklich an⸗ 
genommen.“ 

ec) RG. 22. April 1921 III 489/20 SW. 1921, 

1309 34). 


Hat ein Angeſtellter ohne Abſchlußvollmacht „frei⸗ 
bleibend“ abgeſchloſſen, ſo hat der Geſchäftsherr 
unverzüglich nach Kenntnis abzulehnen, 
widrigenfalls der Abſchluß gilt. 

dd) RG. 8. Dez. 1920 I 162/20, JW. 1921, 2345 >) 
= NG. 101, 74 —= Recht 1921, 815. Freibleibend in An⸗ 
geboten und Preisliſten. 

„Wenn ſich die Klauſel „freibleibend“ in Angeboten, 
Preisliſten oder dergl. findet, iſt dem im Zweifel 
keine weitere Bedeutung beizulegen, als daß der Lie⸗ 
ferer an die Preiſe, zu denen er anbietet, nicht feſt 
gebunden ſein will, ſondern ſich vorbehält, ob er 
eine Beſtellung. zu dieſen Preiſen annehmen will oder 
nicht. Hat er die Beſtellung aber angenommen, fo hat 
die Klauſel im Zweifel leine weitere Bedeutung mehr.“ 

ee) S. auch OLG. Breslau 28. Sept. 1920, JW. 1921, 
685 1 6). 

ff) OLG. Hamburg 12. Sept. 1910. „Alle Angebote 
freibleibend, Erfüllungsort Hamburg“, ROG. 1921, 96. 


b) Freibleibende Abſchlüſſe. 
aa) RG. 3. Juni 1921 III. 481/20 JW. 1921, 1234 107) 
= NG. 102, 227 freibleibendes Angebot oder freibleiben⸗ 
der Abſchluß? 

„Vor dem Weltkriege wurde die Klauſel „freibleibend“ 
üblicherweiſe nur bei Vertragsangeboten angewendet 
und vom Verkehr allgemein dahin verſtanden, daß der 
Erklärende damit zum Ausdrucke bringe, er lehne 
eine Bindung ſeinerſeits ab und behalte ſich die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob er den Vertrag auf der ange⸗ 
gebenen Grundlage zum Abſchluſſe bringen wolle, bis 
zum Eintreffen der Antwort des Erklärungsemp⸗ 
fängers vor. Kam der Vertrag aber zuſtande, dann 
hatte ſich die rechtliche Bedeutung der Klauſel er⸗ 
ſchöpft. Im Rahmen des abgeſchloſſenen Vertrages 
konnte ſie keine Rechtswirkungen mehr äußern. Die 
durch den Krieg und die Revolution herbeigeführten 
unglücklichen Wirtſchaftsverhältniſſe, die Schwierig⸗ 
keiten der Rohſtoffbeſchaffung, die zunehmende Arbeits⸗ 
unluſt, zahlloſe Streiks und das ſprunghafte Empor⸗ 
ſchnellen der Löhne und Materialpreiſe bildeten jedoch 
für die Berechnungen und Verſprechungen der Kauf⸗ 
leute eine ſo unſichere Grundlage, daß es ihnen 
häufig wünſchenswert erſchien, die Klauſel „freiblei- 
bend“ auch zu einem Beſtandteile des Vertrages 
ſelbſt zu machen und ſich mit ihr nach der einen 
oder anderen Richtung z. B. in bezug auf nach⸗ 
trägliche Preiserhöhungen freie Hand zu wahren, ähn⸗ 
lich wie es früher durch die zahlreichen, einzelne be⸗ 
ſtimmte Fälle regelnden Kriegs⸗ und Streikklauſeln 
geſchehen war. Welche rechtliche Tragweite einer 
etwaigen Klauſel „Lieferung freibleibend“ beizu⸗ 


) Dazu Dove, JW. 1921, 1309 A. 3. 

) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 234 A. 5. 

„) Dazu Plum, JW. 1921, 685 A. 1. 

) Dazu Hachenburg, JW. 1921. 1234 A. 10. 
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meſſen wäre, braucht hier nicht erörtert zu werden. 
Denn in jedem Falle erfordern es Treu 
und Glauben, daß der Verkäufer, der in 
feinem Angebote mit der Klauſel „frei- 
bleibend“, einen von ihrer oben erörter⸗ 
ten regelmäßigen Bedeutung abweichenden, 
außer gewöhnlichen Sinn verbinden, der 
hinſichtlich ſeiner Lieferpflicht mehr oder 
weniger weitgehende Vorbehalte machen 
will, ſeine Abſichten in klarer, nicht miß⸗ 
zuverſtehender Weiſe zu erkennen gibt. Der 
im Geſchäftsleben allerdings nur ver⸗ 
einzelt ſich zeigenden Neigung, durch die 
Wahl unklarer Worte unklare Berhält- 
niſſe zu ſchaffen, um je nach der Entwicklung 
der Dinge die dem Erklärenden günſtigere 
Auslegung ſich zu eigen zu machen, muß 
auf das entſchiedenſte entgegengetreten 
werden. Ein ſolches Verhalten iſt mit den Ge⸗ 
pflogenheiten eines redlichen Handelsverkehrs nicht 
vereinbar, und derjenige, der ohne zwingenden 
Anlaß ſich einer unklaren Ausdrucks⸗ 
weiſe bedient, muß mangels entgegen- 
ſtehender Umſtände diejenige Auslegung 
gegen ſich gelten laſſen, welche nach der 
Verkehrsauffaſſung die gewöhnliche und 
regelmäßige iſt. Völlig unerheblich iſt daher der 
in dem Schreiben vom 10. Nov. außerhalb des Brief⸗ 
textes ſtehende Vermerk „Stets freibleibend“, der ohne 
weiteren Zuſatz keine Auskunft darüber gab, in welcher 
Beziehung die Bindung der Bekl. ausgeſchloſſen ſein 
ſollte. In feiner Unbeſtimmtheit und All⸗ 
gemeinheit iſt er rechtlich bedeutungslos. 
Unmöglich konnte er in der Empfängerin den Eindruck 
erwecken, die Schreiberin wollte trotz des Intereſſes, 
vas fie nach dem Inhalte des Briefes einem ſchnellen 
Abſchluß erſichtlich entgegenbrachte, auch nach einem 
ſolchen in jeder Beziehung, insbeſondere hinſichtlich 
ihrer Erfüllungspflicht freibleiben.“ 
bb) 19. Jan. 1921 I 213/20, JW. 1921, 62540), 
Lieferung freibleibend. Der Vorbehalt beſteht ohne wei⸗ 
teres fort, ſolange es eben noch nicht zur 
Lieferung gekommen iſt, insbeſondere auch, wenn 
der Liefertermin hinausgeſchoben iſt. 

cc) 19. Okt. 1921 163/21 JW. 1922, 233: Der nur 
das Wort „freibleibend“ enthaltende Vorbehalt iſt mangels 
beſonderer dagegen ſprechender Umſtände dahin zu verſtehen, 
daß dem Verkäufer das Recht vorbehalten iſt, den ganzen 
Vertrag aufzuheben, alſo von der Lieferung überhaupt Ab⸗ 
ſtand zu nehmen, nicht aber den Inhalt des Vertrages zu 
einem Teil, etwa nach Preis, Menge uſw. zu ändern. Wer 
ohne ausdrücklichen Vorbehalt einen Teil der 
Ware liefert und dafür Zahlung verlangt, ver⸗ 
liert die durch den Freivermerkeingeräumte Vor⸗ 
zugsſtellungs). 

2. Sonſtige Vorbehalte. 

a) 29. Sept. 1920, I 158/20 JW. 1921, 3331 10) — 
Recht 1921, 2143 = Gruch. 1921, 208 „freibleibend vor⸗ 
behaltlich Lieferungs möglichkeit“. 

„Die Vertragsbeſtimmung kann nur dahin ausgelegt 
werden, daß der Bekl. zur Lieferung nur dann 
verpflichtet ſein wollte, wenn ſie ihm in 
ſeinem regelmäßigen Geſchäftsbetriebe 
möglich war. Damit iſt natürlich nicht ge⸗ 
ſagt, daß jede geringfügige Schwierig- 
keit ihn von der Lieferung befreit hätte. 
Auch im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe werden viel⸗ 
ſach Bemühungen nötig, um Hinderniſſe zu überwin⸗ 
den. Es war namentlich vom Bekl. zu erwarten, 
daß er, wenn der eine Lieferant verſagte, 
ſich bemühte, die Ware anderweitig zu er⸗ 
langen. Aber er brauchte nicht alle erdenkbaren 
Schritte zu tun, um noch paſſende Ware zu ermitteln, 
und er brauchte vor allem nicht einen Preis anzu⸗ 


8) Dazu Plum, JW. 1921, 625 A. 4. 
e) Dazu Dove, JW. 1922, 23 A. 3. 
1) Dazu Heins heimer, JW. 1921, 333 A. 1. 
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legen, der den Verkaufspreis überſtieg. Was in einem 
ſolchen Falle von dem Verkäufer zu verlangen iſt, 
hängt von den Umſtänden des einzelnen Falles ab 
und iſt nach Treu und Glauben zu prüfen.“ 

b) OLG. Hamm 4. Febr. 1921, ROL G. 1921, 90. Preiſe 
freibleibend als Vertragsvorbehalt bedeutet, daß der Käufer 
unbedingt gebunden iſt, der Verkäufer aber den 
Preis für den Zeitpunkt der Lieferung, die er 
indes nicht gegen Treu und Glauben zu Gewinn⸗ 
zwecken hinausſchieben darf, nach billigem Er- 
meſſen zu beſtimmen hat. 

c) RG. 18. März 1921 II 397/20 ZW. 1921, 123511 11) 
== 23. 1921, 4588. „Lieferungsmöglichkeit bzw. Freibleiben 
vorbehalten.“ 

„Die ſchon in ihrer ſprachlichen Faſſung jo läſſige, in⸗ 
haltlich vage Klauſel darf nicht die Handhabe bieten, 
leichtfertig tönende Verſprechungen zu machen, die 
man einfach im Stich läßt, wenn die Sache mißglückt. 
Bedeutung der Pflicht zu gehöriger Eindeckung gegen⸗ 
über einem ſo gefaßten Vorbehalt.“ 

d) RG. 24. Juni 1921 III 50/21 Warn. 1921, 166138 
Über den Unterſchied zwiſchen „freibleibend“ und „Lieferungs- 
möglichkeit vorbehalten“. 

e) OLG. Hamburg 31. März 1921 ROG. 1921, 102. 
Lieferungsmöglichkeit vorbehalten bei Gattungswaren im 
Streitfalle dahin ausgelegt, daß der Kunde von ſeiner Liefer⸗ 
pflicht befreit ſein ſollte, wenn und ſolange er ohne ſeine 
Schuld von der Fabrik, zu der er in Beziehungen ſtand, 
nicht beliefert werden würde. 

) RG. 1. Juli 1920 III 206/19 Warn. 1921, 6°. 
Lieferungsmöglichkeit in unvorhergeſehenen Fällen vor⸗ 
behalten, führt nicht zur Befreiung, wenn z. Z. des Vertrags⸗ 
ſchluſſes die Wirtſchaftserſchwerniſſe ſich ſchon ſo geltend ge⸗ 
macht haben, daß die Möglichkeit ihrer Steigerung nicht mehr 
zu den „unvorhergeſehenen Ereigniſſen“ gehörte. 

g) OLG. Hamburg 9. Febr. 1921 ROL G. 1921, 108. 
Beim Kauf zu dem bei Lieferung gültigen Preis kommt 
es nicht unbedingt auf den am Tage der Liefe⸗ 
rung gültigen Preis an. 

„Die wirtſchaftlichen Gründe der Beſtimmung, die den 
zur Zeit der Lieferung gültigen Preis für maßgebend 
erklärt, führen zu der Auslegung, daß eine ſchon 
verſandbereit daliegende Ware, deren Abſendung nur 
durch Transportſtörung verzögert wird, von ſpäter ein⸗ 
tretender Preiserhöhung nicht betroffen werden ſoll.“ 

b) 21. März 1921 VI 522/20 Warn. 1921, 102°. Be⸗ 
triebsſtörungen, die eintreten infolge höherer Gewalt, durch 
Arbeiterausſtände oder Arbeitsſperre, berechtigen gegenſeitig 
zu entſprechender Hinausſchiebung der Lieferung. 

i) 12. April 1921 II 415/20 Warn. 1921, 10455. „Vor⸗ 
gemerkt“ als Lieferungszuſage. Durch den Vorbehalt 
der Lieferungsmöglichkeit iſt der Verkäufer nicht gegen Preis⸗ 
teigerungen geſichert. Vielmehr hat er „ſich Preisſteigerungen 
beſonders vorzubehalten, wie das neuerdings infolge der ſchwie⸗ 
rigen Wirtſchaftsverhältniſſe häufig geſchieht“. 

k) 21. März 1921 VI 522/20 JW. 1922, 158112) = 
23. 1921, 5651 — Recht 1921, 2335, 2347. Freizeichnung 
für den Fall von Betriebsſtörungen infolge höherer Gewalt 
kann die Schwierigkeiten der Rohſtoffbeſchaffung während des 
Krieges umfaſſen. 

I) III 250/20 5. April 1921 Recht 1921, 2348. Durch 
den Vorbehalt „Aufpreis jeder Art ausgeſchloſſen“ in einem 

ertrage aus April 1919 übernimmt der Lieferer auch un⸗ 
vorhergeſehene und ſprunghafte für ihn ruinöſe Preisſteige⸗ 
rungen der Ware. 

„Aus der ausdrücklichen Beſtimmung des Kaufver⸗ 
trages, wonach ein Aufpreis gleich welcher Art — mit 
Ausnahme der Gummibereifung — nicht in Frage 
kommen ſollte, ergibt ſich, daß die Parteien beim 
Vertragsſchluſſe die Möglichkeit einer Preisſteigerung 
in Erwägung gezogen, jedoch klar zum Ausdruck ge⸗ 
bracht haben, daß der etwaige Eintritt einer ſolchen 
auf den Beſtand des Vertrages ohne Einfluß bleiben 


— 


2 Dazu Plum, JW. 1921, 1235 A. 11. 
) Dazu Rabel, JW. 1922, 158 A. 1. 


Schwebende Lieferverträge 


635 


ſoll und daß der Bekl. aus freien Stücken die Gefahr 
einer ſolchen Preisſteigerung auf ſich genommen hat. 
Die Meinung, daß im Sinne des Vertrages nur 
„normale“ Preisſchwankungen zu Laſten des Bekl. 
gehen ſollten, widerſpricht dem Wortlaute und der 
unſicheren Geſchäftslage, wie ſie zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes beſtand. Dieſer vertragsmäßige Ausſchluß⸗ 
jedes Aufſchlags ſchließt auch den Einwand aus, daß 
die Vertragserfüllung ganz oder nahezu den geſchüft⸗ 
lichen Ruin des Bekl. herbeiführen werde.“ 

m) VII 520/20 28. Juni 1921 JW. 1922, 22° 122), Der 
Sinn des Vorbehalts: „Im Anſchluß an Verkäufers Kon⸗ 
trolle und Maßnahmen“ kann nur der fein, „daß alle Ver⸗ 
tragsbedingungen, die in dem zwiſchen dem Verkäufer und 
ſeinem Lieferanten getätigten Deckungsgeſchäfte vereinbart ſind 
oder werden, auch als Bedingungen des zwiſchen Verkäufer 
und Käufer geſchloſſenen Kaufvertrages gelten follen, ſoweit 
ſie nicht mit den beſonderen Bedingungen dieſes Vertrags 
unvereinbar ſind“. 5 

II. Geſetzliche Befreiungsmöglichleiten. Wann kann, 
braucht oder darf ein Vertrag nicht erfüllt werden!? 

a) Veränderte Umſtände, der Fortgang der wirtſchaft⸗ 
lichen umwälzung, die Entwertung des deutſchen Geldes, 
die Preisſteigerungen, elausula rebus sie stantibus ). 

Wie ſchon eingangs erwähnt, tritt die Unſicherheit der 
Rechtslage gerade auf dieſem Gebiete beſonders hervor. Vor 
allem ſchwankt die Rechtſprechung und bleibt zweifel haft 
darin: Iſt die Frage, ob ein Vertrag aufrecht zu erhalten ſei 
oder nicht, zu entſcheiden unter Würdigung der Umſtände des 
einzelnen Falles allein nach den in $ 157, 242 BOB. um⸗ 
ſchriebenen Forderungen von Treu und Glauben oder ſind 
die Vorausſetzungen genauer (wie?) umgrenzt? Setzt dus 
Nichtfortbeſtehen des Vertrages voraus, daß die Erfüllung 
zum Ruin oder nahezu zum Ruin des Schuldners führen 
würde? Kann nicht nur Aufhebung des Vertrages, ſondern 
auch deſſen Anderung (unter welchen beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen und nach welcher Richtung im einzelnen) beanſprucht 
werden? 

Die Unſicherheit der Rechtslage mag auch durch dieſen 
kurzen Überblick, der den Ausgang der wenigen 
Rechtsſtreite, deren reichs gerichtlicher Entſchei⸗ 
dung die nachſtehenden grundſätzlichen Erwägungen 
entnommen ſind, in den verſchiedenen Rechtszügen zeigt, be⸗ 
leuchtet werden. 

Danach wurde entſchieden im Falle: 

zu 1: LG. Klage zugeſprochen, OLG. abgewieſen, RG. 
Urteil aufgehoben; 


=) Dazu Lemberg, JW. 1922, 22 A. 2. 

) Nipperdey, Vertragstreue und Nichtzumutbarkeit (dazu 
Heymann JW. 1921, 728; Plum DRA. 1921, 51); Oertmann, 
die Geſchäftsgrundlage; Titze, Richtermacht und Vertragsinhalt (dazu 
Heymann a. a. O.); Rabel, Die reichsgerichtliche Rechiſprechung 
über den Preisumſturz DIE. 1921, 323; Bühler, Reichsgericht 
und Geſetzgebung zum Problem der Preisumwälzung JW. 1921, 
875; Czolbe, Der Einfluß der Geldentwertung auf Familien⸗ und 
erbrechtliche Verträge LZ. 1921, 321, 364. Darboven, Ruinrecht⸗ 
ſprechung des RO. Hanf. Rg. 1921, 161; Dove, Kriſis des Vertrags⸗ 
rechts R. u. W. 1921, 71; Endemann, Preisumſturz und Vertrags⸗ 
bindung JW. 1921, 8; Hedemann, D. 1921, 388: Klang, Uns 
erſchwinglichkeit der Leiſtung (dazu Nipperben JW. 1922, 19); 
Krückmann, Clausula rebus sic stantibus JW. 1921, 453; derſelbe, 
Anderungen feſter Bezüge infolge Veränderung aller Verhältniſſe DB. 
1921, 261; berfelbe, Mißverſtändliches zur clausula rebus sie stan- 
tibus JW. 1921, 1447; derſelbe, Zur elausula rebus sie stantibus 
23.1921, 583; Lehmann, DJZ. 1921, 95; Mathieſen, Drohen⸗ 
der Vermögensruin als Vertragsaufhebungsgrund V. 1921, 253; 
Dertmann, Die Folgen der Herſtellungsverteuerungen in der deut⸗ 
ſchen Induſtrie JW. 1921, 1512; Preſſer, Zur übermäßigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungsſchwierigkeit D 3. 1922, 148; Rabel, JW. 1921, 
1597 A. 1; Roth, Wirtſchaftsumwäkzung u. Vertrags treue LZ. 1921, 194; 
Reiling, Zur Frage der Aufhebung und Anderung von Verträgen 
wegen veränderter Umſtände JW. 1921, 20; Roſenthal, Folgen 
und Ausblicke, JW. 1921, 5; Stampe, JW. 1921, 10; Stern, 
Richterliche Anderung von Vertragsbeſtimmungen 2. 1921, 133; 
v. d. Trenck, Gerichtliche Aufhebung und Abänderung von Verträgen 
Recht u. Wirtſch. 1921, 55; derſelbe, Zu den Vorausſetzungen und 
Wirkungen des generellen konſtitutiven Urteils JW. 1921, 454; 
Warneyer, Hinausſchiebung der Vertragserfüllung bis nach Kriegs⸗ 
ende nach der Rechtſprechung des RG. DIZ. 1921, 241; Weſtrum, 
Ein Wendepunkt in der Rechtſprechung, JW. 1921, 620. 
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zu 2: LG. Klage abgewieſen, OLG. und RG. zuge 
ſprochen; 

zu 3: tres conformes; 

zu 4: LG. nicht erkennbar, OLG. und RG. überein⸗ 
ſtimmend; 

zu 5: LG. nicht erſichtlich, OLC. Klage zugeſprochen, 
RO. Urteil aufgehoben und zurückverwieſen; 

zu 6: tres conformes; 

zu 7: tres conformes; 

zu 8: tres conformes; 

zu 9: anſcheinend Urteil des OLG. vom RG. beſtätigt; 

zu 10: nicht zu erkennen; 

zu 11: LG. verurteilt, OLG. Klage abgewieſen, RC. ver- 
urteilt; 

zu 12: LG. gibt Klagebegehren ſtatt, OLG. Klage ab⸗ 
gewieſen, RG. hebt auf und verweiſt zurück; 

zu 14: LG. und OLG. Klage zugeſprochen, RG. Klage 
abgewieſen; 

zu 15: LG. Klage abgewieſen, OLG. und RG. zuge⸗ 
ſprochen; 

zu 16: LG. unbekannt, OLG. Klage zugeſprochen, RG. 
Urteil aufgehoben; 

zu 17: LG. Klage abgewieſen, OLG. zugeſprochen, RG. 
abgewieſen; 

zu 18: LG. und OL. 
gehoben; 

zu 19: tres conformes; 

zu 21: LG. Klage zugeſprochen, OLG. und RG. abge⸗ 
wieſen; 

zu 23: LG. Klage zugeſprochen, OLG. abgewieſen, RG. 
zugeſprochen. 

Die einzelnen Urteile. 

1. RG. 22. Okt. 1920 III 138/20 JW. 1921, 232 1) 
Recht 1921, 32. (Der Erfüllungszwang im Widerſpruch 
mit Treu und Glaube; der Einwand des Ruins.) 

„Von dem Grundſatze, daß Verträge zu wahren 
ſind, können Ausnahmen nur dann zugelaſſen 
werden, wenn es ſich um derart außergewöhnliche 
Anderungen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe handelt, 
daß die Vertragserfüllung dem, was beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe vernünftigerweiſe beabſichtigt war, nicht mehr 
entſpricht, und ein Zwang zur Erfüllung der 
nach 88 157, 242 BGB. gebotenen Rückſicht 
auf Treu und Glauben zuwiderlaufen 
würde. Auch eine größere Steigerung des An⸗ 
ſchaffungspreiſes, als hier in Frage ſteht, könnte 
für ſich allein den Bekl. nicht von ſeiner Lieferpflicht 
befreien (ogl. RG. 88, 172 — JW. 1916, 830; 
92, 322). Der Verkäufer muß ebenſo die Gefahr einer 
Preisſteigerung tragen, wie der Käufer, gegebenen⸗ 
falls die eines Preisſturzes. Etwas anders iſt auch 
nicht aus der Entſcheidung des erkennenden Senates 
v. 21. Sept. 1920 III 143/20 (JW. 1920, 961) zu 
entnehmen. Der Geſichtspunkt der clausula rebus 
sic stantibus kann, wie dort ausdrücklich gejagt 
iſt, nur unter ganz beſond eren Umſtänden 
angewendet werden. Im übrigen iſt an dem Grundſatze 
feſtzuhalten, daß Verträge zu wahren ſind. Demgemäß 
iſt auch im vorliegenden Falle davon auszugehen, 
daß der Bekl., wenn nicht beſondere Umſtände ſeine 
Befreiung rechtfertigen, trotz der ihn treffenden Er⸗ 
höhung der Anſchaffungspreiſe vertragsgemäß liefern 
muß. Eine Befreiung von der Lieferpflicht 
könnte er nur dann beanſpruchen, wenn, wie er 
behauptet, anzunehmen wäre, daß die Vertrags- 
erfüllung, ſei es auch nur mittelbar, ganz 
oder nahezu ſeinen geſchäftlichen Ruin zur 
Folge haben würde.“ 

2. 14. Jan. 1921 VII 367/20 1921 23. 1921, 2182 
Warn. 1921, 36%, (Der Erfüllungszwang im Wider⸗ 
ſpruche mit Treu und Glaube, der Einwand des Ruins, 
die Lage des einzelnen Falles.) 

„Die jog. clausula rebus sic stantibus iſt als allge⸗ 
meiner Grundſatz in das BGB. nicht aufgenommen und 
auch von der Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht an⸗ 
erkannt (vgl. RG. 86, 398; 99, 259; 100, 131, 136). 


1) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 23 A. 2. 
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Von dem Grundſatze, daß Verträge zu wahren 
ſind, können, wie insbeſondere in den Entſcheidungen 
RG. 99, 259 und 100, 136 ausgeſprochen iſt, Aus⸗ 
nahmen nur dann zugelaſſen werden, wenn es 
ſich um derart außergewöhnliche Anderun⸗ 
gen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe han⸗ 
delt, daß die Vertragserfüllung dem, was 
beim Vertragsſchluſſe vernünftigerweiſe 
beabſichtigt war, nicht mehr entſpricht und 
ein Zwang zur Erfüllung der nach 8s 157. 
242 BGB. gebotenen Rückſicht auf Treu und 
Glauben zuwiderlaufen würde. In beiden Ent⸗ 
ſcheidungen iſt weiter ausgeführt, daß bloße Steige⸗ 
rungen des Anſchaffungspreiſes in der 
Regel dazu nicht ausreichen, es müßte denn 
ſein, daß mit einer außerordentlichen Steigerung der 
Preiſe eine außerordentliche Einwirkung auf 
die Verhältniſſe des betreffenden Vertragsteiles 
verbunden iſt, wie etwa in dem Falle, daß die Durch- 
führung des Vertrages für ihn ganz oder 
nahezu ruinös wirken würde. In der Ent⸗ 
ſcheidung RG. 99, 259 iſt weiter bemerkt, daß bloße 
Billigkeitsrückſichten, wie ſie zu den Ver⸗ 
ordnungen vom 1. Febr. bis 11. März 1920 geführt 
haben, ſoweit die Verordnungen und ähnliche Vor⸗ 
ſchriften nicht eingreifen, nicht ausſchlaggehend fein 
können, daß vielmehr im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit an dem Grundſatze, daß Verträge zu 
wahren ſind, feſtgehalten werden muß. Die Frage, 
ob die Vertragsparteien trotz einer Anderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe an den Vertrag gebunden 
bleiben, iſt nach Lage des einzelnen Falles 
zu entſcheiden.“ 


3. 8. Juli 1920 89/20 III RG. 99, 258 = JW. 1921, 
24518). Keine Erfüllung, wenn für den Schuldner ruinös. 
insbeſondere auch bei Preisſteigerungen. 

„Soweit eine Losſagung von Verträgen infolge der 
durch den Krieg bewirkten Veränderungen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe gebilligt wurde, geſchah dies 
regelmäßig aus der Erwägung heraus, daß mit den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen auch die einzelne Ver⸗ 
tragsleiſtung derart verändert wurde, daß ſie nicht 
mehr als die beim Vertragsſchluß erwartete und 
gewollte Leiſtung zu erachten war, wie dies z. B. 
für den Fall einer zeitlichen Verſchiebung durch den 
Krieg in RG. 94, 49 IW. 1918, 44 ausgeführt 
iſt. Dieſe Auffaſſung läuft auf eine Auslegung des 
einzelnen Vertrages hinaus und findet ihre 
innere Rechtfertigung darin, daß eine Leiſtungspflicht 
nicht mehr beſtehen kann, wenn die Erfüllung des Ver⸗ 
trages unter ſolchen Umſtänden ſtattfinden müßte, daß 
ſie dem, was die Beteiligten vernünftigerweiſe be⸗ 
abſichtigt haben, nicht mehr entſprechen würde, und 
der Erfülungs zwang mit der durch 88 157, 
242 BGB. gebotenen Rückſicht auf Treu und 
Glauben und auf die Verkehrsſitte unvereinbar 
wäre. Daraus folgt aber nicht, daß jede größere Um⸗ 
wälzung auf wirtſchaftlichem Gebiete, mag ſie auch 
unvorhergeſehen und unvorherſehbar geweſen ſein, dem 
Vertragsteil, dem ſie nachteilig iſt, das Recht gibt, 
ſich vom Vertrage loszuſagen. Im Falle einer 
Preisſteigerung, wie ſie auch hier in Frage 
ſteht, iſt ein ſolches Recht regelmäßig, und nicht nur 
bei Lieferungsverträgen des Großhandels, zu ver⸗ 
ſagen, es müßte denn ſein, daß mit einer außer⸗ 
ordentlichen Steigerung der Preiſe eine 
außerordentliche Einwirkung auf die Ver⸗ 
hältniſſe des betreffenden Vertragsteiles 
verbunden iſt, wie etwa in dem vom BG. erörterten 
Falle, daß die Durchführung eines langfriſtigen Ver⸗ 
trages infolge der wirtſchaftlichen Veränderungen für 
dieſen Vertragsteil „geradezu ruinös“ zu werden 
droht.“ 

4. 18. Febr. 1921 VII 118/20 JW. 1921, 8337 16) — 
Recht 1921, 1827. (Kein unbedingter Befreiungsgrund, daß 


25) Dazu Heymann, JW. 1921, 24 A. 3. 
1%) Dazu Roſenthal, JW. 1921, 833 A. 7. 


51. Johrg. 1922 Heft 9] Schwebende Lieferverträge 637 
Steigerung der Materialpreiſe, ſondern nach der maß⸗ 
gebenden tatſächlichen Feſtſtellung des BR. auch durch 
weſentliche Veränderung der Betriebsverhältniſſe des 
„Regelmäßig geht bei gegenſeitigen Verträgen Unternehmers beſonders erſchwert iſt.“ 

der Vertragswille dahin, daß die verein⸗ 5. RG. 7. Juni 1921 III 508/20 RG. 102, 272 = 
barte Gegenleiſtung ein angemeſſenes Ent⸗ Recht 1921, 2338. (Die Lage des einzelnen Falles unter 
gelt für die Leiſtung darſtellen ſoll Ent⸗ Berückſichtigung der Wirkung der Erfüllung oder Nicht⸗ 
ſpricht die Leiſtung infolge der nicht vor⸗ erfüllung auf beide Teile.) 


die Erfüllung ruinös wirken würde, Sachverſtändige über 
die Verkehrsſitte hören, Verhältnismäßigkeit von Leiſtung 
und Gegenleiſtung.) 


ausgeſehenen und nicht vorausſehbaren 
Veränderung dem, was in dieſer Beziehung 
die Beteiligten vernünftigerweiſe mit dem 
Vertragsſchluſſe beabſichtigt haben, fo we⸗ 
nig, daß der Erfüllungszwang mit der durch 
88 157, 242 BGB. gebotenen Rückſichtnahme 
auf Treu und Glauben und die Verkehrs⸗ 
ſitte unvereinbar wäre, ſo iſt die Leiſtung 
ſelbſt eine andere, und eine ſolche zu bewirken, kann 
der aus dem Vertrage pflichtigen Partei nicht zu⸗ 
gemutet werden. Das trifft insbeſondere dann 
zu, wenn nicht nur die Preiſe für Materialen und die 
Arbeitslöhne außergewöhnlich geſtiegen ſind, ſondern 
auch die Vorbedingungen eines ordnungsmäßigen Be⸗ 
triebes durch Schwierigkeiten in der Beſchaffung der 
Rohſtoffe, Mangel an geübten, arbeitswilligen Arbei⸗ 
tern, Arbeitseinſtellungen, plötzliche Herabſetzung der 
Arbeitszeit, Kohlennot uſw. beſonders erſchwert ſind. 
RG. 98, 18; 99, 115; 100, 129). Den Einfluß des 
Grundſatzes, daß Verträge zu wahren ſind, 
einerſeits und der Grundſätze über Treu 
und Glauben ſowie die Verkehrsſitte an⸗ 
derſeits gegeneinander im einzelnen Fall 
abzuwägen, iſt Sache des Prozeßgerichtes, das 
auch befugt iſt, über die Verkehrsſitte Sachverſtän⸗ 
dige zu hören, ſoweit es dies für erforderlich hält. 
Eine allgemeine Regel dahin, daß eine Befrei⸗ 
ung einer Leiſtungspflicht nur dann zu gewähren ſei, 
wenn die Vertragserfüllung, ſei es auch nur 
mittelbar, ganz oder nahezu den geſchäftlichen 
Ruin des Leiſtungspflichtigen zur Folge haben 
würde, läßt ſich nicht aufſtellen. Es kommt viel⸗ 
mehr auf die Lage des einzelnen Falles an. Es 
laſſen ſich Fälle denken, in denen der Erfüllungszwang 
nicht gerade zum Ruin des Leiſtungspflichtigen führen 
würde und dennoch die Ausübung dieſes Zwanges 
eine ſo erhebliche wirtſchaftliche Schädigung des Er⸗ 
füllenden mit ſich bringen würde, daß ihm nach Treu 
und Glauben nicht zugemutet werden kann, ſie auf ſich 
zu nehmen. Wollte man das nicht anerkennen, ſo 
würden die Verträge, die von finanziell ſehr leiſtungs⸗ 
fähigen Perſonen oder öffentlich⸗ rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften geſchloſſen ſind, vielfach des Schutzes entbehren, 
den das Geſetz ausnahmslos für Treu und Glauben 
gewährt, da bei ihnen meiſtens ein durch die Ver⸗ 
tragserfüllung verurſachter wirtſchaftlicher „Ruin“ 
nicht in Frage kommen wird. Anderſeits ſind aber 
auch Fälle denkbar, in denen trotz drohenden Ruins 
der Schutz nach Treu und Glauben zu verſagen iſt, 
z. B. dann, wenn die Partei außerhalb des Gebietes 
des Großhandels leichtſinnig und ohne Rückſicht auf 
ihre eigene geringe wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit 
aus Spekulation einen Vertrag oder auch noch 
mehrere andere gleichartige Verträge geſchloſſen hat, 
die ein ſehr großes finanzielles Riſiko unter Um⸗ 
ſtänden mit ſich führen konnten. Daß im vorliegenden 
Fall ein derartiges ſchuldhaftes Verhalten der Bekl. 
bei der vertraglichen Bindung zu Laſt fiel, erſcheint 
nach der ganzen Sachlage als ausgeſchloſſen. Die 
oben angeführte, den drohenden wirtſchaftlichen Ruin 
des Leiſtungspflichtigen als ausſchlaggebend erklärende 
Regel iſt übrigens in der Rechtſprechung nur vereinzelt 
für Lieferungsverträge und nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung anerkannt worden, daß die Erſchwerung der 
Lieferungspflicht lediglich in der bloßen Steigerung 


„Nicht jede Erſchütterung der wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lagen vermag ſchlechthin die einſeitige Löſung eines 
Vertrages zu rechtfertigen, und zwar auch dann nicht, 
wenn die Vertragserfüllung für denjenigen, der zu 
einer Sachleiſtung verpflichtet iſt, mit großen Geld⸗ 
verluſten verbunden fein würde (vgl. RG. 88, 172; 
92, 322; 98, 260; 99, 258). Erſt dann, wenn die 
Vertragserfüllung ſich wirtſchaftlich als unmög⸗ 
lich erweiſt, wenn ſie, ſei es allein, ſei es im 
Zuſammenhange mit dem Zwange, andere 
gleichartige Verträge unter gleichen Opfern 
erfüllen zu müſſen, den Lieferanten ge⸗ 
ſchäftlich vernichten, oder doch an den Rand 
des geſchäftlichen Ruins bringen würde, er⸗ 
gibt ſich die wirtſchaftliche und rechtliche Notwendigkeit, 
derjenigen Vertragspartei, die alle Nachteile der wirt⸗ 
ſchaftlichen Umwälzung der andern Partei aufbürden 
will, den Rechtsſchutz zu verſagen. Denn ein Ergeb⸗ 
nis, das alle Vorteile der neuen, bei dem 
Vertragsſchluſſe nicht vorherſehbaren 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe dem einen 
Vertragsteile zugute kommen und den an⸗ 
deren dabei wirtſchaftlich zugrunde gehen 
läßt, würde von ehrbaren Volkskreiſen 
nicht verſtanden werden und mit ihrem Ge⸗ 
rechtigkertsgefühl in ſchroffen Widerſpruch 
treten. Rechtsgeſchäfte vermögensrechtlichen Inhalts 
ſind — wie überhaupt alle Rechtsgeſchäfte — nicht 
Selbſtzweck, ſondern dieſe Rechtsgeſchäfte haben ledig⸗ 
lich der Erreichung der wirtſchaftlichen Zwecke zum 
Ziel, die mit ihnen verfolgt werden. Bei der 
Rechtsfindung auf dieſem Gebiete müſſen 
daher in erſter Linie die wirtſchaftlichen 
Intereſſen berückſichtigt werden, und das 
Recht muß ihnen, ſoweit es nur irgend 
möglich iſt, elaſtiſch angepaßt werden. Nur 
ſo kann die Rechtſprechung ihrer wahren Aufgabe, 
dem praktiſchen Leben, alſo den Lebensbedürfniſſen 
und den Lebensanforderungen zu dienen, gerecht wer⸗ 
den. Von dieſen Geſichtspunkten aus ſind die Urteile 
des erkennenden Senats vom 8. Juli und 22. Okt. 
1920 (RG. 99, 258: 100, 134) ergangen. Ihnen, 
insbeſondere dem Urteile vom 22. Okt. 1920, wird 
freilich entgegengehalten, daß ſie den ſubjektiven Ver⸗ 
hältniſſen des Lieferungsverpflichteten eine zu große 
Bedeutung für die Aufrechterhaltung oder Aufhebung 
eines Vertrags einräumen und daß die Entſcheidung je 
nach der Kapitalkraft des Lieferanten und der Au⸗ 
zahl der von ihm geſchloſſenen gleichartigen Verträge 
verſchieden ausfallen konne. Das letztere iſt richtig, 
ſtellt aber in Wirklichkeit gar keinen Einwand dar, denn 
es entſpricht einem ſelbſtverſtändlichen Satze, daß ein 
Urteil ſich nur auf den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles aufbauen darf. Die vermißte objektive Grund⸗ 
lage wird aber durch die Grundſätze von Treu und 
Glauben (88 157, 242 BGB. geſchaffen. Das was 
nach ihnen einem Erfüklungspflichtigen 
noch zugemutet werden kann, läßt ſich eben 
nicht nach einer gleichmäßigen Schablone, 
ſondern nur nach Lage des Einzelfalles 
unter Berückſichtigung der Einwirkung der 
Erfüllung oder Nichterfüllung auf die ſub⸗ 
jektiven Verhältniſſe beider Teile be- 
ſtimmen.“ 


des Anſchaffungspreiſes des Lieferungsgegenſtandes 6. RG. VII 318/20 10. Dez. 1920 RG. 101, 79. (Die 
beſteht. Ob die Regel auch in dieſer Beſchränkung Berücſichtigung der Belange der beiden Vertragsteile bei 
als allgemeingültig anzuerkennen wäre, kann hier der Frage des Beſtandes oder Unbeſtandes eines Ver⸗ 
unerörtert bleiben, denn im vorliegenden Fall handelt trages.) 

es ſich nicht um die Erfüllung eines Lieferungs⸗, „Wenn es ſich, wie hier, nicht um eine natürliche, 
ondern eines Werkvertrags, die nicht nur durch tatſächliche oder rechtliche Umnöglichkeit einer Ver⸗ 
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tragsleiſtung, ſondern darum handelt, ob einer Partei 
die übernommene Leiſtung nicht zuzumuten iſt und ſie 
deshalb das Vertragsband löſen darf, ſo iſt die Zu⸗ 
mutungsfrage nicht einfach vom Stand⸗ 
punkte der Verhältniſſe und Intereſſen 
der leiſtungspflichtigen Partei aus zu er- 
ledigen. Vielmehr läßt ſich eine angemeſſene 
Entſcheidung nur finden, wenn auch die 
Intereſſen der anderen Parteien berück⸗ 
ſichtigt, die beiderſeitigen Verhältniſſe im 
ganzen ins Auge gefaßt werden. Sollte ſich 
ergeben, daß dem Beſteller aus einer Auflöſung des 
Vertrags ein poſitiver Schaden erwachſen würde, deſſen 
Höhe dem für den Lieferungspflichtigen bei Aufrecht⸗ 
erhaltung des Vertrags entſtehenden Schaden gleich 
oder nahe kommt, ſo müßte eine ſinngemäße Anwen⸗ 
dung des Grundſatzes des § 242 BGB. zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Leiſtungspflicht des Unternehmers 
führen. Und hieran könnte nichts ändern, wenn etwa 
mit einer Verpflichtung des Unternehmers, bei Auf⸗ 
hebung des Vertrags dem Beſteller den dieſem er⸗ 
wachſenden Schaden zu erſetzen, zu rechnen wäre. 
Ein Lieferungsvertrag darf nicht wegen 
drückender Belaſtung des Unternehmers zur 
Aufhebung kommen, wenn als Erfolg der 
Aufhebung eine andere kaum minder 
drückende Belaſtung, ſei es für den Be⸗ 
ſteller, ſei es im Ergebnis für den Unter⸗ 
nehmer, eintritt. Hier iſt indes nach Lage der 
Sache völlig ſicher damit zu rechnen, daß der etwa 
dem Kläger aus der Löſung des Vertragsverhältniſſes 
entſtehende Schade in ſeiner Höhe ſehr weit hinter 
dem Schaden zurückbleibt, der die Bekl. treffen würde, 
wenn ſie den Vertrag von 1915 erfüllen müßte. Unter 
ſolchen Umſtänden bleibt es für die Entſcheidung un⸗ 
erheblich, wenn der BR. die Zumutungsfrage zu eng 
ausſchließlich auf die Verhältniſſe im Betrieb der 
lieferungspflichtigen Partei abgeſtellt hat. Im übrigen 
hat die Lage einer Vertragspartei, der die 
Bewirkung der von ihr zugefagten Leiſtung 
wegen unvorherſehbaren Eintritts außer- 
ordentlicher, übergroßer wirtſchaftlicher 
Schwierigkeiten nicht zugemutet werden 
kann, nächſte Ahnlichkeit mit dem Falle, 
wenn einer Partei, die ihr aus einem Ver⸗ 
trage obliegende Leiſtung unmöglich wird. 
Für die gegenſeitigen Rechtsbeziehungen der Parteien 
bei Befreiung der Bekl. von der Lieferungspflicht 
kommen daher im Wege der Geſetzesanalogie 
die 88 323 flg. BGB. in Betracht. Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften kann in 
keinem Falle dazu führen, daß die durch die Nicht⸗ 
zumutbarkeit der Lieferung begründete Befreiung der 
Bekl. von der Leiſtungspflicht aus einem anderen be⸗ 
ſonderen Grunde dennoch auszuſchließen und zu ver⸗ 
ſagen wäre.“ 


7. RG. 8. Dez. 1920 I 162/20 JW. 1921, 234517) — 
RG. 101, 74. (Die ethiſche Rückſicht auf die Vertragstreue 
und die wirtſchaftlich notwendige Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſicherheit, Vermögensverfall als Folge der Erfüllung wirkt 
nicht unbedingt befreiend.) 


„Der Vorrichter hat betont: nach den Darlegungen 
(von RG. 100, 134 — JW. 1921, 23) werde der 
Verkäufer von der Lieferpflicht frei, wenn er eine 
größere Anzahl gleicher oder ähnlicher Verkäufe vor⸗ 
genommen habe und nun in Folge von Preisſteige⸗ 
rungen durch Lieferung der ſämtlichen verkauften Waren 
in Vermögensverfall geraten würde. Es iſt richtig, 
daß vom 3. ZS. in der angeführten Entſcheidung ein 
ſolcher Grundſatz angeſprochen iſt. Der erkennende Senat 
vermag dem nicht beizutreten. Die Rechtſprechung 
des RG., die ſich während des Krieges herangebildet 
hat, geht dahin, daß Preisſteigerungen allein, 
die Verluſte des Verkäufers bei Ausfüh⸗ 
rung der von ihm abgeſchloſſenen Ver⸗ 
käufe hervorgerufen würden, nicht zu ſeiner 


) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 234 U. 5. 
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Befreiung von der Lieferpflicht führen 
können. Um eine ſolche Befreiung eintreten zu laſſen, 
muß vielmehr ein weiteres Moment hinzu⸗ 
kommen und dieſes iſt darin gefunden, daß infolge 
des Krieges eine ſo allſeitige und ſo tiefgehende Um⸗ 
geſtaltung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſtattgefun⸗ 
den hat, daß die Leiſtung des Verkäufers als 
eine, von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
aus betrachtet, inhaltlich völlig andere er⸗ 
ſcheinen würde. Es iſt weiter angenommen, daß 
eine gleiche Umgeſtaltung auch durch die Revolution 
mit ihren weittragenden Folgen herbeigeführt iſt. An 
dieſer Rechtſprechung hält der erkennende Senat feſt. 
Es muß alſo eine Umgeſtaltung der Verhält⸗ 
niſſe zwiſchen Vertragsſchluß und Liefe⸗ 
rungstermin eingetreten ſein, die einer⸗ 
ſeits in unerwarteter Weiſe tiefgehend iſt 
und die anderſeits ſo allgemein iſt, daß ſie 
entweder das geſamte Verkehrsleben, oder 
jedenfalls wenigſtens die Verhältniſſe be⸗ 
ſtimmter Handels⸗ oder Induſtriezweige 
ergriffen hat. An dieſen Vorausſetzungen fehlt 
es im vorliegenden Falle. Zwiſchen Vertragsſchluß 
(April / Mai 1919) und Liefertermine (Juni / Juli 
1919) ſind grundlegende Veränderungen nicht einge⸗ 
treten. Was geſchehen iſt, iſt, daß die Materialpreiſe 
und die Arbeitslöhne, die ſchon bis zum Vertrags⸗ 
ſchluß in ſtetem Steigen begriffen waren, ihre Auf⸗ 
wärtsbewegungen fortgeſetzt haben. Das war weder 
ſo einſchneidend, noch ſo unerwartet, daß von einer 
Umgeſtaltung der Verhältniſſe in dem bezeichneten 
irgendwie geſprochen werden kann. Es fehlt alſo an 
demjenigen Momente, das nach der angeführten 
Rechtſprechung zu der Preisſteigerung hinzukommen 
muß. Dieſes Moment kann auch nicht etwa darin ge⸗ 
funden werden, daß die Ausführungen der 
ſämtlichen Lieferverträge der Bekl. einen 
erheblichen Schaden bringen, ja, feinen Ver⸗ 
mögensverfall nach ſich ziehen würde Denn 
über die Rückſicht auf die ſubjektiven Ver⸗ 
hältniſſe des einzelnen ſteht im Intereſſe 
der Allgemeinheit die ethiſche Rückſicht auf 
die Vertragstreue und die wirtſchaftlich 
notwendige Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſicherheit. Die Frage, ob im Einzelfalle die Aus⸗ 
führung der geſchloſſenen Verträge der einen Partei 
Nachteile bringt, kann deshalb bei der Entſcheidung 
über die Lieferpflicht nicht ausſchlaggebend ſein.“ 


8. 18. Febr. 1921 VII 316/20 Warn. 1921, 8257. 


(Spekulationsgeſchüft, die Möglichkeit, den Schwierigkeiten 
infolge der Umwälzung durch rechtzeitige Tätigkeit zu 
entgehen.) 


„Nur dann, wenn nach den Umſtänden des 
Einzelfalles die Erfüllung des Vertrages 
bei billiger Berückſichtigung der beider⸗ 
ſeitigen Intereſſenlage, wegen ganz 
außerordentlicher Verſchiebung der Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere ganz übermäßiger 
Steigerung der Preiſe für Rohſtoffe und 
Löhne nach Treu und Glauben dem Schuld- 
ner nicht mehr zugemutet werden kann, 
iſt eine Aufhebung des Vertrages gerecht⸗ 
fertigt. Nun liegt der Fall hier keineswegs ſo, 
daß der Kl. durch das Verlangen der Vertragserfüllung 
unter Ausnutzung der veränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe ſich einen unbilligen, gegen Treu und Glau⸗ 
ben verſtoßenden Vorteil verſchafft, ſondern er be⸗ 
gehrt nur den Erſatz deſſen, was er gehabt hätte, 
wenn der Brandſchaden nicht eingetreten wäre. Dazu 
kommt, daß die Bekl. während der ganzen 
Kriegsdauer in der Lage und berechtigt 
geweſen wäre, die Erfaßlieferung zu be⸗ 
wirken und dadurch der gewaltigen Preis- 
ſteigerung, die nach Friedensſchluß ein⸗ 
getreten iſt, zu entgehen. Wenn die Reviſion 
dieſe Feſtſtellung als unbegründet angreift, ſo iſt nur 
darauf hinzuweiſen, daß die Bekl. ſelbſt vorgetragen 
hat, ſie hätte ſogar im Januar 1916 noch den Bau für 
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vielleicht 4000 % herſtellen können. Hat fie aber da⸗ 
mals oder früher die Lieferung unterlaſſen in der 
Erwartung, daß ſie nach Friedensſchluß den Bau 
noch billiger herſtellen könne, ſo darf ſie die Folgen 
dieſer verunglückten Spekulation nach Treu 
und Glauben nicht auf den Kläger abwälzen.“ 
9. 4. Dez. 1920 II 285/20 23. 1921, 374 Warn. 
1921, 45%. (Die Übernahme der Gefahr der wirtſchaftlichen 
Umwälzung, Pflicht des Schuldners, je nachdem ſich durch 
Vorbehalte zu ſichern.) 
„Es handelt ſich um die Frage, ob die Bekl. trotz ge⸗ 
waltiger Preisſteigerung an den vereinbarten Preis 
gebunden iſt, wobei es keinen Unterſchied 
macht, ob fie als Händlerin oder als Her⸗ 
ſtellerin aufgetreten iſt, weil ſie im erſtgen. 
Falle offenbar den Werken, bei denen ſie den Wagen 
beſtellt hat, einen höheren Preis bewilligen müßte. 
Nun iſt in RG. 99, 259 ausgeſprochen, daß auch 
nach der bisherigen höchſtrichterlichen Rechtſprechung 
keineswegs jede größere Umwälzung auf wirtſchaft⸗ 
liche Gebiete, möge ſie auch unvorhergeſehen und 
unvorherſehbar geweſen ſein, dem Vertragsteile, dem 
ſie nachteilig ſei, das Recht gebe, ſich vom Vortrage 
loszuſagen, und daß dies insbeſondere bei Preis⸗ 
ſteigerungen zutreffe, wofern dieſe nicht mit einer 
außerordentlichen Einwirkung auf die Verhältniſſe des 
Vertragsteiles verbunden und für ihn geradezu ruinös 
ſeien. Ob eine ſolche Ausnahme vorliegt, hat das 
BG. nicht geprüft. Es brauchte es aber von feinem 
Standpunkte aus nicht, da es die von der Bekl. be⸗ 
haupteten wirtſchaftlichen Umwälzungen aus einem 
anderen Grunde für unerheblich erklärt hat. Das OLG. 
hat feſtgeſtellt, daß die ſämtlichen preistrei⸗ 
benden Umſtände, welche die Bekl. ins Feld 
führe, alſo der Rohſtdff⸗ und Kohlenmangel, 
Arbeitsunluſt uſw. bereits z. Z. des Kaufes 
vorhanden geweſen ſeien, und daß es die 
Vorſicht erheiſcht habe, nicht unbedingt 
oder ohne Vorbehalt von Preiserhöhungen 
zu verkaufen. Lagen die Dinge ſo, ſo fehlte 
es an der weſentlichſten Vorausſetzung der 
Befreiung von der Leiſtungspflicht, der 
Unvorausſehbarkeit der Schwierigkeiten. 
Konnte und mußte der Verkäufer mit der 
Möglichkeit des Eintritts der Schwierig⸗ 
keiten rechnen, ſo wird er ſich ſo behandeln 
laſſen müſſen, als ob er die Gefahr bewußt 
übernommen hätte. Es wird ſich nicht mehr ſagen 
laſſen, daß die von ihm ſchließlich geforderte Leiſtung 
derjenigen nicht mehr entſpreche, welche die Parteien 
vernünftigerweiſe gewollt hätten.“ 
8 10. 8. März 1921 III 403/22 JW. 1921, 832 = 
Ig. 1921, 563. (Die Übernahme der Gefahr der wirt⸗ 
ſchaftlichen Umwälzung. Pflicht des Schuldners, ſich durch 
Vorbehalte oder frühzeitige Vertragsausführung zu ſichern.) 
„Die Preisſteigerung bis Juni 1919 um das 7fache 
befreite nach Lage des Vertrages nicht von der Er⸗ 
füllungspflicht. Wollten ſie die Gefahr der 
nach den Kriegsverhältniſſen möglichen 
Preiserhöhungen nicht tragen, ſo mußten 
ſie ſich im Vertrage ſichern, wie dies die 
Kl. ihrerſeits durch Ausbedingung ihrer 
Befreiung von der Abnahme gegen Leiſtung 
einer Entſchädigung getan hat. Haben aber 
die Bekl. zu Unrecht damals die Erfüllung verweigert 
und es unterlaſſen, die Erfüllung zu einer 
Zeit vorzunehmen, wo ſie noch mit ver⸗ 
hältnismäßig nicht zu großen Opfern 
möglich war, ſo haben ſie die Gefahr, die in der 
Möglichkeit weiterer Preisſteigerung lag, auf ſich 
genommen und müſſen dieſe Folgen auf ſich laden. 
Dem Erfüllungsverlangen der Kl. ſtehen die Grundſätze 
von Treu und Glauben nicht entgegen.“ 9 

0 11. 6. Juni 1921 VII 85/21 RG. 102, 238. (Über⸗ 

5 ahme der Gefahr der wirtſchaftlichen Umwälzung, ins⸗ 

eſondere der Verſchlechterung der deutſchen Valuta.) 
„Die Einfuhr von Baumwolle nach Deutſchland unter 
deutſcher Flagge iſt ſeit Sommer 1919 nicht mehr ge⸗ 


hindert. Feſt ſteht, daß bereits im Juli 1919 ein 
Bremer Dampfer von Rotterdam Baumwolle nach 
Bremen eingeführt hat. In Bremen finden wieder 
Auktionen von Rohbaumwolle ſtatt. Rohbaumwolle iſt 
in Teutſchland wieder eine greifbare Ware geworden. 
Von einer durch außergewöhnliche Umſtände 
bedingten Ungewißheit über Zeit und Art 
der Ausführbarkeit der Lieferung kann hier ⸗ 
keine Rede ſein. Dieſer Sachlage wird das Landgericht 
durchaus gerecht, wenn es ausführt: Der Bell. habe 
ſchon beim Vertragsſchluß auf die Schwierigkeiten 
nach dem Kriege und auf die eintretenden Preisſteige⸗ 
rungen Rückſicht genommen, indem er den Preis für 
jeden Monat bis zur Eintreffen der Rohbaumwolle 
in einem deutſchen Hafen um 1% erhöhte. Er habe 
ein Spekulationsgeſchäft eingehen wollen, und 
abgeſchloſſen: Die geforderte Leiſtung ſei für ihn nicht 
unmöglich geworden, da Rohbaumwolle in Brerien 
wieder zur Verſteigerung gekommen ſei. Auch der für 
Rohbaumwolle geforderte Preis ſei nicht deshalb ſo 
hoch, weil die Ware im Werte geſtiegen, ſondern weil 
die deutſche Papiermark im Auslande faſt wertlos 
geworden ſei. Sei der Bekl. in der Lage, heute noch 
mit Gold und Silber oder mit ausländiſchen Werten 
zu kaufen, ſo ſei der Preisunterſchied gegenüber dem 
Vertragspreiſe nicht ſo bedeutend, wie es auf den 
erſten Blick ſcheine. Wer, wie der Bekl., unter 
unſicheren Verhältniſſen einer keineswegs 
günſtigen Kriegslage ein gewagtes Geſchäft 
eingeht, kann ſich nicht von ſeiner Liefer⸗ 
pflicht deshalb losſagen, weil ſchließlichdas 
Geſchäft infolge des Tiefſtandes der deut⸗ 
ſchen Mark für ihn ein verluſtbringender 
Fehlſchlag geworden iſt. Er muß dieſen Fehl⸗ 
ſchlag auf ſich nehmen und iſt gehalten, nach Maßgabe 
des Vertrags zu liefern.“ 


12. 15. April 1921 VII 371/20 Warn. 1921, 135 u. 


(Erfüllungszuſage März 1919, Wagnisübernahme, Einwand 
des Ruins.) 


„Bekanntlich waren in Deutſchland ſchon im Februar 
bis März unter dem Einfluſſe der Revolution die 
allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, namentlich 
auch ſoweit ſie die Induſtrie angingen, nichts 
weniger als ſicher und günſtig geſtaltet. Die Arbeits⸗ 
löhne und die Preiſe von Rohmaterialien, Kohlen 
und anderen Brennſtoffen waren bedenklich geſtiegen und 
im fortſchreitenden Steigen begriffen. Dazu machten 
ſich im Fabrikationsbetriebe Schwierigkeiten in Ma⸗ 
terialbeſchaffung, ſowie manigfaltige weitere Schwierig⸗ 
keiten durch hervortretende Arbeitsunluſt, durch 
Streiks, durch die Einwirkung von Arbeiterräten und 
Minderung des Einfluſſes der Arbeitgeber empfindlich 
ſtörend bemerkbar. Ein Fabrikant, der ſich 
Inter ſo unſicheren Verhältniſſen auf Über⸗ 
nahme einer Lieferungspflicht zum be⸗ 
ſtimmten Preiſe ohne die Klaufel freiblei⸗ 
bend einließ, übernahm damit ſinn gemäß 
die in bezug auf die Erfüllung der Lei⸗ 
ſtungspflicht wirtſchaftlich drohenden Ge⸗ 
fahren in ſehr weitem Umfange ſelbſt zu 
tragen. Ihm wäre zuzumuten, daß er für 
die aus der fortſchreitend ungünſtigen 
Weiterentwicklung der Wirtſchaftslage bis 
zur vorgeſehenen Lieferzeit ſich ergeben⸗ 
den Leiſtungsſchwierigkeiten nicht nur dann 
hafte, wenn es ſich daber um ein Anwachſen des 
Maßes der zur Zeit des Vertragsſchluſſes ſchon 
merkbar gewordenen Erſchwerungen handele, ſondern 
auch dann, wenn die Erſchwerungen ihrer Art 
nach erſt inzwiſchen neu hervorgetreten ſein 
ſollten. Befreiung von der Lieferungspflicht könnte 
ihm nur dann gewährt werden, wenn in der Zeit vom 
Vertragsſchluß bis zum vereinbarten Liefertermin die 
Schwierigkeiten, ſeien es ihrer Art nach neu ent⸗ 
ſtehende, ſeien es im niederen Maße ſchon beim Ab⸗ 
ſchluß vorhanden geweſene, einen ſo hohen Grad er⸗ 
reichten, daß die Erfüllung des Vertrages den Fabri⸗ 
kanten mit dem wirtſchaftlichen Ruin be⸗ 
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drohen müßte und bedrohen würde. In ſolcher 
Zulaſſung eines Einwandes der Exiſtenzvernichtung 
folgt das Reviſionsgericht der Rechtſprechung des 
3. Zivilſenates (vgl. namentlich NG. 100, 134, auch 
99, 259). Dem dagegen vom 1. ZS. in RG. 101, 76, 
indes nur gelegentlich und ohne maßgebliche Be⸗ 
deutung für die damals gefällte Entſcheidung ge⸗ 
äußerte Widerſpruche meint der erkennende Senat 
nicht beipflichten zu ſollen.“ 

Über Lieferverträge aus Oktober 1919 auch RG. I 


319/20 23. März 1921 Recht 1921, 2345, 2346. 


13. OLG. Breslau 28. Sept. 1920 JW. 1921, 685118). 
Keine Anwendung der clausula rebus sic stantibus 
bei einem Vertragsabſchluß, der faſt ein Jahr nach 
Ausbruch der Revolution zuſtande gekommen iſt, zu 
einer Zeit, in der ſämtliche Preiſe unterbrochen 
ſtiegen, wo alſo der Antragſteller mit einer 
weiteren Steigerung der Produktions- 
koſten rechnen konnte und mußte. 


14. 16. Sept. 1921 II 69/21 JW. 1922, 255 10) — 28. 


1921, 6521. (übernahme der Gefahr der wirtſchaftlichen 
Umwälzung. In welchem Umfange.) 


„Richtig iſt, daß die Bekl. bewußt ihre Bedenken hin⸗ 
ſichtlich der Unſicherheit der Marktverhältniſſe bei⸗ 
ſeite geſtellt haben, um ſich den Auftrag der Kl. und 
ihre weitere Kundſchaft zu ſichern. Aber bei Er⸗ 
wägung der Sachlage und Einberechnung etwaigen 
Verluſtes infolge weiterer Preisſteigerungen haben ſie 
unmöglich mit einer derartigen Umwälzung des Marktes 
rechnen können, wie ſie der im November 1918 ein⸗ 
getretene Umſturz zur Folge gehabt hat. Die wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen jener Ereigniſſe lagen 
außer dem Bereiche jeder vernünftigen Be⸗ 
rechnung und waren ſo einſchneidend, daß ſie die ſchon 
früher zugeſagten Leiſtungen regelmäßig völlig veränder⸗ 
ten. Die Annahme des OLG., daß die Bekl. auch die 
Gefahr der durch den Umſturz im Nov. 1918 
verurſachten völligen Umgeſtaltung aller 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe hätten über⸗ 
nehmen wollen, entbehrt daher der Grundlage. Es 
kann aber dem OLG. auch inſofern nicht gefolgt wer⸗ 
den, als es die Steigerung der Entſtehungskoſten auf 
250 % gegenüber einem vertraglichen Verkaufspreiſe 
von 98% für nicht „derartig ungeheuerlich“ erachtet, 
daß durch ſie der Leiſtungsinhalt völlig verändert er⸗ 
ſcheint. Ein Kaufmann wird u. U., wenn es ſein 
wirkliches oder vermeintliches Intereſſe fordert, Ge⸗ 
ſchäfte eingehen, welche ihm keinen Gewinn oder gar 
einen Verluſt in Ausſicht ſtellen. Er wird aber keine 
Lieferung übernehmen, zu deren Beſchaffung er faſt 
den dreifachen Betrag des Kaufpreiſes aufzuwenden 
hat. Derartige Geſchäfte einzugehen wäre ſinnlos 
und „ruinös“. Wirtſchaftliche Umwälzungen aber, 
inf. deren die Erfüllung eines Vertrages zu einem 
un verhältnismäßig hohen und jeder Berechnung ſpot⸗ 
tenden Verluſte für den Leiſtungspflichtigen führen 
würde, verändern den Leiſtungsinhalt vollſtändig und 
wirken daher nach der reichsger. Rechtſpr. befreiend.“ 


15. RG. 30. Sept. 1921 II 573/20 RG. 103, 3. (Keine 
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ſelbſt bewirkt, daß er nur noch unter den 
zu ſeinen Ungunſten veränderten Verhält⸗ 
niſſen erfüllen kann. Dabei iſt nicht, jeden⸗ 
falls nicht allgemein erforderlich, daß bei 
Eintritt des an ſich zur Herbeiführung der 
Befreiung geeigneten Umſchwungs förm⸗ 
licher Verzug des Schuldners im Sinne des 
8 284 BGB. vorliegt. Darauf kommt es nach 
§ 287 BGB. nur an, wenn es ſich um den Ausſchluß 
des an ſich gegebenen Befreiungsgrundes der ſog. 
echten Unmöglichkeit handelt. 

16. 8. Juli 1921 III 32/21 JW. 1921, 15971 20). 
„Wenn über die Einwirkung veränderter Verhältniſſe 
auf den Beſtand von Vertragspflichten entſchieden wer⸗ 
den ſoll, ſo müſſen die Verhältniſſe beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe regelmäßig mit denjenigen verglichen werden, 
die im Zeitpunkt der Fälligkeit vorhanden ſind oder 
vorausſichtlich vorhanden ſein werden.“ .. „Dem 
Geſichtspunkt (iſt) Rechnung zu tragen, ob etwa eine 
Erfüllung aller um die gleiche Zeit abgeſchloſſenen 
gleichartigen Lieferungsverträge der Bekl. deren ge⸗ 
ſchäftlichen Ruin zur Folge gehabt haben würde, und 
aus dieſem Grunde der Bekl. dem Kl. nicht zu dem 
Vertragspreiſe zu liefern brauchte.“ 

17. RG. III 207/20 4. Jan. 1921; 101, 167 = Jg. 

1921, 309 —= Recht 1921, 822. (Der Vertragszweck im 
Lichte von Treu und Glaube als suprema lex.) 


„Bei einem während des Krieges geſchloſſenen Ver⸗ 
trag befreit ganz außergewöhnliche Preisſteigerung 
ausnahmsweiſe den Schuldner, wenn der weſentliche, 
beiden Teilen erkennbare Zweck des Vertrags (Ver⸗ 
gleich? war, dem Schuldner für fein anderweitiges 
Entgegenkommen einen Vorteil zukommen zu laſſen, 
der ſich nun in ſchweren Schaden verwandeln würde 
(Sektlieferung zu 3,20 % für die Flaſche). 

Beim Vertragsſchluſſe war es der beiderſeitige Partei⸗ 
wille, daß der Bekl. in Anerkennung des Entgegen⸗ 
kommens, das ſie der Kl. mit der Entſchädigung für 
die Dividendenloſigkeit der Aktien gewährt hatte, durch 
den im Kauf feſtgelegten Unternehmergewinn ein Vor⸗ 
teil zufallen ſolle. War dieſe Vorteilsbeſchaf⸗ 
fung auch nicht zur Vertragsbedingung er⸗ 
hoben, fo bildete ſie doch den weſentlichen Zweck 
des Vertrages, der nur dieſer Abſicht der Par⸗ 
teien ſeine Entſtehung verdankte. Die zum klaren 
Ausdruck gekommene, beiden Teilen erkennbare Ab⸗ 
ſicht ging alſo dahin, daß die Bekl. gewiſſermaßen 
als Gegenleiſtung für ihr Entgegenkommen einen 
Vorteil erlangen und keinen Schaden erleiden ſolle. 
In grellem Gegenſatz zu dieſem Vertragszwecke und 
zu dieſem erklärten Parteiwillen würde jedoch die 
jetzige tatſächliche Erfüllung des Vertrags der Bekl. 
nicht nur keinen Gewinn bringen, ſondern ihr ſehr 
erheblichen Schaden verurſachen. Bei ſolcher Sach⸗ 
lage verſtößt es gegen die Gebote des anſtändigen 
und lauteren Geſchäftsverkehrs und die Grundſätze 
von Treu und Glauben, wenn die Kl. in Kenntnis der 
Umſtände von ihrem formellen Rechte Gebrauch 
machend die Erfüllung verlangt. Der von ihr bean⸗ 
ſpruchte Erfüllungszwang kann daher kein rechtliches 
Gehör finden.“ 


Berufung auf den wirtſchaftlichen Umſchwung, wenn die 
Lieferung vorher hätte erfolgen ſollen und ſchuldhaft ver⸗ 
zögert worden iſt.) 


18. 1. Febr. 1921 III 243/20 Warn. 1921, 7985 beſtätigt 
RG. 100, 129 — JW. 1920, 9613 — Gruch. 1921, 469. 
(Wann muß die clausula rebus sic stantibus nicht 


„Wie das Berufungsgericht zutreffend annimmt, wäre 
das von der Bekl. beanſpruchte Rücktrittsrecht 
damit zu begründen, daß wegen der geänderten Ver⸗ 
hältniſſe die Erfüllung unter Umſtänden ſtattzufinden 
hätte, die im Hinblick auf 8 242 BGB. und die dort 
gebotene Rückſichtnahme auf Treu und Glauben und 
die Verkehrsſitte die Aufrechterhaltung der Leiſtungs⸗ 
pflicht nicht mehr als angängig erſcheinen laſſen. 
Regelmäßig verſagt dieſer Geſichtspunkt, wenn der 
Leiſtungspflichtige die Erfüllung ohne ge⸗ 
rechtfertigten Grund verzögert und es ſo 


10) Dazu Plum, JW. 1921, 685 A. 1. 
10) Dazu Rabel, IW. 1921, 25 A. 5. 


bloß zu einer Aufhebung, ſondern auch zu einer Anderung 

des Vertrags führen?) 
„Die Vorausſetzungen der elausula rebus sie stan- 
tibus ſind gegeben, unter denen die durch die un⸗ 
heilvolle Kriegs⸗ und Friedensentwicklung hervor⸗ 
gerufene, in ihrem Umfange und in ihrer Tragweite 
beiſpielloſe Umwälzung des geſamten Wirtſchafts⸗ 
lebens ein Eingreifen des Richters in 
einzelne Beſtimmungen eines beſtehenden 
Vertragsverhältniſſes ausnahmsweiſe ge⸗ 
boten erſcheinen läßt. Es würde allgemein als eine 


20) Dazu Rabel, IW. 1921, 1597 A. 1. 
) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 182 A. 1. 
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dem gefunden Rechtsgefühle widerſtreitende hochgradige 
Unbilligkeit empfunden werden, wenn die von beiden 
Teilen geforderte Fortſetzung des Mietvertrages ſich 
unter den aller kaufmänniſchen Vorausſicht und Be⸗ 
rechnung ſpottenden neuen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
in jeder Hinſicht unverändert vollziehen würde und 
müßte und die Kl. gezwungen wäre, die aus der 
Umwälzung auf dem Kohlenmarkte ſich ergebenden 
wirtſchaftlichen Nachteile in ihren Beziehungen zu der 
Bekl. allein auf ſich zu nehmen. In einem ſolchen 
Falle wie dem vorliegenden einen Intereſſen⸗ 
ausgleich zu ſchaffen und nach beiden Seiten 
Schatten und Licht gerecht zu verteilen, iſt 
eine ebenſo notwendige wie vornehme Auf⸗ 
gabe des Richters.“ 


19. RG. 30. Nov. 1920 II 230/20 Recht 1921, 814 
= RG. 101, 45. (Die gleitende Preisſkala.) 

„Sollten ſich die Preiſe für die vereinbarten fort⸗ 
laufenden Lieferungen je nach dem Steigen oder Fallen 
der Syndikatspreiſe angemeſſen ändern, ſo treten nach 
Einführung amtlicher Mindeſtpreiſe für die Ausfuhr⸗ 
ware dieſe Preiſe an die Stelle der in bezug ge⸗ 
nommenen Syndikatspreiſe.“ 


20. Das See⸗ und Handelsgericht Kopenhagen 5. Jan. 
1921 415/20 JW. 1921, 182 entſchied: 

„Hier iſt nicht die Rede von einer gewöhnlichen Han⸗ 
delsware, ſondern von einem Automobil, das von einer 
beſtimmten Fabrik herzuſtellen iſt, und kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß es ſich um eine Spekulation 
für eine der Parteien handelte. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erachtet das Gericht, daß ein Verkäufer be- 
rechtigt ſein muß, den Verkauf zu annulieren, wenn 
er dartun kann, daß zwiſchen dem Kaufabſchluß und 
dem Lieferungstage bei der betreffenden Fabrik Um⸗ 
ſtände eingetreten ſind, betreffs deren man 
vom Verkäufer billigerweiſe nicht ver⸗ 
langen kann, daß er ſie beim Kaufabſchluſſe 
hätte in Betracht ziehen ſollen, und die nun 
für den Verkäufer einen ſo großen Verluſt mit 
ſich ziehen würden, daß es unbillig ſein würde, 
ihm aufzuerlegen, dieſen Verluſt zu 
tragen.“ 


21. RG. 25. April 1921 II 536/20 RG. 102, 158. 
Über die Einwirkung des Krieges auf eine Verein⸗ 
barung über eine aus Amerika zu liefernde Ware. 


22. Darüber, daß die Ausübung des Rücktrittsrechts 
wegen veränderter Umſtände nach Treu und Glauben davon 
dopängig iſt, daß der Verkäufer dem Käufer unverzüglich 
avon Mitteilung macht, ſobald er überſehen kann, daß er 
auf Grund der veränderten Verhältniſſe nicht mehr zu leiſten 
Oopflichtet iſt und von dieſem Rechte Gebrauch machen will, 

LG. Hamburg HanfR2. 1920, 590f.; 1921, 147, 587, 651. 


1 23. Keine Anwendung der clausula rebus sic stan- 
le bei Grundſtücksangeboten. Ein 1913 gemachtes, bis 
8 22 verbindliches Hauskaufangebot wird durch die veränderten 
Verhältniſſe nicht hinfällig. So im Gegenſatze zu OLG. 
Tan DIR. 1921, 80 RG. 16. April 1921 V 484/20 IM. 
921, 830 22) — RG. 102,98 = 23. 1921, 4102. 


h 24. In dieſem Zuſammenhange mag auch auf die Be⸗ 
fung der Geldentwertung für die Aufhebung oder Ande⸗ 
ung eines Unterhalts⸗ oder Abfindungsvertrages hin⸗ 
Ieniefen werden. Vgl. dazu: JW. 1921, 10806, 1082, 10861, 
091, 110128) 1922, 372. - 


f 25. Über die Grenzen der exceptio doli generalis, 
neueſtens V 110/20 JW. 1921, 12325 24). 
„Es iſt zwar in der Rechtſprechung des RG., insbe⸗ 
ſondere auf Grund der Vorſchriften der 88 157, 242, 
ſowie des § 826 BGB. anerkannt, daß nach dem 
BGB. allgemein der Grundſatz in Geltung ſteht, daß 
— ä — 
1921, 44275 Heymann, JW. 1921, 830 u. Krückmann, JW. 
) Dazu Dove, Roſenthal, JW. 1921, 1080 A. 5; Heins⸗ 
heimer, JW. 1921, 1080 U. 8 a JW. 1922, 37 A. 2 
) Dazu Schultz, JW. 1921, 1232 A. 8. 
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ein jeder ſein Tun und Laſſen ſo einzurichten hat, 
wie es Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte fordern, ſowie daß nicht gegen die 
guten Sitten verſtoßen werden darf, und daß dem⸗ 
gemäß einer Rechtsverfolgung, die mit Treu und 
Glauben und mit der Verkehrsſitte unvereinbar iſt, 
die Einrede der Argliſt (exceptio doli generalis) mit 
dem Erfolge entgegen geſetzt werden kann, daß dem 
Anſpruch die Rechtshilfe verſagt wird (vgl. RG. 76, 
355; 78, 354; 86, 194; 87, 283). Jedoch kann 
nicht anerkannt werden, daß dieſer Grundſatz nach 
dem BGB. bei gegenſeitigen Verträgen ſchon dann 
Anwendung zu finden hätte, wenn demjenigen, der 
einen Anſpruch aus einen ſolchen Vertrage erhebt, 
entgegen gehalten werden kann er habe ſelbſt den 
Vertrag verletzt.“ j 


b) Die Zwangswirtihaft, In⸗ und Ausfuhrverbote, 
Beſchlagnahmeverfügungen, Beſetzung deutſcher Gebiete 
auf Grund des Waffenſtillſtandes und des Friedens, die 
Frage der Wirkſamkeit verbotener Verträge, das Problem 
des 8 817 Satz 2. (JW. 1921, 57, 2.) 25) 


1. Der Käufer, nicht der Verkäufer hat die 
Durch⸗ und Einfuhrbewilligung nach Oſterreich zu be⸗ 
ſchaffen, wenn däniſche Ware, frei Waggon, däniſche 
Station, Ausfuhr frei nach Wien verkauft iſt. RG. II 571/20 
24. Rei 1921 JW. 1921, 1453 25) = Recht 1921, 14531 
2330. 


2. Der Vorbehalt des Verkäufers auslän⸗ 
diſcher Ware „Einfuhrmöglichkeit vorbehalten“ war nach 
RG. I 315/20 15. Jan. 1921 Recht 1921, 1599 dahin auf⸗ 
zufaſſen 

„daß der Bekl. nur dann zu liefern brauchte, wenn 
die Einfuhr innerhalb einer nach den Umſtänden an⸗ 
gemeſſenen Friſt ermöglicht wurde. Es mag deshalb 
ſein, daß der Bekl. ſelbſt ein weiteres Geſuch hätte 
einreichen oder doch den Erfolg von Bemühungen des 
Kl. hätte abwarten müſſen, wenn auf das erſte Geſuch 
ſofort Entſcheidung ergangen wäre. Da ſie aber 
erſt nach monatelangem Zuwarten erging, jo war 
dies nicht mehr von ihm zu verlangen.“ 


3. Über den Träger der Gefahr bei Beſchlagnahme 
rollender Ware ſagt RG. VI 563/20 30. Mai 1921 Warn. 
92a 

„Es trägt die Gefahr der Beſchlagnahme rollender 
Ware in dieſem Sinne der Eigentümer, hier 
alſo der bekl. Verkäufer als Eigentümer (RG. 92, 34; 
Warn. 1920, 95; JW. 1918, 2185; im gleichen Sinne 
der Urt. VI 96/1920 vom 21. Juni 1920, V 468/19 
vom 28. April 1920 und V 145/20 vom 29. Sept. 
1920). Hatte der Bekl. — der eine der beiden voraus⸗ 
geſetzten Fälle — in Aachen zu erfüllen und iſt die 
Ware nicht dahin gelangt, ſo geht das ohne weiteres 
zu ſeinen Laſten. Für den anderen Fall —, Lieferung 
ab holländiſcher Station, — will der Bekl. ſich auf 
§ 447 BGB. dafür berufen, daß der Käufer, hier 
die Kl., die Gefahr der auf dem Transport erfolgten 
Beſchlagnahme und Entziehung der Ware zu tragen 
habe. Dem kann indeſſen nicht beigetreten werden, 
weil inſoweit kein dem eigentlichen Gefahrenbereich 
des Transports zuzuzählendes Ereignis eingetreten 
iſt (vgl. RG. 93, 330 und von der oben angeführten 
Rechtſprechung beſonders V 468/19, 145/20 Warn. 
Rſpr. 1920, 95 und ZW. 1918, 218°; auch RGR., 
3. Aufl., 8 447 Erl. 4). Eine andere Beurteilung 
kann in Frage kommen, wenn z. B. der Transport 
der Ware durch Kriegsgebiet geht und hier eine mili⸗ 
täriſche Beſchlagnahme als Kriegsmaßregel (vgl. 
Staub, 10. Aufl., Anh. zu § 382 Anm. 50) ein- 
greift. Im vorliegenden Falle dagegen, wo es ſich 
ſchlechthin um die Einfuhr der Ware nach Deutſchland 
handelt und der Eingriff zwecks Zuführung der Ware 
für Zwecke der Volksverſorgung erfolgt iſt, kann 


25) Bauer, JW. 1921, 501; Dochow, JW. 1921, 1305; 
Pottgießer, JW. 1921, 1444; Vogels, JW. 1921. 886. 
) Dazu Dove, JW. 1921, 1453 A. 1. 
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von einem Schaden, für den die Tatſache der Ver⸗ 
ſendung als ſolche die Urſache oder auch nur Mit⸗ 
urſache darſtellte, nicht die Rede ſein ...“ 


4. Hinſichtlich der im beſetzten Gebiete zurückgebliebenen 
militäriſchen Ausrüſtungsſtücke begründen die Rechte 
der beſetzenden Macht weder ein Veräußerungs- 
verbot nach 8 134 noch einen Rechtsmangel nach 
§ 434 BGB. Die Bek. der amerikaniſchen Beſatzungsbehörde 
vom 14. Jan. 1919 ändert für bereits geſchloſſene und er⸗ 
füllte Verträge daran nichts. OLG. Köln 23. Nov. 1920 JW. 
1921, 47716 7); OLG. Köln 3. Mai 1921 LG. 1921, 4675 
und RG. II 262/20 19. April 1921, RG. 102, 106 = Recht 
1921, 2328. Das RG. ſagt: 

„Der Waffenſtillſtandsvertrag als folder iſt, 
in Ermangelung der verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung 
und Genehmigung der deutſchen geſetzgebenden Faktoren 
und ſeiner Verkündigung durch das Reichsgeſetzblatt 
vom Standpunkte des deutſchen bürgerlichen Rechts aus 
überhaupt nicht Geſeßz geworden, auch nicht da⸗ 
durch, daß das Geſetz vom 6. März 1919 die Reichs⸗ 
regierung ermächtigt hat, während der Tagung der 
Nationalverſammlung diejenigen wirtſchaftlichen und 
finanziellen Maßnahmen mit geſetzlicher Wirkung an⸗ 
zuordnen, welche ſich zur Durchführung der mit den 
Gegnern des deutſchen Reichs vereinbarten Waffen⸗ 
ſtillſtandsbedingungen als notwendig erweiſen würden. 
Demgemäß kann in der Beſtimmung des Art. VI 
Abſ. 3 weder ein die Verfügung über die in Rede 
ſtehenden Hufeiſen, Stollen und Nägel hinderndes Ver⸗ 
botsgeſetz im Sinne des $ 134 BGB. gefunden wer⸗ 
den, noch ſtellt ſich das auf jener Beſtimmung be⸗ 
ruhende Recht der Vereinigten Staaten, die Aus⸗ 
lieferung der Gegenſtände zu verlangen, als ein ſolches 
dar, deſſen Nichtbeſtehen der Verkäufer dem Käufer 
99 Maßgabe des § 434 BGB. zu gewährleiſten 
ätte.“ 


Über die Verſchiebung von Heeresgut, VO. vom 14. 
und 28. Dez. 1918; 23. Mai 1919, Rückgriff des Käu⸗ 
fers, der die Heeresverwaltung entſchädigt hat 
($ 440 BGB.) OLG. Hamburg 3. Juni 1921 Hanf. 
1921, 636. 


5. Über die Geltung der Vorſchriften der 
Zwangswirtſchaft im beſetzten rheiniſchen Gebiete. 


a) RG. II 258/20 14. Dez. 1920 Recht 1921, 468, 
wo es heißt: 

„Die Parteien haben ihre Niederlaſſung im beſetzten 
Gebiet, und auf dieſe haben ſich die Machtbefugniſſe 
des Arbeiter⸗ und Soldatenrats nicht erſtreckt. Aller⸗ 
dings hat die Bekl. auszuführen verſucht, das Web⸗ 
ſtoffmeldeamt habe damals alle Waren in dieſem Ge⸗ 
biete verkauft, damit ſie nicht vom Feinde beſchlag⸗ 
nahmt würden, übrigens hätten auch die behördlichen 
Anordnungen über derartige Waren ſeit dem Einrücken 
des Feindes in dem beſetzten Gebiete nicht mehr ge⸗ 
golten, weil eine öffentliche Bewirtſchaftung nicht 
mehr möglich war und die Behörden keine Macht⸗ 
befugniſſe mehr ausüben konnten. Damit iſt die Bekl. 
nicht zu hören. Durch ſolche tatſächlichen Vorgange 
könnten die von den zuſtändigen Stellen erlaſſenen 
ede Anordnungen nicht außer Kraft geſetzt 
werden.“ 


Dagegen b) RG. I 867/20 25. Okt. 1920 Recht 
1921, 1024. 
„Die alliierten Mächte waren ſchon während des 
Waffenſtillſtandes zur Ausübung der Staats⸗ einſchließ⸗ 
lich der Geſetzgebungsgewalt befugt; ſie üben dieſe 
Befugniſſe durch die eingeſetzte Kommiſſion aus. Ob 
dieſe im Einzelfall, insbeſondere auf dem Gebiet der 
Geſetzgebung über ihre Befugniſſe hinausgegangen 
iſt, haben nicht etwa die inländiſchen Gerichte des be⸗ 
ſetzten Gebietes zu prüfen, es handelt ſich vielmehr 
dabei um den Bruch des völkerrechtlichen Vertrags; 
Die Gerichte hatten daher auch die von den 


0) Dazu Stampe JW. 1921, 477 U. 16. 
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Beſatzungsmächten angeordnete Aufhebung 
der aus der Kriegszeit ſtammenden Aus⸗ 
fuhrverbote (Silber — Bek. des RE. vom 18. April 
1917) zu beachten. Deren Wiederinkrafttreten 
konnte nur dadurch erreicht werden, daß gemäß Art. 3 
Rheinland⸗Abk. und § 7 und 8 der BD. der Kommiſ⸗ 
ſion vom 10. Jan. 1920 dieſer von der Regierung 
das Ausfuhrverbot vorgelegt und dagegen binnen 
fünf Tagen kein Einſpruch erhoben wurde. Die in⸗ 
zwiſchen erfolgte Ausfuhr muß ſtraffrei bleiben.“ 


c) II 584/20 7. Juni 1921 RG. 102, 254 — Recht 
1921, 2327 ſagt: 
„Dieſe Beſtimmungen ſtauden jedoch der Rechtswirk⸗ 
ſamkeit eines Vertrags, durch den der Einführende 
das Schmalz anderweitig verkaufte, nicht ſchlechthin 
entgegen. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß ein 
ſolcher Vertrag, wenn nicht etwa die Ab- 
ſicht beider Teile auf die Umgehung der 
genannten Beſtimmungen gerichtet und der 
Vertrag aus dieſem Grunde nichtig war, 
für den in $ 4 der Bek. vom 4. März 1916 vor⸗ 
geſehenen Fall der Erklärung der Zentral⸗ 
Einkaufsgeſellſchaft, das Schmalz nicht 
übernehmen zu wollen, als geſchlofſen zu 
gelten hatte (vgl. 8 308 BGB.). Der Vertrag 
vom 9. Aug. 1919 war ſonach, da für eine Abſicht 
der Parteien, das übernahmerecht der auf Grund der 
Verordnung vom 24. Jan. 1919 (RGBl. S. 131) 
an die Stelle der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft ge⸗ 
tretenen Reichsſtelle für Speiſefette, Geſchäftsabteilung, 
G. m. b. H. in Berlin zu vereiteln, keinerlei An⸗ 
halt vorliegt, von vornherein gültig. Denn wenn 
auch die Parteien eine ausdrückliche Erklärung der 
Reichsſtelle für Speiſefette, das Übernahmerecht nicht 
ausüben zu wollen, nicht erwarteten, ſo rechneten 
ſie doch damit, daß die feindliche Beſatzung den 
Handel mit aus dem Ausland eingeführten 
Schmalz im beſetzten Gebiet freigegeben 
und daß die Reichsſtelle für Speiſefette 
ſich dem gefügt, alfo ihre Übernahmebe- 
rechtigung tatſächlich aufgegeben hatte. 
Das entſprach aber der Sachlage. .. Die Inanſpruch⸗ 
nahme des Prüfungsrechts beweiſt jedenfalls, daß zu 
der Zeit, wo der hier in Rede ſtehende Lieferungs⸗ 
vertrag geſchloſſen wurde und zu erfüllen war, die 
auf Außerkraftſetzung der Bek. vom 4. März und 
27. Juni 1916 gerichteten Anordnungen der Militär⸗ 
befehlshaber noch nicht wieder aufgehoben worden 
waren, und daß, ſolange die Wiederaufhebung noch 
nicht erfolgt war, der Handel mit aus dem Aus- 
land eingeführtem Schmalz in den beſetzten Ge⸗ 
bieten mindeſtens tatſächlich den Beſchränkungen der 
erwähnten Bek. nicht unterlag.“ 
Ebenſo hinſichtlich der Einfuhr von Rohgummi 
in das beſetzte Rheinland RG. II 130/21 21. Okt. 
1921 LZ. 1921, 7463, 


d) RG. V 19/21 15. Juni 1921 JW. 1921, 13082 28). 
Hiernach gelten Einfuhrverbote, die für das be⸗ 
ſetzte Gebiet aufgehoben ſind, doch für die Weiter⸗ 
leitung der Ware in das unbeſetzte Gebiet. 

„Die Annahme des BR., daß die Einfuhr der 
Zwiebeln in das beſetzte Gebiet nicht ver- 
boten geweſen ſei, iſt nicht zu beanſtanden. Denn 
zur Zeit, als fie erfolgte, — Okt. 1919 — war der 
Friedensvertrag noch nicht in Kraft und waren die 
jeit dem 31. Juli 1914 erlaſſenen deutſchen 
Ein⸗ und Ausfuhrverbote von den Militär⸗ 
befehlshabern der Beſatzungstruppen 
durchweg aufgehoben (Vogels Rheinland⸗ 
abkommen S. 52). Immerhin beſchränkte ſich die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſer militäriſchen Anordnungen auf das beſetzte 
Gebiet. Die Einfuhr in das unbeſetzte Gebiet 
war damit nicht erlaubt. In dieſer Hinſicht 
verblieb es bei der Bek. vom 16. Jan. 1917. 
Denn der Zweck der Bek. ging dahin, die Einfuhr ent⸗ 


20) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 1808 A. 2. 
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behrlicher Gegenſtände für das ganze deutſche Reich 
auszuſchließen und die für die Auslandszahlungen 
verfügbaren Mittel für die Beſchaffung notwendiger 
Einfuhrwaren verwenden zu können, und dieſer Zweck 
erforderte den Fortbeſtand des Einfuhr⸗ 
verbotes für das unbeſetzte Gebiet auch bei 
ſolchen Waren, die, wie die hier fraglichen Zwie⸗ 
beln, aus dem Auslande durch das beſetzte 
Gebiet in das unbeſetzte Gebiet des Deut⸗ 
ſchen Reiches verbracht wurden. Ob und in⸗ 
wieweit die praktiſche Durchführung des Verbotes bei 
derartigen Waren Schwierigkeiten begegnete, iſt rechtlich 
ohne Belang. Ebenſowenig kommt es darauf an, ob 
etwa die Beſtrafung einer Zuwiderhandlung gegen 
das Verbot § 139 des Vereinszollgeſetzes entgegen⸗ 
ſtand, da es ſich hier nicht darum handelt, ob die 
Einfuhr ſtrafbar, ſondern darum, ob ſie verbotswidrig 
war. Die Verordnung über die Regelung 
des Warenverkehrs zwiſchen unbeſetztem 
und beſetztem Gebiete vom 26. März 1921, 
auf die ſich der Kl. berufen hat, kommt hier nicht 
in Anwendung, da es ſich um die Einfuhr von 
Waren handelt, die bereits vor deren Inkrafttreten 
erfolgt war. Auch laſſen ſich weder aus dem Wort⸗ 
laute noch aus der Begründung dieſer Verordnung 
Schlußfolgerungen im Sinne des Kl. ziehen. Die 
Annahme des BR., daß die Zwiebeln ver⸗ 
botswidrig in das unbeſetzte Gebiet ein⸗ 
geführt worden ſeien, iſt daher nicht zu 
beanſtanden. Das Gleiche muß auch von 
ſeiner weiteren Annahme gelten, daß der 
Kauf der Zwiebeln nichtig ſei. Ein Verſtoß 
gegen das Geſetz iſt zwar mit dem Abſchluß des Ver⸗ 
trages nach den Umſtänden des Falles nicht zu er⸗ 
blicken. Denn eine Teilnahme an der verbotswidrigen 
Einfuhr konnte nicht mehr in Frage kommen, nach⸗ 
dem die Zwiebeln unter einer Deckadreſſe in Berlin 
angekommen und eingelagert worden waren, und da⸗ 
mit die Einfuhr nicht nur vollendet, ſondern auch be⸗ 
endet war (RGSt. 51, 405). Die Geſichtspunkte der 
Hehlerei und der Begünſtigung müſſen gleichfalls aus⸗ 
ſcheiden. Denn die Zwiebeln waren vom Kl. nicht durch 
eine „ſtrafbare“ Handlung erlangt. Ebenſowenig liegen 
Anhaltspunkte dafür vor, daß Bekl. beim Ankauf den 
Zweck verfolgt habe, den Kl. der Beſtrafung zu entziehen 
oder ihm die Vorteile einer Straftat zu ſichern. Aus 
8 134 BGB. iſt daher allerdings die Nichtigkeit des 
Kaufvertrages nicht herzuleiten. Ohne Rechtsverſtoß 
nimmt dagegen der BR. an, daß der Abſchluß 
dieſes Vertrages gegen die guten Sitten 
verſtoßen haben. Denn nach Feſtſtellung des BR. 
waren ſich beide Parteien bewußt, daß trotz 
Aufhebung der Bek. v. 16. Jan. 1917 für das 
beſetzte Gebiet die Einfuhr der Blumen⸗ 
zwiebeln in das unbeſetzte Gebiet ohne be⸗ 
hördliche Genehmigung gegen die Bek. ver⸗ 
ſtieß, und daß ſie durch den Abſchluß des 
Kaufvertrages dem Zwecke der Bek., eine 
Schädigung der deutſchen Valuta zu ver⸗ 
hüten, zuwiderhandelten. Indem ſie ſich ledig⸗ 
lich in der Abſicht, Gewinn zu erzielen, 
hierüber hinwegſetzten, verſtießen ſie gegen 
das Anſtandsgefühl aller billig und ge⸗ 
recht Denkenden, und muß dies auch für den Kl. 
wiewohl er Holländer iſt, gelten, da es ſich um ein im 
Inlande abgeſchloſſenes Geſchäft über eine verbots⸗ 
widrig dorthin gebrachte Ware handelt.“ 

6. RG. VI 352/21 10. Okt. 1921 JW. 1921, 15995 2). 

r den Einfluß der Verpflichtung der Zollzahlung in 

auf einen im beſetzten Gebiet geſchloſſenen Liefer⸗ 


7. RG. II 80/21 24. Juni 1921 RG. 102, 292 — 


Recht 1921, 2326. 


„Die Verbote der Verordnungen über Milcheinfuhr 
aus dem Auslande richten ſich nur gegen diejenige 
Vertragspartei, die die Ware einführt, nicht gegen 


) Dazu Krückmann JW. 1921. 1599 U. 2. 


Schwebende Lieferverträge 648 


den Vertrag als ſolchen; 8 134 BGB. greift daher 
nicht Platz. Da es der Reichsſtelle freiſtand, die In⸗ 
verkehrsbringung durch die Kl. zu genehmigen, trägt 
der erkennende Senat auch Bedenken, mit dem in 
einem gleichliegenden Fall ergangenen Urteil des 
3. ZS. des RG. III 203/18 v. 15. Okt. 1918 auszu⸗ 
ſprechen, daß der Vertrag nach 8 306 BB. auf eine 
unmögliche Leiſtung gerichtet geweſen ſei. Entſcheidend 
iſt aber, daß die Kl. nicht den geringſten Verſuch 
gemacht hat, die Genehmigung der Reichs⸗ 
ſtelle zu erwirken, vielmehr die Ware ohne 
dieſe Vorausſetzung angeboten hat. Nach 
Treu und Glauben dürfte die Bekl. eine Be⸗ 
teiligung an der danach beabſichtigten Um⸗ 
gehung des Geſetzes ablehnen ($ 242 BGB. 
vgl. RG. 99, 157). Dies um fo mehr, als ihre eigenen 
Intereſſen bedroht waren, wenn ſie über die fehlende 
Genehmigung hinweg ſah. Hätte ſie ſich dadurch auch 
nicht ſtrafbar gemacht, ſo würde ſie doch Gefahr ge⸗ 
laufen ſein, daß die Reichsſtelle die Ware noch bei ihr 
in Anſpruch nahm. Wie in RG. 99, 236 dargelegt iſt, 
kommt der Beſtimmung, daß die Ware nur durch die 
Reichsſtelle oder mit deren Genehmigung in den 
Verkehr gebracht werden darf, neben den Sätzen über 
die Verpflichtungen des Einführenden eine ſelbſtändige 
Bedeutung zu, kraft deren die Reichsſtelle die Ware 
auch dann an ſich ziehen kann, wenn ſie vom Ein⸗ 
führenden ſchon weitergegeben iſt. Da mithin die Kl. 
die Milch nicht frei von Rechten Dritter angeboten 
hat, die gegen die Bekl. geltend gemacht werden 
konnten, ergibt ſich das Recht zur Weigerung der Ab⸗ 
nahme auch aus 88 434, 440 BGB.“ 


8. RG. 7. Febr. 1921 IV 588/20 23. 1921, 377° = 
Recht 1921, 2173 — Warn. 1921, 70%. Verträge im Wider⸗ 
ſpruch mit § 3, 792 NGetr®. find nichtig. 

„Zwar würde das Abkommen, ſofern es den Ankauf 
von Lebensmitteln der in 8 1 der RGetr V. v. 21. Juni 
1917 (RGBl. S. 507) vorausgeſetzten Art zum Gegen⸗ 
ftande hatte, feinem ganzen Inhalte nach gegen 88 3, 
79 Nr. 2 der VO. verſtoßen und deshalb in Anſehung 
der beiderſeitigen Verbindlichkeiten gemäß 8 134 BOB. 
der Gültigkeit entbehren (Urt. v. 3. März 1920 I 
285/19 RG. 100, 247). Es iſt aber auch nicht zu 
beanſtanden, wenn das OLG. annimmt, daß unter 
dieſer und der weiteren Vorausſetzung, daß dem 
Kl. der verbotswidrige Charakter der Geſchäfte be⸗ 
kannt war, ſeinem Anſpruch auf Rückforderung der 
Vorauszahlung 8 817 S. 2 entgegenſtehen würde.“ 

Zum Problem des 8 817 insbeſondere zur Be⸗ 
Beweislaſt für die Vorausſetzungen des 8 817 S. 2 
BGB. nimmt das Urteil ſo Stellung. 

„Der Kl. hatte die Kl. darauf geſtützt, daß er die ge⸗ 
forderten Beträge dem Bekl. zur Beſchaffung von 
Lebensmitteln gegeben habe mit der Pflicht zur Rück⸗ 
zahlung, wenn der Kauf nicht zuſtande käme, und 
daß der Kauf tatſächlich nicht zuſtande gekommen ſei. 
Dieſes Vorbringen war an ſich geeignet, den Antrag 
auf Rückzahlung zu begründen und zwar auf Grund 
des Vertrags, wenn dieſer gültig, und aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt ungerechtfertigter Bereicherung gemäß 
88 812, 817 S. 1, wenn der Vertrag auf Grund des 
§ 134 oder 138 nichtig war. Allerdings war der An⸗ 
ſpruch aus § 812 und aus $ 817 gemäß S. 2 des 
§ 817 ausgeſchloſſen, wenn dem Kl. gleichfalls ein 
Verſtoß gegen ein Verbotsgeſetz oder die guten Sitten 
zur Laſt fiel. Allein daß dieſer Tatbeſtand zum 
Nachteil des Kl. gegeben war, hatte in vollem Um⸗ 
fange der Bekl. darzutun und nachzuweiſen (RER. 
§ 817 Ziff. 6; Staudinger und Planck ebenſo).“ 

g) RG. III 395/20 Recht 1921, 1820. Die wider⸗ 
ſpruchloſe Lieferung nach Ablauf der Sperrzeit kann 
als erneute Vornahme eines unter der Herr⸗ 
ſchaft der Kriegs vorſchriften nichtigen Geſchäfts 
angesehen werden. 

9. RG. VI 440/20 14. Febr. 1921 JW. 1921, 897° 30) 
8 7 Abſ. 1 der VO. v. 10. Juni und 23. Dez. 1916 betr. 


0) Dazu Hoeniger, JW. 1921, 897 A. 9. 
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den Verkehr mit Web-, Wirk⸗ und Strickwaren macht das 
Kaufgeſchäft nichtig, auch wenn es Auslandware betrifft. Siehe 
auch RG. VI 394/20 20. Dez. 1920 23. 1921, 265. 


10. RG. VI 386/21 24. Okt. 1921 23. 1922, 681. Ein 
Kaufvertrag über Tabak, nachdem durch BRVO. alle vor⸗ 
handenen Tabakvorräte beſchlagnahmt waren, iſt nichtig. § 817 
Satz 2 ſchließt Anſprüche wegen unerlaubter Handlung 
nicht aus. 


11. RG. III 83/21 27. Sept. 1921 JW. 1922, 891 31). 
Zumiderhandlungen gegen die Ge⸗ und Verbote des § 3 der 
Bek. zur VO. über den Verkehr mit fettloſen Waſch⸗ und 
Reinigungsmitteln vom 11. Mai 1918 machen ſowohl das 
ſchuldrechtliche wie das Erfüllungsgeſchäft nichtig, auch bei 
nur gegenſtändlichem Verſtoß. 


12. Nach RG. I 381/20 15. Juni 1921 JW. 1921, 
1307132) iſt ein gegen 8 1 Dev BO. v. 8. Febr. 1907 ver⸗ 
ftoßender Vertrag nichtig. § 817 S. 2 ſetzt hier Kenntnis 
des Verbotes und des Verſtoßes dagegen ſeitens 
des Zuwiderhandelnden voraus. 


„Die Verſtöße gegen die mehrerwähnte Verordnung 
beruhen auf einer zuſammenwirkenden Tätigkeit beider 
Parteien und machen in Gemäßheit der Ausführungen 
RG. 98, 254 ff. das betreffende beiderſeitige Rechts⸗ 
geſchäft, den Kauf der Kronenſcheine, ſowie ihre Über⸗ 
gabe und Annahme, nach § 134 BGB. nichtig, wenn 
die Beteiligten in Unkenntnis des geſetzlichen Ver⸗ 
botes gehandelt haben ſollten (materielle Rechtswidrig⸗ 
keit). Dieſe Nichtigkeit berechtigt den Kl. gemäß 
8 812 BGB. zur Rückforderung feiner Kaufpreis⸗ 
zahlungen — als welche gegebenenfalls ſein Klage⸗ 
anſpruch aufzufaſſen iſt — falls nicht eine ſolche 
Rückforderung nach $ 817 Satz 2 BGB. ausgeſchloſſen 
fein ſollte. (RGR. I § 817 Anm. 1: a. M. Stau⸗ 
dinger VIII 8 817 Anm. 2 dd). Das BG. nimmt 
dies letztere an, ohne jedoch für dieſe Annahme eine aus⸗ 
reichende Begründung zu geben. Denn die Anwend⸗ 
barkeit von 8817 Satz 2 BGB. erfordert jeden- 
falls da, wo es ſich wie bei der Deviſen⸗ 
ordnung nicht um Verbote handelt, die 
kraft ihrer inneren Bedeutung und der 
langen Zeit ihrer Geltung in das Allge⸗ 
meinbewußtſein des Volkes übergegangen 
ſind, eine Kenntnis des Verbotes und des 
Verſtoßes dagegen ſeitens des Zuwider⸗ 
handelnden (RG. 95, 347).“ 

13. RG. II 525/20 27. Mai 1921 RG. 102, 203 be⸗ 
urteilt die Wirkung eines Geſetzes, das ſowohl den Abſchluß, 
wie die Erfüllung eines Vertrags verbietet, auf einen 
Vertrag, der vor ſeinem Inkrafttreten geſchloſſen, aber noch 
nicht erfüllt iſt. 

„Da der Kaufvertrag, das oblitoriſche Rechtsgeſchäft 
vom bezeichneten Tage (22. Jan. 1918, dem In⸗ 
krafttreten des Verbots der Veräußerung von Kauf⸗ 
fahrteiſchiffen an Geſellſchaften mit überwiegend aus⸗ 
ländiſchem Kapital), auf eine geſetzlich verbotene Hand⸗ 
lung gerichtet war, wurde es mit dieſem Tage nichtig, 
(RG. § 134 BGB.).“ 


14. RG. I 297/20 12. März 1921 JW. 1921, 6266) 
= gc. 101, 421 — Recht 1921, 2048 gibt einen nicht zu 
überſehenden Fingerzeig für die je nach dem notwendige, aus 
dem Zwecke des Geſetzes ſich ergebende einſchränkende Aus⸗ 
legung von Kriegsverordnungen. Wenn die Verordnung 
v. 7. Juni 1920 über die Regelung der Teerwirtſchaft wört⸗ 
lich auch alle noch nicht durch Lieferung erledigten Verträge 
über Treiböl uſw. für aufgehoben erklärt, ſo wird davon 
nicht betroffen ein zur Zeit des Inkrafttretens der Verord⸗ 
nung ſchon entſtandener Schadenserſatzanſpruch wegen Nicht⸗ 
erfüllung. 

15. RG. VI 16/21 25 April 1921 JW. 1981, 1229: 34) 
äußert ſich zur Frage der Nichtigkeit von Schmuggel⸗ 
verträgen. 


2) Dazu Levy, JW. 1922, 89 A. 1. 

2) Dazu v. Tuhr, JW. 1921, 1307 A. I. 
*) Dazu Oertmann, JW. 1921, 626 A. 6. 
3) Dazu v. Tuhr, JW. 1921, 1229 A. 1. 


Schwebende Lieferverträge 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


„Wiederholt hat das RG. ausgeſprochen, daß Ver⸗ 
träge, die die Förderung des gewerbs⸗ 
mäßigen Schmuggels gegen einen befreun⸗ 
deten Staat bezwecken, wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nichtig ſind, RG. 
42, 295 ff.; 96, 282, auch der jetzt erkennende Se⸗ 
nat hat ſchon in dieſem Sinne entſchieden, Rep. VI 
276/16 Urteil v. 4. Dez. 1916. Daß Fälle, in denen 
ſich der Schmuggel gegen das deutſche Reich richtet, 
deſſen Einfuhrverbote unwirkſam gemacht werden 
ſollen, nicht milder beurteilt werden können, iſt ohne 
weiteres klar. Nun hat es ſich im vorliegenden Fall 
freilich nicht um ein gewerbsmäßiges Treiben ge⸗ 
handelt, auch iſt zuzugeben, daß die Umgehung 
eines Einfuhrverbotes mit Rückſicht auf 
die geſamte Sachlage nicht immer eine 
ſittenwidrige Handlung darſtellen wird. So 
hat der erkennende Senat in einem Falle, in dem es 
ſich um die Einfuhr von Garn aus Holland han⸗ 
delte, es gebilligt, daß das BG. einen Sittenverſtoß 
unter Hinweis auf die beſonderen Verhältniſſe der 
Kriegszeit und die durch die Blockade geſchaffene 
Notlage verneint hatte. In einem anderen Falle 
iſt darauf Wert gelegt worden, daß die Ware, 
Speck und Seife, nicht dem Privatintereſſe einzelner 
dienen ſollte. Eine ähnliche Sachlage war hier nich 
gegeben. Daß die Einfuhr von Voile ohne Erlaubnis 
der zuſtändigen Stelle im öffentlichen Intereſſe 
liegen könnte, und daß die Parteien in der Mei⸗ 
nung, dem allgemeinen Nutzen zu dienen, die Ware 
einſchmuggeln wollten, iſt nicht erſichtlich. Unter 
den hier vorliegenden Umſtänden verſtieß das Ver⸗ 
halten der Parteien gegen die guten Sitten, und 
die Vorſchrift des §8 138 Abſ. 1 BGB. iſt vom BG. 
mit Recht angewendet worden. Ob auch $ 134 BGB. 
eingreifen würde kann dahingeſtellt bleiben.“ 


Darüber, das Schmuggeln nach dem deutſchen 
Inlande im Kriege nicht ſchlechthin unſittlich 
war, ſ. auch RG. VI 242/20 21. Okt. 1920 JW. 1920, 
102723), RG. VI 314/20 20. Dez. 1920 LZ. 1921, 264° 
II 245/21 21. Okt. 1921 23.1921, 746. Warn. 1921, 165155. 


Iſt es ein Sachmangel der Ware (8 459 f.), wenn fie 
aus dem Auslande eingeſchmuggelt iſt oder wenn trotz des 
Erwerbs der Ware durch einen gutgläubigen Käufer noch die 
Möglichkeit ihrer Beſchlagnahme nach § 94 StVO. beſteht? 
Im Falle RG. II 482/20 11. März. 1921 RG. 101, 413 iſt 
die Frage verneint. 


16. Nach RG. VI 205/20 25. Okt. 1920 Recht 1921, 2137 
iſt auch ein Vergleich über ein verbots⸗ oder ſittenwidrig 
abgeſchloſſenes Geſchäft nichtig, 

„wenn nicht etwa die Parteien ernſtlich über die 
Gültigkeit des Geſchäfts geſtritten haben und der Ver⸗ 
gleich die Beſeitigung dieſes Streites bezweckte oder 
wenn er nicht ſchlechthin auf Aufhebung des geſetz⸗ 
widrigen oder ſittenwidrigen Geſchäfts und auf Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes gerichtet iſt, ſon⸗ 
dern ganz oder zum Teil den Vertragsparteien oder 
einer von ihnen das verbotswidrig Erlangte erhalten 
will (RG. 49, 192 JW. 1906, 301 Nr. 4).“ 


Zweiter Abſchnitt. 


Schadenserſatz, Rücktritt, Bereicherung als Folgen der 
wegen Anmöglickeit oder Verzuges unterdfießenen Lie ⸗ 
ferung, 8 326 Ach B., das Akkreditiv. 


(Plum, JW. 1921, 58, III.) 


1. Der Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung. 


Abſtrakte und konkrete Schadensberechnung. 


a) Die Streitfrage (J. JW. 1921, 59 c), ob der 
Schadenserſatz auch beim Einkaufe von Waren zum Selbſt⸗ 
verbrauche abſtrakt berechnet werden könne, iſt 
wiederholt von neuem geprüft und bejaht 
worden. 


30) Dazu Salinger, Stein, JW. 1920, 1027 A. 2. 


51. Jahrg. 1922 Heft 9) 


aa) RG. 15. Jan. 1921 I 288/20 JW. 1921, 3332 55) 


RG. 101, 217 Recht 1921, 1127. 


„Wenn man im kaufmänniſchen Verkehr die abſtrakte 
Schadenserſatzberechnung allgemein anerkannt hat, ſo 
beruht dies auf dem Gedanken, daß der Käufer bei 
rechtzeitiger Lieferung des Verkäufers jederzeit in der 
Lage geweſen wäre, die Ware zu dem ihrem Werte 
zur Zeit der Lieferung entſprechenden Preiſe weiter 
zu veräußern und damit einen Gewinn in Geſtalt 
des Unterſchieds zwiſchen dem jetzigen Markt⸗ oder 
Verkäuflichkeitspreiſe und dem urſprünglichen Kauf⸗ 
preiſe zu erzielen. Dieſe Vermutung, daß der Käufer 
dieſen Gewinn hätte erzielen können, wird allerdings 
entkräftet, wenn beſondere Umſtände dafür vorliegen, 
daß der Käufer den durch den alsbaldigen Weiter⸗ 
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Veräußerung ausgeſchloſſen habe. Daß dem Käufer, 
der nur zum eigenen Gebrauche gekauft hat, die ab⸗ 
ſtrakte Schadensberechnung nicht ſchon wegen dieſes 
Umſtandes zu verſagen iſt, hat der erſte Zivilſenat — 
unter ausdrücklicher Ablehnung der abweichenden Mei⸗ 
nung von Düringer⸗ Hachenburg, HGB. 2 
S. 253 (gegen dieſe auch Staub⸗Könige, HGB. 
Anhang zu § 374 Anm. 60) — in RG. 101, 217 
[oben aa] eingehend dargelegt, und auch der zweite 
Zivilſenat ſteht, wie RG. 101, 240 loben ce] ergibt, 
auf dieſem Standpunkt.“ 


b) Die abſtrakte Schadensberechnung verſagt, wenn 
feſtſteht, daß dem Schadenserſatzbegehrenden 
tatjählih aus der Nichterfüllung des Vertrages 
ein Schade nicht erwachſen iſt. 


verkauf möglichen Gewinn nicht erzielen konnte; denn 
ſolche beſonderen Umſtände vereiteln eben die ſonſt 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge wahrſchein⸗ 
liche Gewinnausſicht, und damit wird der auf § 252 
BGB. gegründeten abſtrakten Berechnung der Boden 
entzogen, ſo daß der Käufer nunmehr ſeinen Schaden 
konkret, d. h. auf Grund der beſonderen Verhältniſſe 
des Falles, berechnen muß. So wird der Fall z. B. 
liegen, wenn ſich der Käufer dem Verkäufer gegenüber 
verpflichtet hat, die gekaufte Ware nicht weiter zu ver⸗ 
äußern, ſondern in ſeinem Betriebe zu verarbeiten oder 
zu verbrauchen, oder, wenn die beſonderen Umſtände 
es mit ſich bringen, daß ein Weiterverkauf durch den 
Käufer überhaupt nicht in Frage kommen kann.“ 


bb) RG. 12. März 1921 I 297/20 JW. 1921, 626° = 
RG. 101, 421. 


„Der Umſtand, daß die Kl. die Ware zunächſt zum 
Selbſtverbrauche gekauft, ſpricht nicht gegen die aus 
dem natürlichen Verlaufe der Dinge folgende An⸗ 
nahme, daß die Kl., wenn ſie die Ware vertragsmäßig 
erhalten hätte, aber in ihrem eigenen Betriebe nicht 
verwenden konnte oder wollte, die rechtliche und tat⸗ 
ſächliche Möglichkeit ihres Verkaufs zum markt⸗ 
gängigen Preiſe benutzt haben würde.“ 


N ce) RG. 25. Jan. 1921 II 290/20 RG. 101, 240, wonach 
Er Schaden derart berechnet werden kann, daß der Käufer 
ebenden Viehs den Schaden nach dem Wert der Schlacht- 
ausbeute bemißt. 


_ dd) RG. 21. Juni 1921 III 7/21 JW. 1921, 13135 5˙) 
Warn. 1921, 169140. 


„Die abſtrakte Schadensberechnung, die den Markt⸗ 


preis berücksichtigt, beruht auf der dem 8 252 BGB. 
entſprechenden Erwägung, daß der Käufer die Ware 
bei rechtzeitiger Lieferung vorausſichtlich um dieſen 
Marktpreis hätte weiterverkaufen können. Daß der 
Käufer die Ware zum Zweck des Weiter⸗ 
verkaufs gekauft hatte, iſt dazu nicht er⸗ 
forderlich. Die abſtrakte Schadensberech⸗ 
nung wird deshalb nicht dadurch ausge- 
ſchloſſen, daß der Käufer die Ware zum 
eigenen Gebrauche gekauft hat. RG. 99, 46 
ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen. Dort wird nur 
ausgeführt, daß die Vermutung der Möglichkeit ge⸗ 
winnbringender Veräußerung entkräftet werde, wenn 


aa) RG. 12. Okt. 1920 II 157/20 JW. 1920, 10305 86). 


„Richtig iſt, daß an und für ſich der Käufer freie 
Hand hat, ob er den Schaden konkret oder abſtrakt 
berechnen will. Der Gegner hat keinen Anſpruch auf 
die eine oder die andere Berechnungsart. Aber das iſt 
ein allgemeiner Grundſatz, der Ausnahmen zuläßt und 
fordert. Denn immer bleibt es dabei, daß 
nur der wirkliche nachweisbare Schaden zu 
erſetzen iſt, und daß die Vertrags verletzung 
nicht zur Folge haben darf, daß ein un⸗ 
gerechtfertigter Gewinn gemacht wird. Die 
Zulaſſung abſtrakter Berechnung beruht auf dem Ge⸗ 
danken einer Erleichterung des mit abſoluter Sicher⸗ 
heit überhaupt nicht zu erbringenden und auf Unter⸗ 
ſtellungen größerer oder geringerer Wahrſcheinlichkeiten 
angewieſenen Nachweiſes des Schadens (vgl. RG. 99, 
425). Allerdings war anſcheinend inzwiſchen die Kon⸗ 
junktur geſtiegen, und vielleicht hätte Kl., wenn die 
Bekl. geliefert hätte, die Stiefel unter Verletzung ihrer 
Vertragspflicht gegenüber ihrer Abnehmerin anderweit 
mit Vorteil verkaufen können. Aber ein ſolches Ver⸗ 
fahren wäre ein gröblicher Verſtoß gegen die guten 
Sitten geweſen, und wenn auch ſelbſtverſtändlich die 
Bekl. keinen Anſpruch darauf hatte, daß die Kl. mit 
den gekauften Stiefeln in einer beſtimmten Art und 
Weiſe verfuhr, ſo fällt es doch hier entſcheidend in 
das Gewicht, weil von Rechts wegen niemand 
die Einbuße eines Gewinnes geltend machen 
kann, den er nur durch ein ſittenwidriges 
Verhalten hätte erzielen können.“ 


14905 Ebenſo RG. 26. Okt. 1921 III 122/20 Recht 1921, 


„Die abſtrakte Schadensberechnung ſetzt voraus, daß 
der Fordernde bei Erfüllung des Vertrages in der 
Lage geweſen wäre, den entſprechenden Gewinn zu 
ziehen, hier alſo die Ware zu dem höheren Marktpreiſe 
zu verkaufen (vgl. RG. 99, 49). Der Kl. aber hätte 
durch den Verkauf der Zigaretten ſich eines Verſtoßes 
gegen die VO. v. 28. Juni 1917 ſchuldig gemacht. 
Der Gewinn, den er dabei erzielt hätte, 
wäre alſo auf unerlaubte, geſetzwidrige 
Weiſe erlangt. Ein derartiger Gewinn 
aber iſt nicht erſtattungsfähig (RG. 90, 64; 
9 ). 


c) Kann der Militärfiskus, der Waren zur 


ausnahmsweiſe Umſtände vorliegen, die eine ſolche 
Veräußerung als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, und 
es wird ein Ausnahmefall dieſer Art für gegeben er⸗ 
achtet, weil für den damaligen Käufer, die Heeres⸗ 
verwaltung, eine andere Verwertung des Kaufgegen⸗ 
ſtandes als zur Verſorgung der Truppen nicht in 
Frage gekommen ſein würde. Ein ſolcher Ausnahme⸗ 
fall liegt aber hier, wo es ſich um einen Kaufvertrag 
unter Kaufleuten handelt, nicht vor. Vielmehr nimmt 
das BG. zutreffend an, der Umſtand, daß der Kl. den 
Motor für ſeinen Fabrikbetrieb benutzen wollte, ſei 
keine Tatſache, welche die alsbaldige gewinnbringende 


u 


3 Dazu Derimanr, JW. 1921, 333 A. 2. 
) Dazu Oertmann, ZW. 1921, 1313 A. 8. 


Heeresverſorgung gekauft hat, den ihm aus der 
Nichterfüllung angeblich erwachſenden Schaden ohne weiteres 
abſtrakt berechnen? Nein! RG. II 352/20 8. Febr. 1921 
Gruchot 1921, 476. 
„Der in dem Urteil v. 9. Jan. 1920 II 307/19 ver⸗ 
tretene Gedanke, daß ſchon der Mehrwert der Ware 
gegenüber dem Vertragspreis einen Schaden bedeute, 
erſcheint nicht zutreffend; er verſagt, wenn es ſicher 
iſt, daß der Mehrwert im Falle der Lieferung nicht 
realiſiert fein würde... Es muß ſtets beachtet mer» 
den, daß abſtrakter Schaden entgangener Gewinn iſt, 
fo daß für ihn der $ 252 BB. die entſchiedene 
Norm bildet.“ 


6) Dazu Oertmann, JW. 1921, 1030 A. 6. 


646 


d) Wie lange darf der Käufer bei Säumnis des Ver⸗ 
käufers die Eindeckung hinausſchleben? Darüber: 


aa) RG. 11. Dez. 1920 1 217/20 RG. 101, 90 = 
DIZ. 1921, 368. 

„Das iſt nach den Grundſätzen über Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Gepflogenheiten des Handels 
zu beurteilen. Nun kann kein Zweifel darüber be⸗ 
ſtehen, daß nach den Anſchauungen des Handels eine 
Eindeckung möglichſt umgehend zu erfolgen 
hat, nachdem die Lieferungsweigerung des 
einen Teils feſtſteht. Wird von dieſem Grund⸗ 
ſatze abgewichen, ſo kann, wie zutage liegt, der Nicht⸗ 
ſäumige durch Hinausſchieben der Eindeckung mit 
Leichtigkeit auf Koſten des Säumigen ſpekulieren. 
Fallen die Preiſe, ſo macht der Käufer, dem ſein Ver⸗ 
tragsgegner nicht liefert, Gewinn; zieht der Markt 
an, ſo hält er ſich an jenem ſchadlos. Dies Ergebnis 
dünkt dem Handel auch gegenüber einem ſäumigen Ver⸗ 
tragsgegner unzuläſſig, und deshalb wird möglichſt 
umgehende Eindeckung in marktgängigen 
Waren für erforderlich erachtet. Das hat ſehr 
vielfach in Handelsgebräuchen Ausdruck gefunden.“ 


bb) RG. 2. Juli 1921 I 28/21 RG. 102, 348. 

„Als Regel iſt anzunehmen, daß der zur Deckung 
ſchreitende Käufer ſich einzudecken hat, ſo⸗ 
bald er auf die Erfüllungsweigerung des 
Verkäufers hin Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung begehrt. Die maßgebende Zeit für den 
Deckungskauf, die nach Wahl des Käufers der Zeitpunkt 
des eingetretenen Verzugs oder das Ende der Nachfriſt 
iſt, erfährt aber inſofern keine Einſchränkung, als der 
Käufer, ſolange er noch Erfüllung heiſcht, zwar nicht 
auch Schadenserſatz begehren darf, aber dann, wenn 
es ſeitens des Verkäufers zur Erfüllung nicht ge⸗ 
kommen iſt, gleichwohl ſeinen Schaden nach den beiden 
genannten Zeitpunkten beſtimmen kann. Tut er dies 
in Form der konkreten Schadensberechnung mittels 
Deckungskauf, ſo muß er allerdings nachweiſen, daß 
der vorzeitige Deckungskauf nach Grundſätzen 
von Treu und Glauben, welche das ganze Deckungs⸗ 
kaufverfahren beherrſchen, zeitlich wie ſachlich ange⸗ 
meſſen war. Wenn die Kl. gleichwohl noch Erfüllung 
begehrte und noch eine Nachfriſt ſetzte, ſo tat ſie dies 
auf ihre Gefahr, falls Bekl. dann tatſächlich noch er⸗ 
füllte (RG. 52, 154).“ 

e) Darüber, ob und inwieweit dem Verkäufer der Ge⸗ 
winn, den der Käufer aus der eingedeckten Ware erzielte, 
beim Schadenserſatzanſpruch des Käufers zugute kommt, 
ſagt das erwähnte Urteil RG. 102, 349. 


„Was der Käufer beim Weiterverkauf als 
Gewinn erzielt, das verbleibt ihm, weil es 
den Verkäufer nichts angeht, was der Käufer mit ſeiner 
Ware anfängt (RG. 52, 154). Nur dann, wenn 
nach Lage des Falles wegen Mangels gleicher 
Ware der Käufer ſich mit beſſerer Ware 
eindecken durfte und eingedeckt hat, muß 
er den Gewinn, den er durch den Erwerb 
befjerer Ware erzielt hat, ſich in Anrech⸗ 
nung bringen laſſen, falls er ſeinen Schaden auf 
den Unterſchied des urſprünglichen Kaufpreiſes der 
Ware und des Preiſes der Deckungsware berechnet. 
Die Reviſion glaubt, daß dieſer Fall hier gegeben 
ſei, weil die Deckungsware einen höheren Handels⸗ 
wert dadurch erlangt habe, daß ſie ohne Verſtoß 
gegen die Kriegswuchergeſetzgebung zu höherem Preiſe 
veräußert werden konnte, als dies mit der Kaufware 
der Fall geweſen wäre. Denn bezüglich der letzteren 
wäre die Kl. nur Händlerin geweſen, bezüglich der 
Deckungsware trete ſie als Erzeugerin auf, da ſie 
ſich mit Rohſtoffen eingedeckt und ſelbſt die Ware 
hergeſtellt habe. Der Fall, daß eine Ware höheren 
Handelswert haben kann, wenn ſie von den ein⸗ 
engenden Beſtimmungen der Kriegswucherverordnung 
nicht getroffen wird, iſt an ſich wohl denkbar. Nur 
kann dieſer Gedanke im vorliegenden Falle nicht zur 


Gewinnausgleichung herangezogen werden. Denn Bekl. 
Uberſieht, daß der Umſtand, vermöge deſſen die Ware 
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einen höheren Handelswert vielleicht erhalten hat, 
nicht beim Erwerb der Rohſtoffe ſchon eingetreten 
ift, ſondern auf die Herſtellertätigkeit der Kl. zurück⸗ 
geht. Der Gewinn, den die Kl. hierdurch in Geſtalt 
von größerer Freiheit bei der Preisbildung erzielt 
hat, geht die Bekl. hier ebenſowenig etwas an, wie 
derjenigen, der bei günſtiger Veräußerung der Ware 
ſonſt zutage tritt. Die zur Verarbeitung gekommenen 
Rohſtoffe waren, da es ſich um Obſttreſter unter Bei⸗ 
miſchung von Weindeſtillat handelte, ſicher nicht von 
höherem Handelswert als die in der Kaufware ent⸗ 
haltenen. Die Einheitlichkeit des ſchaden⸗ und gewinn⸗ 
bringenden Ereigniſſes hat der Erſtrichter demmach 
hier, wo es ſich um eine konkrete Schadensberechnung 
handelt, ohne Rechtsirrtum abgelehnt (RG. 93, 134). 


1) Der Verkäufer hat den Selbſthilfeverkauf im 
Sinne des § 373 HGB. mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns bekannt zu machen; es ge⸗ 
nügt nicht, daß er Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit ver 
meidet RG. 29. Nov. 1920 VII 275/20 JW. 1921, 39456, 
L. 1921, 22812. 


g) Der Begriff der Hauptverpflichtung, deren Er⸗ 
füllungsverzug nach § 326 zur Friſtſetzung mit den in 
§ 326 vorgeſehenen Folgen berechtigt, wird bemerkenswert 
erörtert RG. 5. März 1921 I 123/20 RG. 101, 429. Hier 
iſt eine Hauptleiſtung geſehen in der Angabe jeder ein⸗ 
zelnen Kiſte mit Nummer, Brutto⸗ und Taragewicht auf der 
Rechnung und dem Frachtbriefe. 


„Was als Hauptleiſtung anzuſehen iſt, läßt ſich nicht 
allgemein beſtimmen. Es kommt auf den einzelnen 
Fall an. Die Parteien können beſtimmen, was eine 
Hauptleiſtung ſein ſoll. Auch inſofern gilt Vertrags⸗ 
freiheit. Dabei iſt nicht einfach entſcheidend, ob die 
Leiſtung nach den tatſächlichen Verhältniſſen wirklich 
großen praktiſchen Wert hat. Auch eine Leiſtung, 
bei der das nicht der Fall iſt, kann eine Hauptleiſtung 
ſein. Sie iſt es dann, wenn ihr nach dem Willen der 
Beteiligten, wie er bei dem Vertragsſchluſſe ſeinen 
Ausdruck gefunden hat oder ſich aus den Umſtänden 
ergibt, eine weſentliche Bedeutung beigelegt wurde, 
wenn ſie alſo etwas iſt, worauf es der einen oder 
anderen Partei in hohem Grade ankam, was ſie unter 
allen Umſtänden erlangen wollte, was deshalb für 
fie nicht eine Nebenſache war, auf die fie keinen großen 
Wert legte. Iſt eine Vereinbarung derartig getroffen, 
ſo gehört die Erfüllung im Sinne des Vertrags zur 
Hauptleiſtung, und der Schuldner, der fie nicht bewirkt, 
ſetzt ſich damit den Folgen aus, die ſich bei Verzug 
mit der Hauptleiſtung ergeben. Er kann ſich dann 
nicht darauf berufen, daß ſeine Leiſtung ohne Wichtig⸗ 
keit ſei und ihre Bewirkung dem Gläubiger keinen 
Nutzen bringe. Aus welchem Grunde die Leiſtung in 
dem Vertrage zur Hauptleiſtung gemacht ift, ijt gleich” 
gültig. Es genügt, daß es tatſächlich geſchehen iſt.“ 


Über die Vorausſetzungen, unter denen ausnahms⸗ 
weiſe die Abnahme des Käufers eine Haupt⸗ 
verpflichtung iſt, ſ. auch RG. 5. März 1921 I 318/20 
Recht 1921, 2352. 


h) Kann der Nichtfäumige Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung auch dann noch wählen, nachdem er trotz end⸗ 
gültiger Erfüllungsweigerung des Gegners zunächſt auf Er⸗ 
füllung geklagt hatte? Dieſe praktiſch wichtige Frage wird 
bejaht RG. III 514/20 10. Juni 1921 JW. 1921, 12335 4 
RG. 102, 262. 


„Der BR. führt aus, dadurch, daß die Kl. zunächſt 
auf Erfüllung geklagt habe, obwohl die Bekl. ſich 
ſchon vor der Klageerhebung geweigert habe, den 
Kaufvertrag durch Abnahme und Bezahlung neuer 
Lieferung zu erfüllen, habe ſie mit verbindlicher 
Kraft unter den Rechten gewählt, die ihr der Verzug 
des Gegners an die Hand gegeben habe, nämlich 
zwiſchen dem Anſpruch auf Erfüllung aus 8 433 


25) Dazu Plum, JW. 1921, 394 A. 4. 
4%) Dazu v. Thur, JW. 1921, 1233 A. 9. 


S1. Jahrg. 1922 Heft 9] a 


Abſ. 2 BGB. und den Rechten auf Rücktritt oder 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung aus § 326 BOB. 
Dieſe Ausführungen ſind nicht zu billigen. Der 
2. Zivilſenat hat bereits in dem Urteile RG. 88, 406 
ausgeſprochen, daß im Falle eines Verzugs des 
einen Vertragsteils der andere ſich auf die 
Geltendmachung des einfachen Erfüllungs⸗ 
anſpruchs beſchränken könne und es ihm 
grundſätzlich freigeſtellt ſei, wann er dazu 
übergehen wolle, im Wege der Nachfriſt⸗ 
beſtimmung ſeinen Anſpruch zu verfolgen, 
und das OLG. Hamburg hat LZ. 1916, 1389 erkannt, 
daß ſelbſt nach der Rechtskraft des zur Er⸗ 
füllung verurteilenden Erkenntniſſes noch 
der Weg des 8 326 BGB. beſchritten werden 
kann. Dem kann nur beigepflichtet werden, und zwar 
auch für den Fall, daß der ſäumige Ver⸗ 
tragsteil ſich bereits vor Erhebung der Er⸗ 
füllungsklage ernſtlich und endgültig ge⸗ 
weigert hat, den Vertrag zu erfüllen, und 
deshalb ſein Vertragsgegner berechtigt 
war, ohne Nachfriſtſetzung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen oder von 


dem Vertrage zurückzutreten. Der 8326 Abſ. 1 


Satz 2 erklärt nur den Anſpruch auf Erfüllung für 
ausgeſchloſſen, wenn der nichtſäumige Teil dem Gegner 
eine Nachfriſt mit der im 8 326 Abſ. 1 Satz 1 vor⸗ 
geſchriebenen Androhung beſtimmt hat und die Leiſtung 
nicht rechtzeitig erfolgt iſt. Dafür, daß auch die Wahl 
des Anſpruchs auf Erfüllung ſtatt des bereits ohne 
Nachfriſtbeſtimmung zufäffigen Anſpruchs auf Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung eine unwiderrufliche 
ſei und die Verwirkung des letzteren zufolge habe, 
gibt das Geſetz keinen Anhalt. Der 5. 3S. hat ſchon 
wiederholt (RG. 85, 28; Warn. 12, 148) entſchieden, 
daß die Wahl zwiſchen den beiden in § 326 Abſ. 1 
Satz 2 gewährten Rechten auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung oder Rücktritt nicht nach 8326 unwider⸗ 
ruflich ſei .... Hinſichtlich des Anſpruchs auf Er⸗ 
füllung im Verhältniſſe zu dem auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung iſt es jedenfalls zutreffend. Die 
Erhebung jenes Anſpruchs iſt weder eine unabänder⸗ 
liche, rechtsgeſtaltende Willenserklärung, noch auch 
nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der 
Verkehrsſitte für ſich allein als ein Verzicht auf das 
Recht aufzufaſſen, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
wegen der bereits vorher erklärten ernſtlichen Er⸗ 
füllungsweigerung zu fordern. Das Gegenteil iſt auch 
(23. 1911, 927; 1912, 927 und Warn. 10 ©. 257 
Nr. 167) nicht ausgeſprochen worden. Bei ihnen han⸗ 
delte es ſich um Verzichte auf ein Rücktritts⸗ 
recht wegen Vertrags verletzung durch Hand⸗ 
lungen, die den Willen ergaben, bei dem Vertrage 
ſtehen bleiben zu wollen.“ 


.. i) Das Rechtsgebiet des 8 326 BGB. klären weiter 
ſolgende Urteile. 


aa) Das erwähnte Urteil RG. 102, 266 erörtert noch⸗ 
ans grundſätzlich, wann ernſtliche und endgültige, 
fäl Friſtſetzung entbehrlich machende Er- 
üllungsweigerung vorliegt, wie folgt: 


„Bei dieſer Prüfung iſt davon auszugehen, daß an 
die von der Regel des § 326 Abſ. 1 der Nachfriſt⸗ 
beſtimmung entbindende Erfüllungsweigerung mit 
Rückſicht auf die ſchwerwiegenden Folgen, die ſich an 
ſie knüpfen, ein ſtrenger Maßſtab anzulegen iſt. Nicht 
darauf kommt es an, ob der nicht ſäumige Teil an⸗ 
nehmen konnte, eine Nachfriſtſetzung führe nicht zum 
Ziele, ſondern ob gewichtige tatſächliche Umſtände vor⸗ 
liegen, die als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, daß 
der ſäumige Schuldner bei Nachfriſtſetzung erfüllen 
werde, ſo daß dieſe nur als leere Form zu betrachten 
wäre. Der Wille, nicht zu liefern, muß als unum⸗ 
ſtößlich und unabänderlich erkennbar hervortreten; 
o lange die Möglichkeit einer Umſtimmung gerade 
durch die Erklärungen nach 6 Abſ. 1 beſteht, 


muß der Verſuch einer ſolchen Beeinfluſſung des 
Willens auch unternommen werden.“ 
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Vgl. in dieſer Beziehung auch RG. II 350/20 18. Jan 
1921 een 


bb) über Form und Inhalt der nach 8 326 ab» 
zugebenden Erklärungen. 


a) Die Aufforderung des Käufers an den Verkäufer, 
ſich binnen beſtimmter Friſt über ſeine Leiſtungsbereitſchaft 
zu erklären, unter der Androhung, ſonſt die Abnahme zu 
verweigern, genügt nicht. RG. III 313/20 4. März 1921 
RG. 101, 397. 


6) Die Androhung des Verkäufers, er werde über bie 
Ware anderweit verfügen, enthält nicht die Erklärung der 
Ablehnung der Leiſtung im Sinne des 8 326 II 90/21 
Sm eee e eee 


i) Das Akkreditiv). 


Wie ſchon JW. 1921, 60 betont, erhebt ſich beim Ak⸗ 
kreditiv oft die Frage, ob der Verkäufer, falls das 
Akkreditiv nicht rechtzeitig geleiſtet wird, ohne 
weiteres oder erſt nach Friſtſetzung die Rechte 
aus 8 326 hat. 


aa) Die Vereinbarung alsbaldiger Eröffnung eines Ak⸗ 
kreditivs durch den Käufer kann als Bedingung in Betracht 
kommen, mit deren pünktlicher Erfüllung der Vertrag nach 
der Abſicht der Parteien ſtehen und fallen ſoll. Es braucht 
aber jene Vereinbarung eine ſolche Bedeutung nicht zu haben. 
In den letzthin vom RG. entſchiedenen Fällen (vgl. RG. 
92, 388 und 96, 257) handelte es ſich einmal um die Liofe⸗ 
rung aus dem neutralen Auslande zu beziehender Ware; 
im anderen Falle hatten die Parteien eine kurze feſte Friſt 
für die Eröffnung des Akkreditivs vereinbart. Hier da⸗ 
gegen ſteht ein Inlandgeſchäft in Frage und iſt für die 
Stellung des Akkreditivs keine feſte Friſt geſetzt. So RG. 
II 565/20 22. April 1921 RG. 102, 155 = Recht 1921, 
2332. Im Falle des Urteils genügte der Käufer auch 
nicht dadurch ſeiner Vertragspflicht, daß er mit 
der Akkreditivſtellung, eine kleine Bankzweig⸗ 
niederlaſſung beauftragte, deren Vertreter der 
im Vertrage beſtimmten Bank, unbekannt waren. 
Hierzu wird erwogen. 


bb) Die Eröffnung eines Akkreditivs erfolgt üblicher⸗ 
weiſe durch Rimeſſen oder durch den Kreditauftrag einer 
Bank, welche bei der beauftragten Bank ein Guthaben hat 
oder Kredit genießt. Keine Bank wird den Kreditauftrag zur 
Ausführung bringen, wenn ſie nicht entweder gedeckt iſt 
oder den Auftraggeber als kreditwürdige Perſönlichkeit kennt. 
Im vorliegenden Falle hatte die Nationalbank, da ſie die 
Unterſchriften der Zweigſtelle Rockenhauſen nicht kannte, eine 
Beſtätigung oder — wie die Pfälzer Bank ſich in ihrem 
Schreiben ausdrückt — Beglaubigung der Bankzentrale in 
Ludwigshafen verlangt, und dieſe iſt dann am 29. Okt. von 
der letztgenannten abgeſandt worden. Das Verfahren der 
Nationalbank war zweifellos berechtigt. Da ihr keine Barwerte 
überſandt wurden, verlangte fie Sicherung für ihren Er⸗ 
ſtattungsanſpruch. Eine ſolche Sicherung konnte ihr nur 
eine Verpflichtung gewähren, deren Wirkſamkeit für ſie ſofort 
erkennbar war. Unmöglich kann einer Bank zugemutet wer⸗ 
den, die Unterſchriften aller Leiter von kleinen Zweigſtellen 
zu kennen. Es kann aber auch keinen Geſchäftsgebrauch geben, 
der jemanden zwänge, auf unſichere Gewähr hin einem 
Dritten Zahlung zu leiſten oder Kredit zu eröffnen. Somit 
war es Pflicht des Kl., entweder die Nationalbank mit ent⸗ 
ſprechender Rimeſſe zu verſehen oder, wenn er eine Bank 
zur Vermittelung der Affreditioftellung in Anſpruch nahm, 
dafür Sorge zu tragen, daß der Bank, bei welcher das Ak⸗ 
kreditiv zu eröffnen war, keine Zweifel über die Ungefährlich⸗ 
keit des Geſchäftes aufzukommen brauchten.“ 


cc) Der Verkäufer braucht ſich in der Regel 
nicht nach der Geſtellung des Akkreditivs zu er⸗ 
kundigen. Er darf ſich darauf verlaſſen, daß die 
Bank ihm unverzüglich die Beſtellung anzeigt. 


4) Dazu Plum, JW. 1921, 1359 A. 1. 


42) Ritter, Vom Akkreditiv Hang. 1921, 609; Leo, JW. 
1921, 1312 A. 7: Wieluner, Akkreditivſtellung und Erfüllungsort 
ZW. 1921, 1304. 


— 
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RG. III 377/20 26. April 1921 JW. 1921, 1312˙ 0 = 

23.1921, 4922, wo es heißt: 
„Gemäß den Vertragsbedingungen hatte die Bekl. 
netto Kaſſe gegen Akkreditiv bei der Dresdner Bank 
in Leipzig auszahlbar gegen Duplikatfrachtbrief zu 
liefern. Damit iſt geſagt, daß zunächſt die Kl. ihrer⸗ 
ſeits zur Sicherſtellung der Kaufpreiszahlung ein Ak⸗ 
kreditiv bei der Bank zu ſtellen, daß nach dieſer Be⸗ 
ſtellung die Bekl. die Ware zur Bahn zu verbringen 
habe und daß ſie dann auf Grund des ihr ausgefertig⸗ 
ten Duplikatfrachtbriefs die Auszahlung des Kauf⸗ 
preiſes von der Bank aus der Kreditſumme bean⸗ 
ſpruchen dürfe. Die Akkreditivbeſtellung war alſo eine 
Vorleiſtung der Kl. Sie beſtand näher darin, daß 
die Kl. der Bank die zur Bezahlung des Kaufpreiſes 
erforderlichen Mittel in die Hand gab und ihr den 
Auftrag zur Bezahlung des Kaufpreiſes erteilte, ſowie 
daß die Bank der Bekl. Mitteilung von der Beſtellung 
des Akkreditivs und von ihrer Bereitſchaft zur Aus⸗ 
zahlung machte. Erſt dadurch, daß die Bank ſich durch 
ihre der Bekl. gegenüber abgegebene Erklärung zur 
vertragsmäßigen Auszahlung verpflichtete, erlangte die 
Bekl. die mit der Akkreditivbeſtellung erſtrebte Sicher⸗ 
ſtellung, wurde insbeſondere auch dagegen geſichert, 
daß die Kl. den Auftrag zur Auszahlung nicht wider⸗ 
rief. Es mußte alſo die Bekl., da die Lieferung bis 
zum 8. Nov. zu erfolgen hatte, ſpäteſtens im Laufe 
des 7. Nov. die Benachrichtigung der Bank von der 
Beſtellung des Akkreditivs in Händen haben, weil ſonſt 
eine rechtzeitige Bewirkung der größeren Lieferung 
— etwa 15000 kg Steinkohlenheizöl — nicht mehr 
möglich war. Darüber, wann der Bank der Auftrag 
der Kl. zugegangen iſt, fehlt jede Feſtſtellung. Eine 
Verpflichtung des Zahlungsempfängers, 
ſich bei der Bank über die Beſtellung des 
Akkreditivs zu erkundigen, iſt für die Re⸗ 
gel nicht anzuerkennen. Er darf ſich darauf ver⸗ 
laſſen, daß die Bank ihm unverzüglich von der Be⸗ 
ſtellung Anzeige erſtattet. Der vorliegende Fall iſt 
auch nicht jo geſtaltet, daß die Grundſätze von 
Treu und Glauben zu einer Ausnahme Ver⸗ 
anlaſſung geben würden.“ 


dd) Über Akkreditiv ſ. auch OLG. Augsburg 11. Nov. 
1920 JW. 1921, 1731 = Lg. 1921, 681. RG. 29. Okt. 1921 
VI 277/21 Warn. 1921, 168139. 


k) Über den für die Bemeſſung des Schadenserſatzes 
wegen Beſchädigung einer Sache maßgebenden Zeitpunkt, 
vgl. die im Hinblick auf die Geldentwertung beſonders wich⸗ 
tigen Urteile RG. I 264/20 12. März 1921 JW. 1921, 
8294 44); RG. VI 68/20 13. Juni 1921 RG. 102, 383 = 
JW. 1922, 2204; wegen des Beginns der Verjährung RG. VI 
94/21 25. April 1921 RG. 102, 143. 

J) Den Schadenserſatz einſchränkende Vorbehalte. 

aa) Der Vorbehalt: „Anſpruch auf Schadenserſatz, Wand⸗ 
lung auf Minderung ſind ausgeſchloſſen,“ ſchließt nicht ohne 
weiteres einen Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichter⸗ 
füllung aus II 482/19 26. März 1920 Recht 1921, 2141. 

bb) Der Vorbehalt, daß bei Überſchreiten des Liefer⸗ 
termins ein Preisabzug oder eine Annahmeweigerung aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſolle, iſt dahin zu verſtehen, daß die Anwend⸗ 
barkeit des § 326 überhaupt ausgeſchloſſen ſein ſoll. RG. 
VII 139/20 29. Okt. 1920 DJ 3. 1921, 202 = Recht 1921, 
2142. 


2. Rücktritt. 


Über die Zuläſſigkeit des Rücktritts von einem 
Sukzeſſivliefervertrag, wenn der Käufer mit 


der Zahlung eines Teiles ſäumig iſt, RG. I 211/20 


12. Jan. 1921, Warn. 1921, 8368. 

In ſtändiger Rechtſprechung hat das RG. bei Suk⸗ 
zeſſivlieferungsverträgen dem Gläubiger gemäß $ 326 
BGB. die Rechte zum Rücktritt uſw., wegen des 
ganzen Vertragsverhältniſſes einſchließlich der noch 


4) Dazu Leo, JW. 1921, 1312 A. 7. 
%) Dazu Graßhoff, JW. 1921, 829 A. 4. 
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nicht erfüllten Leiſtungen gegeben, wenn der Schuldner 
die fällige Leiſtung nach Friſtſetzung innerhalb 
der Friſt nicht bewirkt (RG. 58, 420; 61, 123 
65, 53). Das gilt naturgemäß, wenn der Vertrag 
bezüglich einzelner Raten beiderſeits ſchon erfüllt war, 
auch lediglich wegen der noch beiderſeits unerfüllten 
Raten (RGR. Anm. 1 zu § 326). Was an dieſer 
Regel für den Käufer ſtatt hat gegenüber dem Lie⸗ 
ferungsſäumigen Verkäufer, muß auch eintreten, wenn 
der Käufer mit ſeiner Verpflichtung, nämlich der 
Zahlung, im Rückſtande iſt, zumal wenn er ſchon 
abgenommen hatte. Denn der Grund für die Auf⸗ 
hebung der beiderſeitig erſt künftig fällig werdenden 
Verpflichtungen beſteht in der Gefährdung der künf⸗ 
tigen Leiſtungen und hiermit des Vertrags durch den 
Schuldner.“ 


3. Bereicherungsanſprüche. 


1. Nach RG. II 536/20 26. April 1921 RG. 102, 
158 Recht 1921, 2374; iſt bei einem während des 
Krieges geſchloſſenen Liefervertrage, der gegen eine vom 
Verkäufer zu zahlende und gezahlte Abſtandsſumme aller 
Rechte und Pflichten aufgehoben ſein ſollte, die Rückforderung 
auch dann ausgeſchloſſen, wenn die ſpäter eingetretene Ver⸗ 
änderung aller Verhältniſſe den Verkäufer von ber Liefer“ 
pflicht befreit hätte. 


2. Wer beſchlagnahmte Ware in Kenntnis der Beſchlag⸗ 
nahme kauft, um im Schleichhandel einen unzuläſſigen Preis 
zu erzielen, kann den Kaufpreis nicht zurückverlangen, au 
wenn der Verkäufer vom Reich für die beſchlagnahmte Ware 
eine Entſchädigung erhalten hat. RG. III 269/20 21. Dez 
1920, Recht 1921, 2375. 


3. OLE. Düſſeldorf IV Urt. 243/21 9. Juni 1921 JW. 
1921, 13685 45). 


„Das LG. erachtet zu Unrecht ſchon den objektiven 
Verſtoß gegen ein Verbotgeſetz für genügend, um die 
Rückforderung nach 8817 Satz 2 BOB. auszuſchließen. 


Die Entſch. RG. 72, 46 JW. 1909, 723 (um, 


bewußter Verſtoß gegen § 181 KO.), auf die ſich das 
LG. ſtützt, iſt ſchon für den dort behandelten Fall 
ſehr bedenklich, da vieles dafür ſpricht, daß der Aus⸗ 
ſchluß der Rückforderung, der erſichtlich als Strafe 
für eine an den Tag gelegte verwerfliche Geſinnung 
gedacht iſt, ſchlechthin nur bei bewußtem Zuwider⸗ 
handeln gegen das Geſetz ſtattfinden ſoll (RGGRKomm., 
3. Aufl. Bern. 1 zu § 817 BGB.). In keinem Falle 
aber kann der Satz, daß ſchon der objektive Verſtoß 
der Kondiktion entgegenſtehe, für die nicht allgemein 
bekannten KriegsVO. Geltung haben. „Nichts ſpricht 
dafür, den unwiſſentlichen Verſtoß gegen ein in ſolchen 
Beſtimmungen enthaltendes Verbot durch Zufügung 
eines Rechtsnachteiles, wie es der Ausſchluß des Rück⸗ 
forderungsrechts fein würde, zu beſtrafen“ (fo RG. 
95, 349 in einem ganz ähnlich liegenden Falle). 
Die Kritik, die die Bekl. an der Entſch. RG. 95, 349 
übt, überſieht, daß eine Strafe grundſäglich die Kennk⸗ 
nis des Täters von den Tatbeſtandmerkmalen der 
ſtrafbaren Handlung zur Vorausſetzung hat, dieſe 
aber fehlt, wenn der über die beſchlagnahmte Ware 
Verfügende von der Beſchlagnahme keine Kenntnis 
hatte.“ 


Siehe 1. Abſchnitt IIb 8, 10, 12; 4. Abſchnitt II, 2, 3 
dieſes Berichts. - 


Dritter Abſchnitt. 
Valutafragen (JW. 1921, 63 PD) 40). 


I. Zur Auslegung des 8 244 BGB. 


1. Unter Zeit der Zahlung im Sinne des g 244 
Abſ. 2 iſt die Zeit der tatſächlichen Zahlung, nicht die der 


45) Dazu Dertmann, JW. 1921, 1368 A. 5. 

4e) Brodmann, Zu 8 244 BGB, JW. 1921, 441; Cohn, 
Fragen aus dem Valutarecht Lg. 1922, 16; Fuchs, Fortſchritte und 
Hemmungen der freirechtlichen (ſoziologiſchen) Bewegung JW. 1922.7 


. 
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Fälligkeit der Forderung zu verſtehen BZS. 24. Jan. 1921, 
RG. 101, 312 = DE. 1921, 433 — 28. 1921, 1381. 


di 2. Über den Begriff des ausdrücklichen Be⸗ 
Aingens der Zahlung in ausländiſcher Währung 
im Sinne des 8 244 Abf. 1 ſ. Recht 1921, 1298f. 


II. Zur rechtlichen Bedeutung des Sinkens der deutſchen 
Währung. 


1. Handelt es ſich nicht um eine auf ausländiſche 
W hrung lautende ſog. Valutaforderung, ſon⸗ 
en um eine Markforderung, ſo kann der im In⸗ 
ande mohnende Gläubiger den aus dem Sinken der deut⸗ 
chen Währung entſtandenen Kursunterſchied nicht ohne wei⸗ 
teres als Verzugsſchaden fordern. 


a) OLG. Hamburg 31. Mai 1920 JW. 1921, 41% = 
BankArch. 19, 306 — Recht 1921, 1130. 


„Es mag wohl fein, daß Bekl., wenn er fein Geld am 
15. Sept. 1918 erhalten hätte, ſich im Endergebnis 
beſſer geſtanden haben würde, als er bei der ſpäteren 
Zahlung mit Verzugszinſen ſich geſtanden hat, weil 
er nämlich in dieſem Fall tatſächlich 100 000 % von 
dem bezahlten Gelde alsbald in ſchwediſchen Kronen 
angelegt hätte. Auch iſt die Geltendmachung eines 
Schadens infolge veränderter Währungsverhältniſſe 
unter Umſtänden denkbar. Aber Bekl. kann nicht den 
Gewinn einer Kursſpekulation, die er gar 
nicht gemacht hat, als Verzugsfolge von ſeinem 
früheren Schuldner fordern. Er müßte ſchon darlegen, 
daß und aus welchen Gründen er im Sept. 1918 in⸗ 
folge des Ausbleibens der hier fraglichen Gelder 
nicht in der Lage geweſen ſei, damals ſchwediſche 
Kronen zu kaufen. Das verſteht ſich nicht von ſelbſt. 
Es iſt davon auszugehen, daß der Kaufmann eine 
an ſich mögliche Spekulation auch vornehmen kann, 
wenn er will. Hätte Bekl. Mitte Sept. 1918 wirklich 
100 000 4 in Kronen nach Stockholm gelegt, jo 
würde er die durch Steigen der ſchwediſchen Währung 
ſpäter nötig gewordene Mehraufwendung vermieden 
haben, und dann würde er die Koſten, die ihm etwa 
durch anderweitige Beſchaffung der 100000 % er⸗ 
wuchſen, dem Kl. als Verzugsfolgen zur Laſt legen 
können. Hat Bekl. aber damals keine Kronen ge⸗ 
kauft, ſo muß er mit der ſpäter entrichteten Schuld 
in Markwährung unter Hinzufügung der aufgelaufenen 
Verzugszinſen ebenſo zufrieden ſein, als hätte er das 
Geld bereits zur Zeit der Fälligkeit erhalten. Die ihm 
durch Steigen der ſchwediſchen Währung 
ſpäter entſtandenen Mehrkoſten, die nichts 
anders ſind, als ein nicht gemachter Kur s⸗ 
gewinn, kann er ebenſowenig vom Kl. erſetzt ver⸗ 
langen, als er, wenn die ſchwediſche Währung nach 
dem 15. Sept. 1918 gefallen wäre, dem Gegner den 
dadurch erſparten Betrag gutzubringen gehalten wäre.“ 


b) RG. 13. Jan. 1921 VI 367/20 Warn. 1921, 3858: 
„Es handelt ſich um eine Markſchuld, die an einen 
in Hamburg anſäſſigen Kaufmann, der zufällig 
Schwede iſt und in Stockholm ebenfalls eine Handels⸗ 
niederlaſſung beſitzt, zu bezahlen war. In dieſem 
weſentlichen Punkte unterſcheidet ſich der gegenwärtige 


—̃ — 

Nach, Inländiſcher Valutaſchaden DIZ. 1921, 327; Kaiſer; 
ährung und Vertragsaufhebung DIZ. 1921, 129; Kaufmann, 
N Beitrag zur Auslegung des $ 244 Abſ. 2 BGB. 23. 1921, 99, 

guide, Geſetzliche Maßnahmen aus Anlaß der Geldentwertung. Die 

bes mark als Rechnungswert JW. 1921, 1269; Stampe, Zahlungen 

2 Darlehnsnehmers bei Valuta⸗Entwertung TagB. 1921 Nr. 120; 

Silberſchmidt, Die Hypotheken für Markbeträge mit feſtem Kurs in 
ranken ſamt Kursdifferenzhypothek JW. 1922, 194; Eylert, Das 

Die hopothekenabkommen mit der Schweiz DIZ. 1921, 133; Meyer, 

ſchn ſchweizertſchen Goldhypotheken und die deutſchen Hypotheken⸗ 

aner DI g. 1921. 186; Nußbaum, Rechtsfragen zum deutſch⸗ 

Tas Aerifchen Goldhypothekenabkommen JW. 1921, 499: Nußbaum, 

Holl eldhypothelenabkommen mit der Schweiz R. u. W. 1921, 50; 

Gold änder, Friedländer, Geiler, Wirkt das deutſch⸗ſchweizeriſche 

dhypothekenabkommen vom 6. Dez. 1920 dinglich? JW. 1922, 195 f.: 

Val „Wagner, Kaskel, Darf der deutſche Richter das polniſche 

ſch utageſetz vom 20. Nov. 1919 anwenden? JW. 1921, 435f.; Gold⸗ 
mitt, Reiß u. Fink, Zum polniſchen Valutageſetz JW.1921,1412f. 

) Dazu Nußbaum, JW. 1921, 41 U 6. 
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Fall von dem, der dem Urt. des 3. 35. vom 
16. März 1920 (308/19 WarnRſpr. 1920 Nr. 136; 
JW. 1920, 704 — 2a unten) zugrunde liegt Die 
Mark iſt in Deutſchland trotz ihrer Entwertung 
geſetzliches Zahlungsmittel geblieben. Der Gläu⸗ 
biger kann daher ihre verminderte und 
ſinkende Kaufkraft ſo wenig wie bei 
der Tilgung der Schuld zur Forderung 
von Verzugsſchaden abſtrakt geltend 
machen, ſondern letzteren nur in der Weiſe 
begründen, daß er infolge des Verzugs 
und der Entwertung der Mark bei einem 
beſtimmten Geſchäft, etwa weil er ein Sach⸗ 
gut höher bezahlen mußte, Verluſt er⸗ 
litten habe. Das hat der Bekl. nicht dargelegt, ins⸗ 
beſondere auch, daß er für das Geld des Kl. ſchwediſche 
Kronen gekauft und daran einen beſtimmten Gewinn 
gemacht haben würde. ...“ 


Aber wie 


c) RG. V 26/21 24. Sept. 1921 JW. 1921, 1592 48) = 
Warn. 1921, 164135 entſchieden iſt, 

„muß es dem (inländiſchen) Gläubiger doch unver⸗ 
wehrt bleiben, eine ſolche Schadenserſatz⸗ 
forderung unter Darlegung der beſonderen 
Umſtände des Falles in der Weiſe zu be⸗ 
gründen, daß er dartut, er habe infolge 
des Verzuges des Schuldners und der Ent⸗ 
wertung der Mark bei beſtimmten Geſchäf⸗ 
ten Schaden erlitten“. Wie hier, wo „von dem 
Kl. unter Hinweis auf ſeinen früheren Geſchäftsbetrieb 
in Brüſſel geltend gemacht worden war, daß er die 
Proviſion zur Bezahlung von aus dieſem Betriebe 
herrührenden, in belgiſcher Währung zu entrichtenden 
Schulden verwendet haben würde“ 


d) Iſt die urſprüngliche Forderung eine 
Valutaforderung, ſo doch unter Umſtänden nicht 
auch der an Stelle des Leiſtungsanſpruchs getretene 
Schadenserſatzanſpruch, 8. April 1921 II 497/20 ZW. 1921, 
7402 4% — RG. 102, 60. 

„Es handelt ſich um einen aus $326 BGB. folgen» 
den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 
Das Weſen dieſes Anſpruchs beſteht darin, daß an 
der Stelle der urſprünglichen Vertragspflichten beider 
Teile eine einſeitige, reine Geldforderung des Er⸗ 
ſatzberechtigten tritt, die ſich bemißt nach der Ver⸗ 
ſchlechterung, welche die wirtſchaftliche Stellung des 
Berechtigten durch das Unterbleiben des Vertrags⸗ 
vollzugs erfahren hat. Für die Art des dem Bekl. 
zu leiſtenden Erſatzes iſt es daher gleichgültig, ob das 
Geſchäft der Parteien in däniſchen Kronen abgewickelt 
werden ſollte, ob der Bekl. auch ſeine Einkäufe in 
Kronen machte, und ob ſich daraus eine nach Kronen 
zu berechnende Verdienſteinbuße ergab. Es muß viel⸗ 
mehr der Auffaſſung der Kl., daß nur deutſches Geld 
Gegenſtand des hier ſtreitigen Schuldverhältniſſes ge⸗ 
weſen ſei, beigetreten werden, und der Bekl. hat, 
indem er von Anfang an nicht 6000 däniſche Kronen 
verlangte, ſondern den entſprechenden Markbetrag for⸗ 
derte, nicht etwa, wie das BU. zu verſtehen iſt, 
nur einen Anſpruch erhoben, der ſich aus ſeiner Ab⸗ 
ſicht, das bei der deutſchen Bank gebildete Depot zur 
Verrechnung zu verwerten, erklärt, ſondern er hat 
damit den allein richtigen Anſpruch geltend gemacht. 
Das BG. geht daher bei Prüfung der Frage, ob die 
Schadensausgleichung, wenn ſie erſt ftattfindet, nach 
8 249 BGB. unter Rückſichtnahme auf die Ver⸗ 
ſchlechterung der deutſchen Valuta zu erfolgen hat, 
von einem irrigen Geſichtspunkt aus. Es kommt nicht, 
wie das OLG. meint, darauf an, ob der Bekl. die Um⸗ 
wandlung des Kronengewinns in deutſches Geld unter⸗ 
laſſen hätte und dieſe 6000 Kronen noch beſitzen 
würde, vielmehr iſt entſcheidend, ob er das deutſche 
Geld, das ihm als Schadenserſatz gebührte, ſo ver⸗ 
wendet hätte, daß er jetzt im Beſitz von 6000 Kronen 


46) Dazu Nußbaum, JW. 1922, 159. 
4e) Dazu Oerkmann, JW. 1921, 740 U, 2. 
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wäre, und ob ihm die 6000 Kronen in feinem. Ver⸗ 
mögen deshalb fehlen, weil er zufolge des Verzugs 
der Kl. das deutſche Geld nicht rechtzeitig erhalten hat. 
Dazu wäre vor allem die Feſtſtellung erforderlich ge⸗ 
weſen, daß der Bekl. das deutſche Geld in däniſches 
umgewandelt hätte. Das iſt aber bei einem inländi⸗ 
ſchen Gläubiger anders als bei einem Ausland⸗ 
anſäſſigen, vgl. JW. 1920, 704 Urt. des RG. 3. 3. 
v. 16. März 1920 — nicht zu vermuten, und kann 
hier um ſo weniger ohne weiteres angenommen werden, 
als der Bekl. im April 1916 damit einverſtanden war, 
daß die Sicherheit von 6000 Kronen in Mark umge⸗ 
wandelt wurde.“ 


2. Der im Auslande anſäſſige Gläubiger kann in 


der 


Regel als Verzugsſchaden den Kursunter⸗ 


ſchied in Mark zwiſchen dem Tage des Verzugs⸗ 
eintritts und der Zahlung beanſpruchen, mag es 
ſich um eine Valutaforderung oder Markforderung handeln. 


a) RG. III 308/19 16. März 1920 JW. 1920, 704 50). 


„Soweit die Kl. den Unterſchied zwiſchen den Beträgen 
fordert, auf die ſich die Schuldſumme bei Zugrunde⸗ 
legung des Friedenskurſes einerſeits und des Kurſes 
am Zahlungstage andererſeits berechnet, kann als 
Grundlage des Anſpruchs nicht der § 244 Abſ. 2 
BGB. dienen. Die Bekl. iſt im Vorprozeß zur Zah⸗ 
lung von 6034 %, alfo zur Vergütung des Schadens 
der Kl. in deutſcher Währung rechtskräftig ver⸗ 
urteilt. Eine in ausländiſcher Währung ausgedrückte 
Geldſchuld ſteht daher nicht in Frage. Ob die Kl. Aus⸗ 
gleich ihres Schadens in däniſcher Währung bean⸗ 
ſpruchen konnte, iſt unerheblich. Jedenfalls hat ſie 
ihre Erſatzforderung nur in deutſcher Währung be⸗ 
ziffert, und dieſem Antrag entſprechend iſt erkannt 
worden. Der allein zutreffende Geſichtspunkt, unter 
dem der Kursunterſchied gefordert werden kann, iſt 
der des Verzugsſchadens (§ 288 Abſ. 2 BGB.). Dies 
hat auch das BG. nicht verkannt. Es geht aber bei der 
Berechnung des Schadens von einer irrtümlichen 
Rechtsanſchauung aus, ſofern es annimmt, daß es an 
einer geeigneten konkreten Unterlage hierfür fehle 
und daß deshalb die Höhe des Schadens nur nach 
freieſtem Ermeſſen feſtgeſetzt werden könne. Die Kl. 
hat ihre Handelsniederlaſſung im Ausland. Ein 
ſolcher Gläubiger kann, bei verſpäteter 
Entrichtung eines ihm in inländiſcher 
Währung geſchuldeten Betrags von dem im 
Verzug befindlichen inländiſchen Schuld⸗ 
ner regelmäßig Erſatz des Schadens for⸗ 
dern, der ſich aus dem Kursrückgang des 
deutſchen Geldes zur Zeit der Zahlung 
gegenüber dem Zeitpunft des Verzußsein⸗ 
tritts am Orte ſeiner gewerblichen Nieder⸗ 
laſſung ergibt. Das Urt. RG. 96, 265 JW. 
1920, 49 gelangt zu dieſem Rechtsgrundſatz mit Hilfe 
der Erwägung, daß das inländiſche Geld im Ausland 
die Natur einer Ware annehme, deren Preis ſich nach 
dem Deviſenkurſe beſtimme. Ob dieſer Begründung 
beizupflichten iſt, bedarf hier nicht der Entſcheidung. 
Jedenfalls iſt es gerechtfertigt, den Grundſatz 
dann anzuwenden, wenn anzunehmen iſt, 
daß der ausländiſche Gläubiger das recht⸗ 
zeitig gezahlte inländiſche Geld in hei⸗ 
miſche Währung umgewandelt haben würde 
(f. Nußbaum in ZW. 1920 S. 13 insbeſ. S. 15). 
Gegen dieſe Annahme beſtehen hier keine Bedenken. 
Verfehlt iſt der Standpunkt der Bekl., welche den An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung des Kursunterſchiedes für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet, weil die Kl. im Vorprozeß noch 
im Jahre 1917, alſo nach der Verſchlechterung der 
deutſchen Valuta, ihren Anſpruch unter Zugrunde⸗ 
legung des Friedenskurſes berechnet habe. Ein Ver⸗ 
zicht auf den aus dem Sinken des Geld⸗ 
wertes entſtehende Schaden iſt daraus nicht 
zu entnehmen.“ 


0) Dazu Nußbaum JW. 1921, 704 A. 2. 
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b) RG. II 539/20 24. Mai 1921 JW. 1921, 1311554 
(entgegen OLG. Köln, 28. Okt. 1920, HanſRg. 1921, 64) 
ſagt: 

„Das BG. hebt ſelbſt hervor, es ſei anzunehmen, daß 
die Kl. das rechtzeitig gezahlte deutſche Geld in ihre 
eigene Währung umgeſetzt haben würde; auch wenn 
es von ihr zunächſt in Deutſchland belaſſen wäre, 
hätte ſie es ſicher von da zurückgezogen, bevor die 
Mark ihren liefſten Stand erreichte. Alsdann würde 
die Kl. doch durch den Verzug der Bekl. geſchädigt 
ſein. Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, daß 
unter Umſtänden, wie ſie hier feſtſtehen oder unter⸗ 
ſtellt werden, ein ausländiſcher Gläubiger Erſatz des 
Schadens verlangen kann, der ſich aus dem Kursrück⸗ 
gang des deutſchen Geldes zur Zeit der Zahlung 
gegenüber der Zeit des Verzugseintritts ergibt (vgl. 
RG. 98, 160, 164; RG. in ZW. 1920, 704). Eine 
Bevorzugung des Ausländers vor dem Inländer liegt 
darin nicht. Würde ein deutſcher Gläubiger 
beweiſen können, daß er das ihm geſchul⸗ 
dete Geld, wenn es ihm pünktlich gezahlt 
wäre, in fremder Währung umgeſetzt haben 
würde, fo ſtände ihm der gleiche Anſpruch 
zu. Wenn das BG. die Anwendung des 8 288 
Abſ. 2 BGB. auf Fälle wie die beſchränken will, wenn 
wegen der unterbliebenen Zahlung ein beſtimmtes Ge⸗ 
ſchäft nicht gemacht werden konnte oder der Gläubiger 
ſich das fehlende Geld zu ungünſtigen Bedingungen 
anderweit beſchaffen mußte, ſo iſt das willkürlich.“ 


e) RG. III 450/20 Juni 1920 ZW. 1921, 221 85). 


„Gewiß können Auslandmünzen in Einzelfällen 
den Charakter einer Ware annehmen und als ſolche 
gehandelt werden. Grundſätzlich ſtellen ſie aber 
nicht nur kraft ſtaatlicher Anordnung im 
Inlande, ſondern auch im internatio⸗ 
nalen Verkehr, d. h. auch in fremden Ger 
bieten ebenſo Zahlungsmittel dar wie 
Münzen einheimiſcher Währung. Daß ſie 
dort nicht immer den gleichen Wert und die gleiche 
Kaufkraft wie im Inlande beſitzen, ſondern Kurs⸗ 
ſchwankungen unterliegen, nimmt ihnen ihre Natur als 
Zahlungsmittel nicht. Wäre die Anſicht der Rev. rich⸗ 
tig, ſo würde der Umſatz einer Ware gegen aus⸗ 
ländiſches Geld nicht Kauf, ſondern ſtets Tauſch ſein. 
Eine ſolche Auffaſſung würde aber mit der des Ver⸗ 
kehrs, insbeſ. des internationalen Handels in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Der Verkäufer, der Zahlung in Aus⸗ 
landswährung vereinbart hat, betrachtet ſich nicht als 
Waren⸗, ſondern als Geldgläubiger und iſt es auch, 
und der Markſchuldner, der ſeine Geldverpflichtung in 
ausländiſcher Währung tilgt, leiſtet nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung ebenſo Zahlung, als wenn er ſich deutſchen 
Geldes bedient hatte (vgl. Nußbaum, Juriſtiſche 
Valutafragen ZW. 1920, 13 ff.). Auch der Kl. ber 
gehrt keine Ware, ſondern Bezahlung ſeiner Pro⸗ 
viſionsforderung in der ausbedungenen holländiſchen 
Währung, er macht ſich auch nicht eine nach der An⸗ 
ſtellung des Vorprozeſſes oder nach ſeiner rechtskräf⸗ 
tigen Erledigung eingetretene Wertſteigerung der hol⸗ 
ländiſchen Gulden wider Treu und Glauben zunutze, 
ſondern will wirtſchaftlich nur ſo geſtellt werden, wie 
er ohne den Verzug der Bekl. am 28. Dez. 1914 ge⸗ 
ſtanden hätte. Dies Verlangen iſt aber, wie bereits 
erörtert, berechtigt und wird auch durch den Vorprozeß 
und die Rechtskraft des in ihm ergangenen Urteils 
nicht beſeitigt.“ 


105 Siehe auch OLG. Hamburg 2. Dez. 1920, RO LG. 1921. 


Das letzterwähnte Urteil des RG. iſt beſonders bemer⸗ 
kenswert wegen ſeiner Auffaſſung, daß Geldmünzen fremder 
Währung im zwiſchenſtaatlichen Handel nicht als Ware gelten. 
Daraus ergeben ſich, worauf Nußbaum, JW. 1921, 22 A. 1, 
hinweiſt, bedeutſame Folgerungen. 


51) Dazu Nußbaum, JW. 1921, 1311 A. 5, dagegen Fuchs 
JW. 1922, 7. 
>) Dazu Nußbaum, 1921, 22 U. 1. 


. 


51. Jahrg. 1922 Heft 9] Schwebende Lieferverträge 651 


Rubelſcheine dagegen ſind im Anwendungsbereich des 
Geſ. betr. den Verkehr mit ruſſiſchen Zahlungsmitteln vom 
22. März 1919, RGBl. 321 und im Zweifel auch außerhalb 
es Anwendungsbereichs dieſes Geſ. Ware im Sinne der VO. 
dom 22. März 1920, RGBl. 334, Reichswirtſchaftsgericht 
GS. 19. März 1921, ZW. 1921, 6501 58). 


3. „Streiten Ausländer vor deutſchen Gerichten 
über eine in Markwährung eingeklagte 
vom Gericht ſelbſt feſtzuſetzende Schadens⸗ 
erſatzſumme, jo ſoll ihnen die Schwankung der 
deutſchen Valuta während des Rechtsſtreits weder Vor⸗ 
teil noch Nachteil bringen. Solchenfalls kann der Klage⸗ 
antrag nachträglich auch ohne Verzug entſprechend er⸗ 
höht werden. 


Das OLG. geht von dem Grundſatze aus, daß bei 
Streitigkeiten zwiſchen Ausländern dieſe Ausländer 
von Schwankungen der deutſchen Währung weder Vor⸗ 
teil noch Nachteil haben dürfen, falls es ſich nicht etwa 
um eine in Mark kontrahierte Schuld handelt — und 
zwar auch dann nicht, wenn ſie vor deutſchen Gerichten 
eine in Mark bezifferte Summe einklagen. Dieſer 
Grundſatz entſpricht der Billigkeit und iſt deshalb be⸗ 
rechtigt. Ein Kompromiß, daß dem entgegen der ge⸗ 
forderte Bergelohn in Mark ohne Rückſicht auf die 
internationale Bewertung der Mark feſtzuſetzen ſei, iſt 
in dem Verhalten der Parteien während des Prozeſſes 
nicht zu erblicken. Daß die Kläger in der zweiten 
Inſtanz (1920) auf den Einfluß der Währungsſchwan⸗ 
kungen eingegangen ſind, rechtfertigt nicht den Schluß, 
daß in erſter Inſtanz das behauptete Kompromiß ge⸗ 
ſchloſſen ſei. Hier handelt es ſich ferner darum, daß 
der Betrag des Bergelohnes vom Gericht überhaupt 
erſt feſtzuſetzen iſt, und zwar nach den Anträgen der 
Klägerinnen in Reichsmark. Dabei kann der inter⸗ 
nationale Wert der Reichsmark berückſichtigt werden, 
ohne daß es auf Verzug des Schuldners ankommt.“ 


RG. I, 181/20 29. Jan. 1921; Recht 1921, 1125. 


4. Solange die BRVoO. am 28. Sept. 1914 beſteht, 
kann ſich der Schuldner troß der Goldklauſel durch 
apiergeld befreien. Goldklauſel und Goldwertklauſel 
10 278/20 18. Dez. 1920 JW. 1921, 232: — RG. 101, 141. 
(Infolge des deutſch⸗ſchweizeriſchen Hypotheken⸗ 
fcb mm ens v. 9. Dez. 1920 iſt die Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidung eingeengt, gleichwohl aber noch groß. Nußbaum 
JW. 1921, 2291.) 

Die Klauſel: „Kapital und Zinſen ſind franko Zürich in 
deutſcher Reichswährung zahlbar und zwar auf ſpezielle An⸗ 
ordnung der Gläubiger in deutſcher Reichsgoldmünzen. 

Unrichtig iſt die Anſicht, die von den Parteien 
vereinbarte Goldklauſel ſei nicht als eigentliche 
Goldklauſel, ſondern als Goldwertklauſel auf⸗ 
zufaſſen, die Goldwertklauſel aber werde von der 
Verordnung nicht betroffen. Ob letzteres — wie das 
BR. allerdings annimmt — richtig iſt, bedarf nicht 
der Erörterung. Denn die Annahme des BG., 
daß hier keine Goldwertklauſel, ſondern eine 
eigentliche Goldklauſel vorliege, iſt nicht zu 
beanſtanden. Das BG. räumt ein, daß es der Bekl. 
nicht gerade darum zu tun geweſen ſei, die Zahlungen 
in Goldmünzen zu erhalten, ſondern daß ſie ſich mit 
der Goldklauſel in der Hauptſache nur gegen Kurs⸗ 
ſchwankungen habe ſichern wollen. Aber der Weg, den 
ſie zur Erreichung dieſes Zwecks gewählt habe, ſei ge⸗ 
rade der geweſen, daß fie die Schuldner ſich habe ver⸗ 
pflichten laſſen, auf Verlangen „in deutſcher Reichs⸗ 
goldmünze“ zu zahlen. Damit ſei ihr die Handhabe 
gegeben geweſen, ſich den Schuldnern gegenüber auch 
mit anderen Zahlungsmitteln aber nur in der Weiſe 
zufrieden zu geben, daß ſie dieſe nicht nach ihrem Nenn⸗ 
werte, ſondern nach ihrem Wertverhältniſſe zum Golde 
in Zahlung genommen habe. Aber die Verpflichtung 
der Schuldner ſei hierauf nicht gegangen, ſondern auf 
nicht mehr und nicht weniger wie auf Zahlung in Gold. 
Es habe wohl anſtatt oder neben dieſer Verpflichtung 
vereinbart werden können, daß die Schuld⸗ 


n, Dazu Nußbaum, JW. 1921, 650 A. 1. 


ner den Betrag zu zahlen hätten, der nach 
dem zur Zeit der Zahlung beſtehenden Wert⸗ 
verhältniſſe zum Golde dem geſchuldeten 
Betrage entſpreche. Aber eine ſolche Ver⸗ 
einbarung ſei nicht getroffen. Dieſe Auslegung 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. (Wird näher 
ausgeführt.) Dazu kommt, daß die Eintragung der Hypo⸗ 
thek in das Grundbuch unter Zugrundelegung der ver⸗ 
einbarten Goldklauſel, wenn in dem von der Bekl. jetzt 
als maßgebend bezeichneten Sinne zu verſtehen wäre, 
nicht hätte erfolgen können, da dann durch die Klauſel 
die Verpflichtung begründet worden wäre, außer dem 
Nennbetrage der Forderung in Reichswährung je nach 
dem Stande des Goldwertes ein darüber hinausgehen⸗ 
des, dem Betrage nach unbeſtimmtes Aufgeld zu zahlen, 
was dem Grundſatz widerſprochen hätte, daß der Be⸗ 
trag der Belaſtung aus dem Grundbuche hervorgehen 
muß (RG. 50, 145). 

Der BR. nimmt an, daß der Kl. auf Grund der 
BR VO. v. 28. Sept. 1914 zwar gegenwärtig zur Zah⸗ 
lung in Gold nicht verpflichtet, aber anderſeits nicht 
berechtigt ſei, ſich durch Zahlung von Papiergeld zum 
Nennbetrage zu befreien, und dieſe Anſicht hätte er 
damit begründet, daß die BRVoO. dieſe Auslegung zu⸗ 
laſſe, daß ſie als Ausnahmebeſtimmung eher einſchrän⸗ 
kend wie ausdehnend auszulegen ſei, und daß auf dieſe 
Weiſe eine Schädigung des Gläubigers verhütet werde. 
Dieſe Erwägungen ſind jedoch nicht für durchſchlagend 
zu erachten. Allerdings iſt in S1 der BRV O. die 
Unverbindlichkeit der vor dem 31. Juli 1914 getroffenen 
Vereinbarungen, nach denen eine Zahlung in Gold zu 
erfolgen hat, nur „bis auf weiteres“ angeordnet („ſind 
bis auf weiteres nicht verbindlich“). Aber dieſe An⸗ 
ordnung iſt nicht dahin zu verſtehen, daß der 
Anſpruch des Gläubigers auf Zahlung in 
Gold beſtehen bleibe und lediglich ſeiner 
Geltendmachung einſtweilen hinausge⸗ 
ſchoben ſei. Dies hätte, wenn es gewollt wäre, un⸗ 
zweifelhaft klarer ausgedrückt werden können und aus⸗ 
gedrückt werden müſſen. Vielmehr fanden die Worte 
„bis auf weiteres“ hier wie auch in anderen Kriegs⸗ 
verordnungen und Geſetzen ihre Erklärung darin, daß 
damit von vornherein zum Ausdruck kommen ſollte, daß 
die getroffene Anordnung nur als eine vorübergehende 
gedacht ſei, und daß eine Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes in Ausſicht genommen werde, ſobald die 
Verhältniſſe ſich ſo geändert haben würden, daß die 
Aufhebung der Anordnung angängig erſcheine. So⸗ 
lange daher eine ſolche Aufhebung nicht er⸗ 
folgt iſt, iſt die Goldklauſel unverbindlich 
und damit der Anſpruch des Gläubigers auf 
Befriedigung auf diejenige Leiſtung be⸗ 
ſchränkt, die er in Ermangelung der Gold⸗ 
klauſel zu beanſpruchen hätte. Daraus 
folgt aber, daß der Schuldner ſich nach Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit der Forderung durch 
Gewährung dieſer Leiſtung von ſeiner 
Schuld befreien kann. Die gegenteilige Auffaſ⸗ 
fung würde auch dem Zwecke der BRV. zuwiderlaufen. 
Auf Grund der BRVO. war daher der Kl. berechtigt, 
die Hypothek der Bekl. bei Verfall auch in Papiergeld 
zum Nennbetrag abzudecken. Eine andere Beurteilung 
kann hier auch nicht etwa deshalb Platz greifen, weil 
der Kl. die Fälligkeit der Hypothek durch ſeine Kün⸗ 
digung herbeigeführt hat. Denn hierzu war er nach 
den Darlehnsbedingungen berechtigt, und es iſt auch 
kein Verſtoß gegen Treu und Glauben darin zu fin⸗ 
den, und zwar um ſo weniger, als der Kl. mit Rück⸗ 
ſicht auf den Verkauf des Grundſtückes nach ſeinen un⸗ 
widerſprochen gebliebenen Darlegungen an der Ab⸗ 
tragung der Hypothek ein erhebliches Intereſſe hatte. 
Hiernach war zur Klage das Urteil des erſten Richters 
wiederherzuſtellen. Jedoch mit einer Einſchränkung. 
Es iſt — freilich erſt nach dem Schluſſe der dieſem 
Urteil zugrundeliegenden mündlichen Verhandlung — 
am 10. Dez. 1920 das Geſetz über das Abkommen 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, betr. 
ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſch⸗ 
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land uſw. vom 9. desjelben Monats (RGBl. 2023) 
in Kraft gekreten. Nach Art. 3 dieſes Abkommens 
ſind Gläubiger ſolcher Goldhypotheken, wenn ſie 
nach den Vorſchlägen des Art. 2 verfahren, berechtigt, 
nach Ablauf der daſelbſt in Lit. a vorgeſehenen Friſt 
die Rückzahlung der Hypothek in Gold zum Satz 
der deutſchen Goldwährung oder dergeſtalt in Papier⸗ 
geld zu verlangen, daß ſie für 100 geſchuldete Mark 
123,45 Schweizerfranken erhalten. Auch findet das 
Abkommen nach Art. 4 auf Goldhypotheken inſoweit 
Anwendung, als ſie vom Schuldner bereits gekündigt 
worden oder, aus Anlaß der Goldklauſel, Gegenſtand 
von gerichtlichen Urteilen geweſen ſind, ſofern der Gläu⸗ 
biger die Bedingungen von Art. 2 erfüllt.“ 


5. „Falls im Moment des Eintreffens der 
Zahlung am Erfüllungsort der Kurs der deut⸗ 
ſchen Währung in Baſel tiefer ſtehen ſollte, als 
am Tage der Auszahlung des Darkehns, fo hat 
der Schuldner den aus der Kursdifferenz ſich er⸗ 
gebenden Betrag an den Gläubiger zuentrichten.“ 
„Die Zinszahlung und Rückzahlung des Kapitals ſeitens des 
Schuldners haben zum feſten Kurſe von 123,50 Schweizer⸗ 
franken für je 100 Reichsmark zu erfolgen, zu welchem Kurſe 
auch die Auszahlung des Kapitals an uns erfolgt.“ 


Die in dieſen und ähnlichen Faſſungen auftretende Kurs⸗ 
garantieklauſel iſt von der Goldklauſel unabhängig. 
Sie iſt nicht ohne weiteres unwirkſam. Voraus⸗ 
ſetzungen der Unwirkſamkeit: 


a) RG. VI RG. 100, 79 = 229/20 30. Sept. 1920 JW. 
1921, 2291 5% jagt: 


Die Vertragsauslegung des BG., daß die Bekl. 
die Gefahr des Sinkens der deutſchen Valuta zu tragen 
habe, und daß dieſe Vereinbarung von der Gold⸗ 
klaufel unabhängig ſei, deshalb von der durch die 
deutſche Kriegsgeſetzgebung bewirkten Unmöglichkeit, in 
Reichsgoldmünzen zu zahlen, nicht berührt werde, ent⸗ 
ſpricht dem Wortlaute der Urkunde, iſt jedenfalls mög⸗ 
lich und nicht rechtsirrig. Die dagegen ſich richtende 
Bemängelung der Reviſion kann keine Beachtung fin⸗ 
den. Auf die bedenkliche Bemerkung des BG., daß die 
Parteien den Vertrag geſchloſſen hätten, auch wenn ſie 
den Sturz der deutſchen Währung, wie er eingetreten 
iſt, vorausgeſehen hätten, kommt nichts au. Es iſt wohl 
ausgeſchloſſen, daß die Bekl. im Jahre 1912 ſich zu einer 
ſolchen Vereinbarung in Erkenntnis der Folgen, wie 
ſie ſich herausgeſtellt haben, verſtanden haben würden. 
Für die Wirkſamkeit eines Vertrags iſt es 
aber regelmäßig ohne Belang, ob ihn die 
Parteien geſchloſſen haben würden, wenn 
ſie die ſpätere Entwicklung der Verhält⸗ 
niſſe, die ſich für eine von ihnen ungünſtig 
geſtaltete, vorausgeſehen hätten. Ohne 
Rechtsirrtum hat aber auch das BG. verneint, daß die 
Kl. wider Treu und Glauben oder das Anſtandsgefühl 
rechtlich und billig denkender Meuſchen verſtößt, wenn 
ſie ihr vertragsmäßiges Recht ausübt. Dies würde 
dann etwa anzunehmen ſein, wenn ſie in Aus⸗ 
beutung der unglücklichen deutſchen Wäh⸗ 
rungsverhältniſſe und der Notlage der Be⸗ 
klagten deren wirtſchaftliche Exiſt enz ver⸗ 
nichtete, um ſelbſt einen in ſich ungerecht⸗ 
fertigten und unangemeſſenen Gewinn dar⸗ 
aus zu ziehen; wenn ſie alſo einen Teil 
ihrer Geſchäfte endgültig in Deutſchland 
machte und die rieſigen Kurs vergütungen, 
die ihr zufallen, gar nicht zur Anſchaffung 
von Franken, ſondern in Deutſchland zum 
billigen Erwerb von Sachgütern oder zur 
Ausleihung auf ſolche mit unverhältnis- 
mäßigem Nutzen dauernd verwendete. Die 
darlegungs⸗ und beweispflichtige Bekl. hat aber keine 
greifbaren Unterlagen dafür beigebracht, daß ſich die 
Kl. anſtandswidrig auf ihre Koſten bereichere. Hin⸗ 


) Dazu Nußbaum, JW. 1921, 229 A. 1. Hedemann, 78. 
1921 889: Krückmann, JW. 1921. 1447. - 
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gegen hat die Kl. vorgetragen, ohne einem Widerſpruch 
der Bekl. zu begegnen, daß ſie die Darlehnsbeträge in 
Franken zu Buch ſtehen habe, und die dafür ausge⸗ 
gebenen Pfandbriefe und die Obligationen in Franken⸗ 
währung verzinſen müſſe. Dies iſt nach der Natur 
des Hypothekenbankgeſchäfts dahin zu ergänzen, daß 
ſie gegebenenfalls die Pfandbriefe und Obligationen 
in Frankenwährung auch einlöſen muß. Hierzu würde 
ſie aber nicht oder nur unter eigenen großen Ver⸗ 
luſten imſtande ſein, wenn ihre deutſchen Darlehns⸗ 
ſchuldner mit dem Nennwert ihrer kranken Valuta ihren 
Verpflichtungen nachkommen dürften. Wenn auch ein 
Schutz des deutſchen Valutaſchuldners wünſchenswert 
wäre, ſo würde es doch unbillig und für den deutſchen 
Kredit verderblich ſein, ihn, wie es das LG. getan hat, 
105 auf Koſten des ausländiſchen Gläubigers zu 
uchen. 


b) RG. VI 213/20 29. Nov. 1920 JW. 1921, 2312: 


„Bereits in der Berufungsinſtanz hatte der Kl. geltend 
gemacht, das Verhalten der Bekl. verſtoße gegen die 
guten Sitten. Sie wollte das Unglück Deutſchlands 
und den dadurch herbeigeführten ſchlechten Kursſtand 
ausnutzen, um einen übermäßig hohen Gewinn zu er⸗ 
zielen. Das BG. hat dieſen Einwand damit zurück⸗ 
gewieſen, daß die Bekl. berechtigt ſei, die Rückzahlung 
des Darlehns in Schweizerfranken zu fordern. Wenn 
ſie von dieſem Rechte Gebrauch mache, verſtoße ſie 
nicht gegen die guten Sitten, denn der Schaden, der 
dem Kl. daraus erwachſe, ſei nicht von ihr verurſacht, 
ſondern lediglich eine Folge des ſtark geſunkenen Wer⸗ 
tes der deutſchen Währung. Die Reviſion rügt dem⸗ 
gegenüber, die Bekl. wolle das Geld wieder im In⸗ 
lande anlegen, damit ſei nach einer Entſcheidung des 
RS. (VI 229/20) ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
gegeben. Die Vorausſetzungen treffen für den vor⸗ 
liegenden Fall nicht zu. Das BG. hat aus der Schuld⸗ 
urkunde und dem Briefwechſel entnommen, daß die 
Bekl. das auszuzahlende Marktapital ſich durch Hin⸗ 
gabe von Schweizerfranken verſchafft hat und in ihren 
Büchern Frankenrechnung führt, weiter aber auch, daß 
die Forderung bereits vor Kriegsausbruch fällig ge⸗ 
weſen und die heutige außerordentliche Kursdifferenz 
nur dadurch herbeigeführt worden iſt, daß verſchiedene 
Untftände die Auszahlung des fälligen Kapitals ver⸗ 
zögert haben. Nimmt man dazu, daß nicht die Bekl., 
ſondern der Kl. die Klage erhoben und dieſe erſt dem 
Anſpruche auf Löſchungsbewilligung ihren Anſpruch 
aus der perſönlichen Haftung entgegengeſetzt hat, ſo 
kann von einer Ausbeutung der ſchlechten deutſchen 
Währungsverhältniſſe oder der Notlage des Schuldners 
keine Rede ſein.“ 


c) In demſelben Sinne RG. VI 224/21 20. Okt. 1921 
Warn. 1922, 16318. 


6. Über Hypotheken in ausländiſcher Währung, 
ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland BayoObsG. 
30. April 1921 JW. 1921, 14591 85) — LZ. 1921, 573. 


III. ar le e Wie nach KG. JW. 
1920, 6572 und OLG. Cöln ZW. 1920, 910 = JW. 1921, 
645 iſt auch nach OLG. Frankfurt 25. Mai 1921 JW. 1921, 
13284 56) der auf ausländiſche Währung lautende Schuld⸗ 
titel nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung 
gewöhnlicher Geldforderungen ($ 803 ZPO.) zu 
vollſtrecken. 


IV. über den Streitwert einer eingeklagten Valuta⸗ 
forderung KG. 13. Okt. 1921 ZW. 1921, 14631. 


„Nach § 244 Abſ. 2 BED. iſt für den Kurswert der 
eingeklagten Zahlung der Zeitpunkt der tat⸗ 
ſächlich erfolgenden Zahlung maßgebend, wie 
auch das RG. neuerdings feſtgeſtellt hat. Danach emp⸗ 
fiehlt es ſich, die Streitwertfeſtſetzung früheſtens zur 
Zeit der Urteilsfällung vorzunehmen. In jedem Falle 


5) Dazu Nußbaum, JW. 1921, 1459 A. 1. 
de) Dazu Nußbaum, JW. 1921 1328 A. 4. 
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iſt für die jeweilige Feſtſetzung der zur Zeit geltende 
Kursſtand der däniſchen Krone maßgebend.“ 

Ferner OLG. Düſſeldorfs:) und OLG. Hamm, JW. 
1922, 170° und 1716, wonach bei Anſprüchen, die in fremder 
Währung ausgedrückt find, § 4 (oder § 6 Satz 1 ZPO.) nicht 
anzuwenden iſt. Dagegen OLG. Naumburg 11. Nov. 1920 
ROLE. 1921, 238; KG. 3. Dez. 1920 ROL G. 1921, 239. 


= 


Vierter Abſchnitt. 
Das Verbot der Preistreiberei‘®). 


J. Kettenhandel: 
A. Weſen. 


1. RG. 10. Jan. 1921 VI 378/20 Gruch. 1921, 336 28 
= 23. 1921, 230% faßt das Weſen des Kektenhandels 
nochmals wie folgt zuſammen und ſpricht ſich über die Be⸗ 
weis laſt aus: 


„Die BO. über den Kettenhandel v. 24. Juni 1916 


und v. 8. Mai 1918 wollen ein unnützes und nur eigen⸗ 
ſüchtiges Einſchieben von Zwiſchengliedern in den Ver⸗ 
teilungsprozeß auf dem Wege zwiſchen Erzeuger und 
Verbraucher (V.) ausſchalten, das die Ware dem letz⸗ 
teren nicht näher bringt und ſie ohne wirtſchaftliche 
Arbeit für die Zuführung an den V. dieſem regel⸗ 
mäßig ungebührlich verteuert; ſie wollen keineswegs 
jeden Zwiſchenhandel unmöglich machen, der ſtets be⸗ 
ſtanden hat, den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen entſpricht 
und gar nicht entbehrt werden kann. Nicht in jedem 
Falle darf zwiſchen dem Erzeuger und dem V. nur ein 
Großhändler und der Kleinhändler die Ware weiter⸗ 
geben. Wie RGGSt. 50, 261, 51, 56, 53, 1; RG. 96, 
343, 98, 1 und 61, 99, 50 ausgeführt ift, iſt es nur 
die unnütze unwirtſchaftliche Vermehrung der Zwiſchen⸗ 
glieder durch Käufe zwiſchen ſich gleich ſtehenden Händ⸗ 
lern, die dadurch getroffen werden ſoll. Nicht unnütz 
iſt der Zwiſchenhandel, wenn er die Ware örtlich der 
Bedarfsſtelle näherbringt und einem anderen Kunden⸗ 
kreiſe zugänglich macht (RG. 96, 344). Die Entſchei⸗ 
dung des RG. Warn. 1920, 93 faßt den Tatbeſtand 
des verbotenen Kettenhandels zuſammen als eine 
unlautere Machenſchaft (Vo. v. 8. Mai 1918 
85 Abſ. 1 Nr. 3), durch welche in den An⸗ 
ſchauungen ehrbarer Kaufleute widerſpre⸗ 
chenderweiſe unter ſelbſtſüchtiger Aus⸗ 
nützung der beſonderen Verhältniſſe der 
Kriegswirtſchaft mit ſchuldhaft herbeige⸗ 
führter Preisſteigerung der Weg vom Er⸗ 
zeuger zum V. verlängert und für die Ge⸗ 
meinwirtſchaft zwecklos eine Mehrheit von 
gleichartigen Funktionären des Handels⸗ 
verkehrs eingeſchoben wird. Die Umſtände des 
Falles entſcheiden, ob in dieſem Sinne ein unnützes 
Einſchieben vorliegt. Die Beweislaſt trifft für alle 
Tatbeſtandsmerkmale die Partei, die ſich darauf beruft 
(RG. Warn. 1919, 44).“ 


2. Über den Begriff des Kettenhandels im allgemeinen 
R RG. 20. Dez. 1920, VI 394/20 L. 1921, 2647, ferner 
a 30. Nov. 1920 II 226/20 RG. 101, 44 = ZW. 1921, 
11 56, OLG. Breslau, ZW. 1921, 685158), RG. 6. Mai 1921 
19: 561/20 (zwiſchen Großhändler und Kleinhändler), 23. 
1 a 5678, 19. April 1921, II 412/20 83. 1921, 4911; 
> Okt. 1921 II 181/21 LZ. 1922, 265 und RG. 7. Okt. 
11 0 III 144/21 JW. 1922, 925 60). Der letzte Entſcheid 


— 


*) Dazu Kaufmann, ZW. 1922, 170 A. 5 

) Feiſenberger, Zum Begriffe Preis im Sinne $ 1 Nr. 4 
Preistrd. 23. 1921, 136, 409; Schneidewin, Eine Wendung in 
m. Rechtſprechung über den Kettenhandel JW. 1921, 388; Waſſer⸗ 
Be un, Lg. 1921, 406; Waſſermann, Beiträge zur zivilrechtlichen 
Preigeilung der Tatbeſtände der Preistr VO. Recht 1921, 104; Zeiler, 

eistreibereifragen an einem Zahlenbeiſpiel LZ. 1921, 425. 
oe) Dazu Plum, JW. 1921, 685 A. 1. 
0) Dazu Alsberg, JW. 1922, 92 A. 5. 
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„Bereits in RG. 99, 50 iſt ausgeſprochen, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht jeden allenfalls entbehrlichen Zwiſchen⸗ 
handel ausſchalten wolle, insbeſondere nicht seinen 
Zwiſchenhandel, deſſen Umgehung eine weniger gute 
und weniger gerechte Verteilung der Ware befürchten 
läßt, als es diejenige war, welche bisher mit ſeiner 
Hilfe und der einer altbewährten Handelsorganiſation 
erfolgte. Die Allgemeinheit hat ein Intereſſe daran, 
daß die alten Kanäle und Wege, auf denen ihr eine 
Ware bisher in einer den Bedürfniſſen der Verbraucher 
entſprechende Weiſe zugeführt wurde, jedenfalls dann 
nicht plötzlich verſtopft und abgeſchnitten werden, wenn 
ſie mit einer damit verbundenen nur geringen Ver⸗ 
billigung für einzelne Abnehmer zugleich die Gefahr 
einer unregelmäßigen und ungleichmäßigen Beliefe⸗ 
rung ganzer Bedarfsbezirke in den Kauf nehmen muß. 
Zum Tatbeſtande des Kettenhandels genügt daher nicht 
die Möglichkeit des Ausſchluſſes eines Zwiſchenhandels 
im Einzelfalle, gehört vielmehr deſſen völlige Zweck⸗ 
loſigkeit für die Volkswirtſchaft, ſein Einſchieben in 
den Verteilungsprozeß ohne den geringſten Nutzen für 
die Allgemeinheit lediglich aus eigenſüchtigen Beweg⸗ 
gründen.“ 


3. RG. 31. Jan. 1921, II 384/20 JW. 1921, 6277 61) 
— 23. 1921, 3427 hebt hervor 


a) Beim Kettenhandel kommt es darauf an, daß das 
Geſchäft zwiſchen den Parteien kettenhändleriſch iſt, 
unabhängig davon, ob etwa vorher oder nachher lie⸗ 
gende Verkäufe derſelben Ware ſich als Kettenhandel 
darſtellen oder nicht 


b) Für einen Fall, der auf die gleiche wirtſchaft⸗ 
liche Funktion des Veräußerers und des Käufers hin⸗ 
weiſt, hat, wer eine beſondere und nützliche Stellung 
im Verteilungsprozeſſe geltend machen will, die hier⸗ 
für ſprechenden Umſtände darzulegen und zu beweiſen. 


So auch: RG. 1. März 1921, II 312/20 RG. 101 = 
3 Recht 198, 1785 

„Wenn die Großhändler an verſchiedenen Orten woh⸗ 
nen, bedarf es immer der Darlegung beſonderer Um⸗ 
ſtände, die gleichwohl das Verbringen der Gegenſtände 
von einem Verbraucherkreis in den anderen als un⸗ 
nötig und unwirtſchaftlich erſcheinen laſſen.“. Sit 
ein beſtimmter Teil der gekauften Ware 
nicht ausſcheidbar und als Gegenſtand des 
Kettenhandelgeſchäfts nachweisbar, weil 
dieſe Waren ebenſogut dem erlaubten Ankauf zugehören 
können, ſo kann kein Teil des Vertrages als nichtiges 
Geſchäft ausgeſchieden werden. - 


Ebenſo RG. 24. Febr. 1921 VI 516/20, JW. 1921, 
896 62) — Warn. 1921, 721, II 414/20 11. März 1921 
Recht 1921, 2496, 25. Juni 1921 I 9/21 JW. 1922, 924 68) 
(ehe der BR. derartig ſchwerwiegende Feſtſtellungen [wie das 
Vorliegen von Kettenhandel] treffen durfte, hätte er an Hand 
der Behauptungen der Parteien die konkrete Sachlage genau 
ermitteln follen), BayObLG. München 27. Juni 1921 JW. 
1921, 13707 64) (hier auch über Kettenhandel mit gebrauchten 
Gegenſtänden). 


4. Über Geſchäfte zwiſchen Großhändlern auch RG. II 
584/20 7. Juni 1921 Recht 1921, 2494; I 398/20 21. Mai 
1921 Warn. 1921, 133, VI 227/21 26. Sept. 1921 22. 
1921, 690° — Warn. 1921, 1661”. Großhändler, der bon 
engliſchem Einführer gekauft, verkauft an Großhändler des⸗ 
ſelben Wirtſchaftsgebietes, I 9/21 25. Juni 1921 JW. 1922, 
924; II 109/21 14. Okt. 1921 NG. 103, W 1922, 
244, 29. Okt. 1921, JW. 1921, 285“ OLG. Hamburg, Hanſ⸗ 
G3. 1921, H. 8 = Recht 1921, 1814, kein Kettenhandel, 
wenn der Käufer über zahlreichere und beſſere Abſatzmöglich⸗ 
keiten als der Verkäufer verfügt. OLG. Hamburg, HanſcgZ. 
1921, H. 32 — Recht 1921, 1813, kein Kettenhandel, wenn 


— — 


er) Dazu Plum, JW. 1921, 627 A. 7: 
6) Dazu Plum, JW. 1921, 896 A. 7. 
46) Dazu Bloch, JW. 1922, 92 A. 4. 
6) Dazu Plum, IW. 1921, 1370 A. 7. 
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Käufer durch Makler an Verbraucher abſetzte. Von dieſen 
Entſcheiden ſind beſonders zu beachten: 


a) JW. 1922, 924 


„Eine Tätigkeit aber, welche darauf ge- 
richtet iſt, einem Gebiete, welches wegen 
einer dem Bedarf nicht entſprechenden 
Warenzuführung beſonders aufnahme⸗ 
fähig und warenhungrig iſt, Waren zuzu⸗ 
führen, muß als eine wirtſchaftlich nütz⸗ 
liche, die Intereſſen der dortigen Ver⸗ 
braucher fördernde und deshalb auch den 
lokalen Warenumſatz beſchleunigende 
Handlung angeſehen werden. Daß zwei 
Perſonen in der Kette des Waren umſatzes 
die wirtſchaftlich gleiche Funktion des 
Großhändlers haben, begründet auch 
keineswegs die Vermutung für das Vor⸗ 
liegen des Kettenhandels, beſonders wenn 
lokal verſchiedene Abſatzgebiete in Frage kommen. Bei 
vielen Waren iſt es eine wirtſchaftlich nützliche Hand⸗ 
lung, wenn die Ware durch mehrere Großhändler⸗ 
hände läuft; es iſt hierbei auch auf die Ge⸗ 
pflogenheiten, mie “fie vor dem Kriege 
herrſchten, Rückſicht zu nehmen, namentlich 
auch darauf, ob nicht bereits während der Friedens⸗ 
zeit Großhändler in holzarmen Bezirken exiſtierten, 
welche notgedrungen von Großhändlern holzreicher Be⸗ 
zirke ihr Holz bezogen, um es ihrem lokalen Bezirke 
zuzuführen. Wollte man während des Krieges als⸗ 
dann die Tätigkeit ſolcher Großhändler ausſchalten, 
ſo würde dies zu ſchweren wirtſchaftlichen Schädi⸗ 
gungen und mangelhafter Verſorgung warenarmer Be⸗ 
zirke führen müſſen, da die Detailliſten und die 
Verbraucher nicht ohne weiteres die Bezugsquellen von 
entfernt wohnenden Großhändlern kennen und es des⸗ 
halb an der Zuleitungs möglichkeit der notwendigen 
Waren fehlen würde. Im Sinne des Kettenhandels 
iſt es eine der ſchließlichen Waren verteilung 
nützliche und keineswegs nur als eigen⸗ 
nützige Handlungsweiſe zu bewerten, wenn 
ein ee ſeine beſondere Kenntnis 
von Bezugsquellen und Abſatzgebieten ver⸗ 
wertet und dadurch fördernd in den Ver⸗ 
teilungsprozeß eingreift.“ 


b) JW. 1922, 244: 


„Der erkennende Senat hat wiederholt ausgeſprochen, 
daß darin, daß der Kaufhandel zwiſchen Großkaufleuten 
derſelben Plätze abgeſchloſſen wird, ein ſtarkes An⸗ 
zeichen für das Zwiſchenſchieben eines unnützen Glie⸗ 
des in der Kette des Abſatzes liege. Aber mehr als 
eine Vermutung iſt das nicht. Immer kommt es 
auf die beſondere Lage des Falles an, und 
es iſt der zutreffende Standpunkt des Vorderrichters, 
daß er — im übrigen in tatſächlicher Würdigung der 
Verhältniſſe — aus der ganzen Stellung des 
Geſchäftes der Kl., ſeiner Art und ſeinem 
Umfang den Schluß zieht, daß dieſe ſehr 
wohl in der Lage geweſen und darauf aus⸗ 
gegangen fein kann, mit dem Ankauf, ob⸗ 
wohl er am Platze erfolgte, die Ware in 
wirtſchaftlich nicht zu beanſtandender Weiſe 
dem Konſum näher zu bringen.“ 


c) JW. 1922, 2851, wonach Zuführung der Ware in 
einen anderen Verbraucherbezirk nicht unter allen Umſtänden 
Kettenhandel ausſchließt. 


5. Nach RG. II 40/21 28. Juni 1921, RG. 102, 297 
— Recht 1921, 2495 liegt auch dann kein Kettenhandel vor, 
wenn ein Gewerbetreibender Rohſtoffe kauft, um ſie für be⸗ 
ſtimmte ihm übertragene Arbeiten zu verwenden, dieſe Stoffe 
nachträglich mit 5% Gewinn weiterverkauft, weil er ſie zu 
ſpät, um ſie für die Arbeiten verwenden zu können, er⸗ 
halten hat. 


6. Zum Begriff der Preisſteigerung beim Ketten⸗ 
handel. 


a) BayO5L®. 12. Juli 1920, JW. 1921, 173465). 


„Die ziffernmäßige Feſtſtellung des beim Weiterverkauf 
vorgenommenen Preiszuſchlages iſt für das Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der Preisſteigerung nicht weſentlich, 
vielmehr liegt eine ſolche ſchon vor, wenn der Täter 
die Ware dem ordnungsmäßigen Verkehr lediglich in 
der Abſicht, ſie ihm zu einem höheren Preiſe wieder 
zuzuführen, entzogen hat, alſo ſchon mit dem in dieſer 
Abſicht vorgenommenen Ankauf, führt er ſie ſodann zu 
dem erhöhten Preiſe dem Verkehr wieder zu, ſo geſchieht 
dies mit der ſelbſtverſtändlichen Folge, daß der fie, 
abnehmende Kleinhändler ſie nur mit einem weiteren 
Aufſchlag an den Verbraucher wieder abſetzen wird 
(RG. 50, 271; 52, 268).“ 


b) RG. 1D 429/20 VIII 18. Okt. 1920 JW. 1921, 
4025 66). 


„Der Marktpreis“ oder der „Verkehrswert“ der Ware 
— beide Bezeichnungen laufen im Ergebnis auf das⸗ 
ſelbe hinaus, weil der Verkehrswert in den auf die 
Warengattungen bezüglichen Handelsgeſchäften zum 
Ausdrucke kommt — ſcheiden regelmäßig für die Er⸗ 
mittlung des „Preiſes“, der nicht geſteigert werden 
darf, aus; gegenüber dem Zwecke des Geſetzes, trotz 
der Knappheit der Waren und der Notlage des Marktes, 
die Warenverteuerung zu hindern, haben die Erſchei⸗ 
nungen des Marktes, die gerade hierdurch beeinflußt 
ſind, keine maßgebende Bedeutung für die Beurteilung 
der Zuläſſigkeit von Preiserhöhungen.“ 


So auch: 
c) RG. 9. Nov. 1920 IV 560/20 Recht 1921, 1035: 


„Durch § 1 Nr. 4 Preis TrVO. iſt der Kettenhandel als 
Erfolgsvergehen ausgeſtaltet; der Preis muß geſteigert 
ſein; darunter kann nach den Grundſätzen, die in ſtän⸗ 
diger Rechtſprechung vertreten find, niemals der unter 
dem Druck einer Notmarktlage zuſtandegekommene Preis 
(Marktpreis, Verkehrswert) verſtanden werden. Wie 
die Rechtſprechung für den Vorſatz des Kettenhändlers 
annimmt, genügt es, daß der jeweils in Frage kom⸗ 
mende beſtimmte Warenpoſten infolge der wirtſchaft⸗ 
lich unnützen, aus Eigenſucht herbeigeführten Verlän⸗ 
gerung der Händlerkette von dem Verbraucher zu einem 
höheren Preis erworben werden muß, als er ohne das 
Einſchieben des Kettenhändlers zu zahlen gehabt hätte.“ 


d) Bay obs. 9. Dez. 1921 JW. 1921, 5821 er), 


„Der in §1 Nr. 4 Preis TrVO. v. 8. Mai 1918 vor⸗ 
ausgeſetzte Erfolg der Preisſteigerung tft vom Angekl. 
auch wirklich herbeigeführt; und zwar in dem Sinn, 
daß durch ihn der Verbraucherpreis geſteigert wurde. 
Denn dieſer iſt es, der bei der Anwendung jener Straf⸗ 
vorſchrift ins Auge zu faſſen iſt, nicht der Verkehrs⸗ 
wert, der weſentlich mit dem Marktpreis zuſammen⸗ 
fällt, und wegen ſeiner Abhängigkeit von den Verhält⸗ 
niſſen der kriegszeitlichen Notmarktlage bei Beachtung 
des Zwecks der Preiswuchergeſetzgebung ebenſowenig 
als Maßſtab für die Preisſteigerung nach §1 Nr. 4 der 
VO., wie als Maßſtab für die Beurteilung des über⸗ 
mäßigen Gewinns nach 8 1 Nr. 4 der BD. verwendet 
werden kann.“ 


e) Ebenſo Bayd bo. 7. März 1921, JW. 1921, 132565) 
und OLG. Dresden 23. Nov. 1921 L. 1922, 863. 


f) Dagegen RG. 15. April, 12. Mai 1920 I 66/20 
SW. 1920, 840 6), wo es heißt: 


„Der Tatbeſtand (des 8 1 Nr. 4 Preis Tro.) verlangt 
den Eintritt einer Preisſteigerung. Dieſe Steigerung 
muß auf den Preis bezogen werden, den der Ver⸗ 
braucher zahlen ſoll. Denn der Zweck der Straf⸗ 
beſtimmung in § 1 Nr. 4 iſt es, eine unwirtſchaftliche 
Verteuerung zu verhüten. Eine ſolche Preisſteigerung 


66) Dazu Alsberg, JW. 1921, 173 A. 4. 

66) Dazu Waſſermann, JW. 1921, 402 A. 8 
7) Dazu Kirchberger, JW. 1921, 582 A. 1. 
e) Dazu Plum, JW. 1921, 1325 A. 2. 

eo) Dazu Alsberg, JW. 1921, 840 A. 9. 


I. Jahrg. 1921 Heft 9) 


Schwebende Lieferverträge 


655 


im Sinne der Vorſchrift liegt daher nicht vor, wenn 
trotz der Einſchiebung überflüſſiger Glieder zwiſchen 
Erzeuger und Verbraucher der Preis, den der letztere 
zahlt, den Verkehrswert der Ware nicht überſteigt, oder 
ſogar noch unter dieſem zurückbleibt.“ 


g) RG. 1. Nov. 1921 V 938/21 JW. 1922, 298: Maß⸗ 
geblickkeit des Marktpreiſes, wenn der tatſächliche Einkaufs⸗ 
preis als Berechnungsgrundlage ausſcheidet. 


B. Wirkung des Kettenhandels. 


1. 1. März 1921, II 482/20, RG. 101, 418. 


„Die bewußte Verwirklichung des gegen das Geſetz 
verſtoßenden Tatbeſtandes durch beide Teile iſt Vor⸗ 
ausſetzung der Nichtigkeit des zwiſchen den Par⸗ 
teien abgeſchloſſenen Geſchäftes gemäß § 134 BGB., 
wie der erkennende Senat ſchon mehrfach (RG. 98, 1) 
in bezug auf den Kettenhandel ausgeſprochen hat.“ 


So auch 10. Juni 1921 II 595/20 Lg. 1921, 690. 


„Wenn das Kaufgeſchäft nichtig ſein ſollte, war der 
beſtimmte, nicht bloß der bedingte Vorſatz 
des Bekl. von dem gemeinwirtſchaftlich ver⸗ 
werflichen Vorhaben des Kl. und die Feſtſtellung 
ſeiner auf Förderung dieſes Vorhabens gerichteten Ab⸗ 
ſicht erforderlich.“ 


2. 30. Nov. 1920 II 226/20 RS. 101, 44 = JW. 1921, 
3956 70). 


Beim nichtigen Kettenhandelsgeſchäft laſſen die 
Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung eine 
Rückforderung des Gezahlten nicht zu. 

„Der Anſpruch ſcheitert ſchon an 8817 Satz 2 
BGB., denn das Kettenhandelsverbot richtet ſich keines⸗ 
wegs nur gegen den Abſchluß des obligatoriſchen Ver⸗ 
trags, ſondern auch gegen die Erfüllungsgeſchäfte. Auch 
die Entrichtung und Annahme des den Preisaufſchlag 
enthaltenden Kaufpreiſes trägt dazu bei, den volkswirt⸗ 
ſchaftlich ſchädlichen Erfolg, nämlich die Verteuerung 
der Ware herbeizuführen. Eventuell würde die Rück⸗ 
forderung durch 8814 BGB. ausgeſchloſſen fein, da 
das BG. bedenkenfrei weiter feſtſtellt, daß der Kl. ſeine 
Nichtverpflichtung zur Zahlung gekannt hat.“ 


5 Ebenſo RG. 6. Mai 1921 II 561/20 LZ. 1921, 5673, 

o es heißt: 
„Wird objektiv und ſubjektir unerlaubter 
Kettenhandel bezüglich beider Parteien feſtgeſtellt, ſo 
verwirkt der Käufer das Recht zur Rückfosderung des 
bezahlten Kaufpreiſes, weil auch die Entrichtung des 
den Preisaufſchlag enthaltenden Kaufpreiſes dazu bei⸗ 
trägt, den volkswirtſchaftlich ſchädlichen Erfolg, näm⸗ 
105 die Verteuerung der Ware herbeizuführen.“ RG. 

5 


dd 3. RG. 4. März 1921 IV 391/20 RG. 101, 381 ſagt 
r die Nichtigkeit: 


„Nach der Rechtſprechung des RG. iſt ein ſolches Ge⸗ 
ſchäft jedenfalls dann nichtig, wenn auf beiden 
Seiten bewußt der Tatbeſtand verwirklicht wird, 
der dem Geſetze oder den guten Sitten zuwiderläuft 
(ſo RG. 98, 2), wenn beide Teile die Kenntnis von 
dem Vorliegen der objektiv vom Geſetz miſbilligten 
Tatbeſtandsmomente und den Willen haben, ſie zu 
verwirklichen.“ 


4. Daß der Verkäufer nicht zuerfüllen braucht, 
n er nach dem Vertragsſchluß erkennt, daß 
andere Vertragsteil mit der Ware Preis⸗ 
ertcher oder Kettenhandel treiben will, iſt wieder 
. RG. II 565/20 22. April 1921 Recht 1921, 2493 
1921 M6. 303/20 1 Juni 1921 33.1922, 91°") Warn, 
und „134115; RG. II 40/21 28. Juni 1921 RG. 102, 292 
RG. IT 295/20 10. Juni 1921 23. 1921, 690 
— 


wen 
der 


—— 


0 Dazu Part ſch, JW. 1921, 395 A. 6. 
) Dazu Plum, ZB. 1922, 91 A. 2. 


II. Höchſtpreiſe. 

1. RG. 18. April 1921 III 558/20 Warn. 1921, 988 
Anwendbarkeit der inländiſchen Höchſtpreisverordnungen auf 
Auslaudsware. 


2. OLG. Köln 18. Nov. 1920 JW. 1921, 47715 72) Ver⸗ 
rechnung einer beim Verkauf unter Höchſtpreisüberſchreitung 
gemachten Vorauszahlung nicht als Zahlung auf den ver⸗ 
einbarten Kaufpreis, ſondern als Sicherheitsleiſtung auf 
den Kaufpreis und Unanwendbarkeit des $ 817 S. 2 BGB. 


3. Darüber, daß 8817 S. 2 ſich nicht auf Sicher⸗ 
heitsleiſtungen bezieht, ſiehe auch RG. 8. Jan. 1921 I 
253/20 JW. 1921, 461. —= Warn. 1921, 11158. 


e 4. Landesgeſetzliche Höchſtpreisbeſtimmungen 
für Kohlen ſind ſeit dem Inkrafttreten des Reichsgeſetzes 
über die Regelung der Kohlenwirtſchaft v. 23. März 1919 
ungültig. OLG. Dresden JW. 1922, 1082 75). 


III. über den Begriff von Lieferungen nach dem 
Auslande im Sinne des 8 19 Preis TrVO., worauf 
die Beſtimmungen der Preis Tro. und über Höchſtpreiſe 
keine Anwendung finden, insbeſondere daß die Ausnahme, 
die 8 19 dem Ausfuhrgeſchäft gewährt, auch für die Zwiſchen⸗ 
händler, Makler und Agenten beſteht: 


1. KG. 4. Nov. 1920 JW. 1921, 4112 74); RG. 19. Nov. 
1920 II 180/20 JW. 1921, 1693 7) — RG. 100, 235; RG. 
28. Jan. 1921 II 295/20 23. 1921, 308; RG. 4. März 1921 
III 392/20 RG. 101, 381. In dem letzten Urteile heißt es: 


„Nach den Ausführungen des zweiten Zivilſenats in 
RG. 100, 235, denen ſich der erkennende Senat aus⸗ 
ſchließt, bezieht ſich der $19 zwar nicht nur, wie 
das BG. im Anſchluß an Schäfer, Verordnung 
gegen Preistreiberei S. 398 § 19 Anm. 2 und DIZ. 
1919 Sp. 85 angenommen hat, auf ſolche Liefe⸗ 
rungs verträge, die mit dem ausländiſchen 
Käufer ſelbſt abgeſchloſſen ſind und die 
Lieferungen unmittelbar nach dem Auslande 
zum Gegenſtande haben, ſondern muß nach 
dem der ganzen Verordnung zugrunde liegenden Rechts⸗ 
gedanken und dem von ihr verfolgten Zwecke, dem 
inländiſchen Verbraucher ausreichend Gegenſtände des 
täglichen Gebrauchs zu angemeſſenen Preiſen zu ſichern, 
auch auf die der Lieferung nach dem Auslande 
vorausgehenden Geſchäftsabſchlüſſe entſpre⸗ 
chende Anwendung finden. Seine Anwendung auf dieſe 
ſetzt aber, wie der II. Zivilſenat ſagt, voraus, 
daß die Geſchäftsſchlüſſe ausſchließlich und 
ernſtlich der Ausfuhr der Ware nach dem 
Ausland dienen, und daß die Möglichkeit, 
die Ware gegebenenfalls auch an den in⸗ 
ländiſchen Verbraucher abzugeben, ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. In dem vorliegenden Falle war nun, 
anders als in dem vom II. Zivilſenat entſchiedenen, der 
Kl. dem Bekl. gegenüber nicht rechtlich verpflichtet, die 
Ware nicht im Inland abzuſetzen, ſelbſt wenn der letztere 
von der Abſicht des erſteren, die Wecker nach Frankreich 
zu verkaufen, Kenntnis gehabt haben ſollte. Der Kl. 
hatte vielmehr völlig freie Hand, wo er die Ware ab⸗ 
ſetzen wollte. Er hatte auch keine ſonſtigen Umſtände 
behauptet, die das Geſchäft als eine mittelbare Liefe⸗ 
rung nach dem Auslande kennzeichnen könnten, wie ſie 
z. B. von Nord in dem Aufſatze HanſRZ. 1919 Sp. 78 
aufgeführt werden: Art der Verpackung, beſondere, nur 
für das Ausland in Betracht kommende Beſchaffenheit 
der Ware, ausſchließliche Auslandkundſchaft des Käu⸗ 
fers u. dgl. Wollte man ſich in einem Falle, wie er 
hier vorliegt, den 8 19 für anwendbar erachten, jo 
würde der Umgehung der Verordnung Tür und Tor 
geöffnet ſein.“ 
III. Schleichhandel. 
Rechtsgeſchäfte, die durch Höchſtpreisüberſchreiten gegen 
die SchleichhandelsVO. v. 7. März 1918 verſtoßen, ſind 


22) Dazu Kirchberger, JW. 1921, 477 A. 15. 
28) Dazu Heinemann, JW. 1922, 108 A. 2. 
) Dazu Alsberg, JW. 1921, 411 A. 2. 

) Dazu Hachenburg, JW. 1921, 169 A. 3 
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nichtig. RG. 29. Okt. 1921 1101/21 RG. 103, 108 76) be⸗ 
gründet dies ſo: 


„Gegenüber den in der Verordnung gegen Preis⸗ 
treiberei v. 8. Mai 1918 (RGBl 395) behandelten 
Vergehen, insbeſondere der Höchſtpreisüberſchreitung, 
haben die Verſtöße gegen die Schleichhandelsverordnung 
v. 7. März 1918 einen eigentümlichen und ſelbſtän⸗ 
digen Charakter. Während die Preistreibereiverordnung 
vornehmlich die Ausbeutung der einzelnen Käufer be⸗ 
kämpft, wollte die Schleichhandelsverordnung dem 
Schutze der Allgemeinheit vor einer umfangreichen Ab⸗ 
wanderung rationierter Waren an den Meiſtbietenden 
dienen (Alsberg S. 189), deſſen Preiswucher letzten 
Endes eine breite Schicht des verbrauchenden Publi⸗ 
kunis zu tragen hat. Demgemäß kann ein mittels 
Höchſtpreisüberſchreitung begangener Ver⸗ 
ſtoß gegen die Schleichhandels verordnung 
nicht, wie das bei der bloßen Überſchreitung 
der Höchſtpreiſe nach der Preistreiberei⸗ 
verordnung angenommen iſt (RG. 88, 251; 
89, 197; 98, 294; vgl. auch 97, 82), durch eine 
Herabſetzung der vereinbarten Preiſe auf 
das erlaubte Maß unter Aufrechterhaltung 
des übrigen Vertrags erledigt werden. Viel⸗ 
mehr richtet ſich die Schleichhandelsverordnung vom 
7. März 1918 gegen eine beſonders geartete, die Ge⸗ 


„e) Dazu Plum, JW. 1922, 91 A. 2. 


3 Schwebende Lieferverträge Juriſtiſche Wochenſchriſt 


fahr der Wiederholung und einer größeren Ausdehnung 
in hohem Maße in ſich tragende Durchkreuzung der im 
Intereſſe der Allgemeinheit zur Kriegszeit getroffenen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen und will dieſe Durch⸗ 
kreuzung als ſolche, d. h. die Schleichhandelsgeſchäftk, 
möglichſt verhindern (Alsberg S. 192). Denn eine 
Abet erdelkung der Schleichhandelsgeſchäfte unter 
entſprechender Herabſetzung der Vertragspreiſe würde 
den Schleichhändler in feinem gemeingefährlichen Tre! 
ben beſtärken, indem er dadurch inſofern begünſtigt 
würde, als er die in ſtrafbarer Weiſe erlangte Ware 
für einen auf den Höchſtpreis herabgeſetzten Kaufpreis 
behalten dürfte. Somit find nach Sinn und Zuveck 
der Schleichhandels verordnung die gegen 
dieſe verſtoßenden Rechtsgeſchäfte gemäß 
8134 BGB. jedenfalls dann nichtig, wenn 
auf beiden Seiten bewußt durch Ausübung 
des Schleichhandels und durch Beihilfe dazn 
gegen die einſchlägigen Geſetze verſtoßen 
wird (vgl. auch RG. 98, 1, 293).“ 
IV. Wuchergerichtsverordnung vom 27. Nov. 1919. 
Baydbe Gs. 16. Dez. 1920 JW. 1921, 583. Das Saar- 
beckengebiet gilt für die Wuchergerichtsverordnung als 
Ausland. 
RG. V 1962/20 27. Mai 1921 22. 1921, 5097: Die 
Wuchergerichtsverordnung v. 27. Nov. 1919 gilt in den 
Rheinlanden. 


en ann 
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Kechtſprechung des Keichsfinanzhofs. 


(Band 6 der Amtlichen Sammlung.) 


Bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Kaufmann in Leipzig. 


Fortſetzung zu JW. 1921, 1151ff.; 1647ff. 


I. Teil. 
Allgemeines Steuerrecht. 


1. Neichsabgabenordnung. 


550. 88 1, 286 I Satz 1. 
nicdebt der 39. eine Anfechtungsentſcheidung auf, weil das LF A. 
icht zuſtändig geweſen iſt, ſo hat das Reich die Koſten zu tragen. 
8. 6. 21. Bd. 6, 317 IVa A 26/21. 


551. 8 4 
geſtattet nicht, 8 17 VK Abg. erweiternd dahin auszulegen, daß 
ad eine Kriegsſteuer, die von dem Erblaſſer des Abgabepflichtigen 
utrichtet wurde, abziehbar ſei. 
23. 7. 21. Bd. 6, 284 III A 86/21. 


552. § 5; GrunderwerbSt®. 8 5. 
Gr. 85 AO. findet Anwendung, wenn ſich der Eigentümer eines 
8 undſtücks einem andern bindend verpflichtet hat, das Grundſtück 
hun oder einem von ihm zu benennenden Dritten zu verkaufen und 
aufzulaſſen, darauf der andere ſeine Rechte an einen Dritten über⸗ 
Aut und nun zur Umgehung doppelter Grunderwerbſteuer unter 
Eubebung der früheren Vereinbarungen unmittelbar zwiſchen dem 
igentümer und dem Dritten ein neuer Vertrag abgeſchloſſen wird. 
5 2. In den Fällen des 55 GrErwStG. ift für die Bewertung nach 
Er gemeinen Werte die Zeit des Abſchluſſes des Veräußerungs⸗ 
eſchafts maßgebend. 

24. 6. 21. Bd. 6, 118 II A 64/21. 

553. 813 II, 8 169 Satz 2, RNOG. 8 28. 
f Iſt das FA. gemäß 8 13 II AD. zur Vornahme der Veranlagung 
gewiſſen Fällen von einer vorgeſetzten Behörde angewieſen, jo 


n der zu Veranlagende zur Abgabe einer Steuererklärung ver⸗ 
Pilichter, 
5. 7. 21. Bd. 6, 250 1 A 91/21. 


554. 88 78, 223. 
Siehe Nr. 588 Bd. 6/243. 
555. 8 80 J. 
„Wirtſchaftliches“ Eigentum ſiehe zu 83 GrErw StG. Nr. 618. 
e 8 81. 
inwirkung des Friedensvertrages. Siehe Nr. 566 Bd. 6, 179; 
Ar 565 Bd. 6, 193. 
3557. f 137 II. 
Wert eines Geſchäfts im Ganzen. Siehe Nr. 611 Bd. 6, 162. 


558. 88 202, 283, 406, 418. 
ſum e Anordnungen der Finanzämter, die auf Grund dieſer Be⸗ 
ER ungen der 88 202, 406 in Steuerſtrafunterſuchungen erlaſſen 
„iſt nur nach Maßgabe des 8 418 AD. die Beſchwerde an das 


0 
V genen auch gemäß 8 283 AD. die Rechtsbeſchwerde an den 
8 en. 
9. 6. 21. Bd. 6, 116 III A 98/21 = J. W. 1921, 1106 


Spes 8 169. 
iehe Nr. 590 Bd. 6, 245. 
560. 8 228. 


ber net der 39. bei Ausübung feiner Befugnis, die Steuerſache 
Bei er Rahmen des Rechtsbeſchwerdebegehrens hinaus zugunſten des 
Ma 5 erdeführers rechtlich nachzuprüfen, daß die Steuer in höherem 
jo kan als es die Rechtsbeſchwerde geltend macht, ungerechtfertigt iſt, 
Rechten er nicht nur, ſondern muß auch, über den Rahmen der 
e eſchwerde hinausgehend, den der wirklichen Rechtslage ent⸗ 
fang m Zuſtand herbeiführen, alſo die Steuer im weiteren Um⸗ 
ſeſtſez uns verlangt ermäßigen oder zutreffendenfalls die Steuer⸗ 

2 60 gänzlich aufheben. 

6. 21. Bd 6 167/168, TA 46/21. 


561. 8 231 III u. 8 73 J. 

Für Entſcheidungen über Anträge auf Anerkennung eines Unter⸗ 
nehmens als gemeinnützig oder wohltätig iſt eine Rechtsmittelbeleh⸗ 
rung geſetzlich nicht vorgeſehen und auch förmliche Zuſtellung nicht 
vorgeſchrieben. Die Rechtsmittelfriſt wird auch dann in Lauf ge⸗ 
ſetzt, wenn die Entſcheidung eine Rechtsmittelbelehrung nicht enthält. 

5. 7. 21. Bd. 6, 351 IB 25/24. 
562. 8 240. 

Das Ergebnis einer Beweisaufnahme iſt zu den Unterlagen der 
Beſteuerung zu rechnen, die dem Steuerpflichtigen auf Antrag oder 
von Amts wegen mitgeteilt werden ſollen, ſoweit ſie dem angefoch⸗ 
tenen Beſcheide zugrunde liegen und ihre Mitteilung noch nicht er⸗ 
folgt iſt. In ihrer Nichtmikteilung kann ein weſentlicher Mangel 
des Verfahrens liegen. 

22. 6. 21. Bd. 6, 248, IVa 70/1 J. W. 1921, 1609 
563. 88 268 II, 269. 
Verfahrungsrügen müſſen vor Ablauf der Friſt zur Begründung 
der Rechtsbeſchwerde geltend gemacht werden. 
24. 6. 21. Bd. 6, 118, II A 64/21. 
564. 8 374. 
Siehe Nr. 568 Bd. 6, 222. 


2. Friedensvertrag. 


565. Art. 278; f 81 J. 

Die Steuerpflicht einer vor der Abtretung Nordſchleswigs ge⸗ 
nehmigten Kapitalerhöhung einer A®., die in Nordſchleswig ihren 
Sitz hat, wird durch die Abtretung nicht berührt; daß die Steuer 
erſt nach der Abtretung feſtgeſetzt iſt, ſteht nicht entgegen. 

12. 7. 21. Bd. 6, 193 II A 296/21. 
566. Friedensvertrag Art. 278, 297, 440. 

Die unbeſchränkte Abgabepflicht eines ehemaligen Reichsdeutſchen 
nach dem Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs iſt 
begründet, auch wenn er durch den Friedensvertrag die polniſche 
Staatsangehörigkeit erworben hat. 

Der Friedensvertrag enthält auch keine Beſtimmung, die der 
Geltendmachung der gemäß 8 81 AO. mit dem Stichtag entſtandenen 
Steuerſchuld entgegeunſteht. 

Insbeſondere gebietet Art. 278 FV. nur, vom Zeitpunkt des 
Erwerbes der neuen Staatsangehörigkeit an die alte als durch die 
neue zerſtört anzuerkennen und auf erſtere in Zukunft keine Hoheits⸗ 
akte mehr zu gründen. 

18. 5. 21. Bd. 6, 179 III A 60/1 J. W. 1921. 1619 U. 


3. Bürgerliches Geſetzbuch. 
567. 8426. 

Der Grundſatz, daß, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die Ge⸗ 
ſamtſchuldner im Verhältnis zueinander zu gleichen Anteilen ver⸗ 
pflichtet ſind, gilt auch für die geſamtſchuldneriſche Haftung aus 
ſteuerrechtlichen Verhältniſſen. 

8. 7. 21. Bd. 6, 171 II A 205/21. 


568. 83. 4. Steuernachſichtgeſetz. 


1. Der Vermögensſall tritt nicht ein, wenn bis zum Abſchluß des 
Veranlagungsverfahrens die Steuerbehörde von dem verſchwiegenen 
Vermögen Kenntnis erhalten hat, ſei es durch freiwillige Angabe 
des Pflichtigen, ſei es auf andere Weile . 

2. Das Veranlagungsverfahren iſt erſt abgeſchloſſen, wenn auch 
im Rechtsmittelverfahren neue Tatſachen für die Veranlagung nicht 
mehr vorgebracht und berückſichtigt werden können. 

3. Die Vorſchriften des 8 374 AD. über die fog. tätige Reue 
finden auf 8 3 Steuernachſicht G. keine Anwendung. 

27. 4. 21. Bd. 6, 222 III A 24/21 J. W. 1921, 16097 
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Il. Teil. 
Steuern vom Vermögen und vom Einkommen. 


1. Kriegsabgabegeſetz 1918. 
569. 8 17. 

Es ſollen die Kriegsſteuer und der Zuſchlag als Abſchlagszahlung 
auf die Kriegsabgabe angerechnet, nicht aber der die Kriegsabgabe 
N Betrag der Kriegsſteuer ſamt Zuſchlag zurückbezahlt 
werden. 

13. 7. 21. Bd. 6, 231 III A 130% 1 = JW. 1921 1617. 
570. $ 22, 24. 

Der Wert der Beteiligung an einer Geſellſchaft, deren Fortbeſtand 
durch ein nur auf Zeit beſtehendes Syndikat bedingt iſt, ſinkt allein 
durch den Zeitablauf. 

9. 6. 21. Bd. 6, 219 IA 71/21. 
571. 8 22 I, § 24 I; KStG. 1916 8 16. 

Eine Gewerkſchaft oder ſonſtige Geſellſchaft mit eigener Rechts⸗ 
perſönlichkeit, die an einer einfachen Kommanditgeſellſchaft beteiligt 
iſt, muß den Wert dieſer Beteiligung in ihrer Bilanz führen. Dem⸗ 
zufolge vermehren auch die unverteilten Gewinne der Kommandit⸗ 
geſellſchaft ihren Bilanzgewinn, inſoweit dieſe den Wert dieſer 
Beteiligung erhöht haben. 

25. 5. 21. Bd. 6, 88 TA 64/21. 

572. 842 
ſoll Neuveranlagungen nicht lediglich wegen einer anderen Rechts⸗ 
auffaſſung ermöglichen, ſondern nur auf Grund bisher unberück⸗ 
ſichtigt gebliebener, wenn auch nicht neuer und erſt nachträglich 
bekannt l er Tatſachen und Beweiſe. 

30. 6. 21. Bd. 6, 167 II A 270/21, ebenſo bereits 15. 4. 21. 
Bd. 5, 306 II A4 5/21 = JW. 1921, 1613 5. 


2. Kriegsabgabegeſetz 1919. 
573. 8 16 III; $ 22 III. 

Von erheblicher Bedeutung dafür, ob unter dem Abſchluß eines 
Dienſtvertrages ſich die Abſicht einer verſteckten Gewinnverteilung 
verbirgt, iſt regelmäßig das Verhältnis, in dem die Höhe der etwa 
zugeſagten feſten Vergütungen zu den Gewinnausſichten der Geſell⸗ 
ſchaft im Zeitpunkt des Abſchluſſes der Dienſtverträge ſtand. Waren 
die Vergütungen ſo hoch, daß ſie dauernd den zu erwartenden Ge⸗ 
winn vorausſichtlich voll oder zum größten Teile aufzehren mußten, 
ſo wird die Verſagung der Abzugsfähigkeit zu einem erheblichen 
Teile regelmäßig gerechtfertigt ſein. 

8. 7. 21. Bd. 6, 266 IA 60/21. 


3. Geſetz über eine Kriegs abgabe vom Vermögens ⸗ 
574. 8 2 zuwachs v. 10. 9. 1919. 


Einwirkung des Friedensvertrages. Siehe Nr. 566 Bd. 6, 179. 
575. 88. 

Nach Lage der Geſetzgebung kann bei der Ermittelung des Ver⸗ 
mögenszuwachſes ſowohl beim Anfangs⸗ wie auch beim Endvermögen 
nur der jeweilige Zeitgeldwert am Stichtage zugrunde gelegt werden 
und die in der Zwiſchenzeit eingetretene Geldentwertung und ihre 
Folge weder zu einer Hinaufſetzung der Werte des Anfangsvermögens 
noch zu einer Herabſetzung des Wertes des Endvermögens oder zu 
einer ſonſtigen Abminderung des Unterſchieds zwiſchen Anſangs⸗ und 
Endvermögen dienen 

20. 7. 21. Bd. 6/227 III A 123/21. 
576. 88 6, 15, 17; KAtG. 1916 88 3, 8. 

1. 8 4 N. geſtattet nicht, 817 Vi3KAbgG. erweiternd dahin aus⸗ 
zulegen, daß auch eine Kriegsſteuer, die von dem Erblaſſer des Ab⸗ 
gabepflichtigen entrichtet wurde, abziehbar ſei g 

2. Abgabepflichtiger Vermögenszuwachs des Erblaſſers iſt nach 
dem Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs, anders 
wie nach dem Kriegsſteuergeſetze, nur der den Betrag von 5000 4% 
überſteigende Zuwachs. 

23. 7. 21. Bd. 6, 284 III A 86/21 JW. 1921, 1616“. 
4. Erbſchaftsſtenergeſetz 1919. 
577. 8 20 J Ziff. 1 

Sind über die Auslegung einer letztwilligen Verfügung Zweifel 
nicht möglich, ſo iſt eine von den eingeſetzten Erben nach Annahme 
der Erbſchaft getroffene Vereinbarung über eine der teſtamentariſchen 
Erbfolge nicht entſprechende Geſtaltung ihrer vermögensrechtlichen 
Beziehungen für die Steuerbehörde auch dann nicht bindend, wenn 
die Vereinbarung ernſtlich gemeint und nicht zum Zwecke der Steuer⸗ 
umgehung getroffen iſt. Vielmehr bleibt für die Beurteilung der 
Erbanfallsſteuerpflicht das Teſtament maßgebend. 

5. 7. 21. Bd. 6, 341 In A 67/21 f 
578. 88 20, 22, 40; 8 4. 

Zur ſteuerrechtlichen Behandlung der Auflöſung der preußiſchen 
Familienfideikommiſſe. 

Gutachten 23. 6. 21 Bd. 6, 292 1 D 1/21 JW. 1921, 15581. 


Der 1. Sen. des WO. hat folgendes Gutachten erſtattet: 
1. auf Grund des ErbſchStcg. iſt eine Steuerpflicht des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers, der bei der jog. freiwilligen Auflöſung freier Eigen⸗ 


tümer des Fideikommißvermögens wird, regelmäßig nicht gegeben. 
Nur wenn ausnahmsweiſe bei der Faſſung des Familienſchluſſes 
eine freigebige Zuwendung an ihn im Willen der den Schluß faſſen⸗ 
den Familie lag und auch tatſächlich erfolgt iſt, iſt Schenkungsſteue 
auf Grund des § 40 1 Satz 2 Erbſch StG. in Hohe feiner Bereich 
rung, und zwar nach den Sätzen der Klaſſe VI des 8 26 Erbſch ste: 
zu entrichten; 3 
2. das gleiche gilt bezüglich der bei der freiwilligen Auflöſung 
den Anwärtern zugeſprochenen Abfindungen; * 
3. bei der freiwilligen allmählichen Auflöſung und bei der Zwangs 
auflöfung hat derjenige Folger, in deſſen Hand das Vermögen frei 
wird, nur die Nießbrauchſteuer zu zahlen; . 
4. die Errichtung von Stiftungen durch die Auflöſungsbehörden 
innerhalb des Auflöſungsverfahrens fällt nicht unter 8 40 II Ziff. 9 
Erbſch t. 
JW. 1921, 1558 1. 
579. 833 Ziff. 4 0. 1 
Verpflegung im Sinne dieſer Befreiungsvorſchrift iſt nicht glei) 
Beköſtigung, ſondern umfaßt auch die körperliche Pflege und Auf 


wartung. 
5. J. 21. Bd. 6, 252 Is A 74½1. 


580. 8 40 III Satz 1. 2 
Steuerrechtlich unterliegt die Frage, ob eine Ausſtattung als 
Schenkung anzuſehen iſt, einer anderen Beurteilung als nach $ 162% 
BGB. Im Sinne des ErbStG. gelten Ausſtattungen, die Ab“ 
kömmlingen zur Einrichtung eines angemeſſenen Haushalts gewährt 
werden, nicht als Schenkung. Iſt die Ausſtattung nicht für die 
Einrichtung eines angemeſſenen Haushalts beſtimmt, ſo iſt ſie als 
eine der Schenkung ſteuerrechtlich gleichgeſtellte freigebige Zuwendung 
anzuſehen, ſoweit der Bedachte durch ſie auf Koſten des Zuwendenden 
bereichert wird. 
26. 3. 21. Bd. 6, 347 I B 68/22 pgl. 9. 6.21 = JW. 1922, 
3335 La A 59/21. 


581. 840 I Satz 2. 

In der angemeſſenen Ausſtattung eines Sohnes (§ 1624 00. 
iſt eine freigehige Zuwendung unter Lebenden zu erblicken, die, wenn 
ſie nicht zur Einrichtung eines angemeſſenen Haushalts gewährt 
iſt, der Schenkungsſteuer unterliegt. 

9. 6. 21. Bd. 6, 183 Ia A 45/21. 


582. 872 II Satz 1. 

War der Kurswert der zugewendeten Reichsſchuldbuchforderung 
beim Inkrafttreten des Erbſchaftsſteuergeſetzes 1919 niedriger als ant 
Tage der Zuwendung, ſo iſt die Schenkungsſteuer aus dem niedrigeren 
Kurswert beim Inkrafttreten des Erbſchaftsſteuergeſetzes 1919 zu be⸗ 
rechnen. Der Wert eines auf dem Gegenſtande der Zuwendung 
laſtenden Nießbrauchs iſt nicht nach den Vorſchriften des Erbſchafts“ 
ſteuergeſetzes 1906, ſondern nach den neuen Vorſchriften zu ermitteln. 

30. 6. 21 Bd. 6. 281 Ia A 40/1 JW. 1921 1624 


5. Kapitalertrags ſteuergeſetz. 
583. 82. 

Seit dem Inkrafttreten der VO. des RF M. v. 29. Aug. 1920 
(RStBl. 593), nämlich ſeit dem 15. Sept. 1920, können allgemeine 
Befreiungsanträge zwar bezüglich der im 8 2 Abſ. 1 Nr. 1 Ziff. 3 
und Nr. II aufgeführten Kapitalanlagen geſtellt werden, aber für DIE 
im 8 21 Nr. I Ziff. 1 und 2 genannten Kapitalanlagen darf auch 
nach dieſem Zeitpunkt die Befreiung nur im Wege der Erſtattung 
auf Einzelanträge erfolgen. 

9. 6. 21. Bd. 6, 212, TA 16/21. 


584. 8§ 2 Abſ. 1 1 Ziff. 2. 5 
Die Schatzanweiſungen des Hamburgiſchen Staates ſtellen ſich nicht 

als Anleihen i. S. des 8 2 Abf. 11 Ziff. 2 KapEıtrStG,, jonbert 
als Anweiſungen einſchließlich der Schatzwechſel i. S. der Züff. 
daſelbſt dar. Ihre Erträge find daher in der Hand einer Sparkaſſe 
ſoweit die Vorausſetzungen des 8 3 Abſ. 1 Ziff. 3 erfüllt find, auch 
dann von der Kapitalertragſteuer befreit, wenn die Sparkaſſe Die 
Schatzanweiſungen erſt nach dem 1. Okt. 1919 erworben hat. 

12. 7. 21. Bd. 6, 256 TA 3/21. 


585. 9 3 1 Ziff. 2 b. 

Dieſe Befreiungsvorſchrift kann zu einer Befreiung eines Unter“ 
nehmens, deſſen Zweck grundſätzlich nur die Förderung der Jutereſſen 
von Ausländern iſt, nicht dienen. 5 

Der Umſtand, daß ein an ſich nicht als gemeinnützig oder wohl 
tätig int Sinne des Geſetzes anzuerkennender Zweck bei ſeiner Ver 
wirklichung gleichzeitig den deutſchen Intereſſen förderlich iſt, zei 
nicht aus, um die Befreiungsvorſchrift anwendbar zu machen. 

12. 7. 21. Bd. 6, 260 TA 95/21. 


586. 8 3 I Ziff. 2 Buchſt. b. 
Auch die Sterbe⸗ und Witwenkaſſe einer Innung kann unter UM“ 
ſtänden Steuerfreiheit beanſpruchen. 
14. 6. 21. Bd. 6, 216 TA 48/21. 


= 
a 


. 
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587. 8 3 II. 
di Wird ein vor dem 1. Okt. 1919 erworbenes Wertpapier nach 
ieſem Zeitpunkt veräußert und durch ein anderes Wertpapier, wenn 
auch von gleichem Werte, erſetzt, ſo liegt eine neue Kapitalanlage 
vor, die die Anwendung der Befreiungsvorſchrift ausſchließt. Der 
Beſitz eines Wertpapiers als Kapitalanlage im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt ſchon dann gegeben, wenn nur ein Recht auf ſeine Liefe⸗ 
rung und ſeine Erträge begründet worden iſt. 
23. 6. 21. Bd. 6, 202, LA 69/21. 
588. 83 III. 
du Beſcheide, die Erſtattungs⸗ oder Vergütungsanſprüchen ſtattgeben, 
en nur unter den Vorausſetzungen des 8 78 AD. zurückgenommen 
rden. 
14. 6. 21. Bd. 6, 243 TA 39/21. 


589. 8 3; 88 223, 264. 

Bezieht ſich das Begehren der Befreiung von Kapitalertragſteuer 
auf bereits entrichtete Steuerbeträge, ſo iſt eine Vorentſcheidung 
über den Grund des Erſtattungsanſpruchs zuläſſig. 

14. 6. 21. Bd. 6, 194 1 A 41/21. 


6. Notopfer. 
590. 8 28 II. 


Zu den Abgabepflichtigen im Sinne dieſer Beſtimmung gehört 
jeder, bei dem nach Ermeſſen des FA. die Möglichkeit der Abgabe⸗ 
pflicht für das Reichsnotopfer gegeben iſt. Das FA kann die Steuer⸗ 
erklärung auch fordern, wenn rechtliche Zweifel bezüglich der Steuer⸗ 
licht beſtehen. 

25. 5. 21. Bd. 6, 245 TA 50/21. 


III. Teil. 
Verkehrsſteuern. 


1. Umſatzſteuergeſetz 1918. 

591. 88 1, 6. 
„Die Tatigkeit eines im Genoſſenſchaftsweſen wirkenden Reviſions⸗ 
verbandes (88 54 ff. Genoſſenſchafts GG. v. 14. Juni 1898) iſt nicht als 
Ausfluß der öffentlichen Gewalt anzuſehen, ſondern als eine, wenn 
3 im öffentlichen Intereſſe erfolgende privatwirtſchaftliche Be⸗ 
ätigung. Die Beiträge, die die Genoſſenſchaften dem Verbande zur 
Deckung der Reviſionskoſten entrichten, ſind, abgeſehen von den 
Fällen, in denen ſie in den Einnahmen des Verbandes nur als 
durchlaufende Poſten in Betracht kommen, umſatzſteuerpflichtig. 

24. 6. 21. Bd. 6, 93 II A 223,21. 


592. 82 Ziff. 1. 

ieferung ins Ausland liegt vor, wenn der inländiſche Verkäufer 
auf Veranlaſſung des im Inland wohnhaſten oder fh aufhaltenden 
L ufers die verkauften Gegenſtände an einen Empfänger ins Aus⸗ 
and verſendet. 

17. 6. 21. Bd. 6, 129 II A 120/21. 


598. f 2 Nr. 1. 
| Der Verkauf von Bunkerkohle, die holländiſche Dampfer in Deutſch⸗ 
and für ihren Bedarf an Bord nehmen, iſt kein Umſatz ins Ausland. 
17. 6. 21. Bd. 6, 106 II A 800/21 JW. 1921 1625 16. 


594. 83 Nr. 2. 
de. Bar Anerkennung als gemeinnütziges Unternehmen genügt, daß 
Re Nutzen der Allgemeinheit zufällt, wenn er auch zunächſt einem 
anderen Unternehmen erwächſt, das ſeinerſeits gemeinnützige Zwecke 
St (vgl. Bd. 5,79 Nr. 510 dieſer Zuſammenſtellung). 

13. 7. 21. Bd. 6, 231 III A 130/21. 


2. Umſatzſtenergeſetz 1919. 
595. 81. 
h Daß ein Privatlehrer nach dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte 
erſicherungspflichtig iſt, ſteht ſeiner Umſatzſteuerpflicht nicht entgegen. 
7. 6. 21. Bd. 6, 87 II A 279% JW. 1921, 1124. 


596. 81,82 Nr. 2, 4. 
Br Eine allgemeine Befreiung bankmäßiger Geſchäfte jeder Art von 
r Umſatzſteuer beſteht nicht. 
weift Das entgeltlich gewerbsmäßige Inkaſſo von Wechſeln, An⸗ 
untſungen; Schecks, Effekten, Rechnungen und Quittungen im Nanten 
mäß für Rechnung des Berechtigten ſowie das entgeltlich gewerbs⸗ 
gige Effektendepotgeſchäft iſt umſatzſteuerpflichtig. 

e Vermietung zimmerartiger, mit eingebauten Schränken und 
en, wennſchon ohne Schließfächer, verſehenen Treſors iſt um⸗ 
ſteuerpflichtig. Die Befreiung nach g 2 Nr. 4 greift nicht Plaz. 

20. 9. 21. Bd. 6, 338 II A 247/21. 


597. 88 1, 8, 25, 28; AusfBeſt. dazu 8 86 III. 
Beben nach Abſchaffung des Trinkgeldes im Gaſthofgewerbe übliche 
5 lenungszuſchlag iſt umſatzſteuerpflichtig für den Wirt, ganz gleich, 
fap ie Angeſtellten ein feſtes Gehalt oder einen beſtimmten Prozent⸗ 

der Rechnung erhalten. 

8. 6. 21. Bd. 6, 84 II A 283/21. 


Gabs 8 2 r. 1. 
werfgspan Kohlenſyndikate, beim Roheiſenverband und beim Stahl⸗ 
die sverbande können die Zechen, Werke uſw. wegen der Lieferungen, 
me Verbände ins Ausland ausführen, die Umſaßzſteuerfreiheit 
Zeche Paragraphen beanſpruchen, wenn die Erzeugniſſe von den 
N n, Werken uſw. im eigenen Namen verſandt werden. Verſenden 
haben den und Werke die Erzeugniſſe im Namen des Verbandes, ſo 
des au die Zechen und Werke unbeſchadet des dem Verbande nach 8 4 
richten bos zuſtehenden Vergütungsanſpruchs die Umſatzſteuer zu ent⸗ 
ſächlich Das gleiche gilt, falls die Zechen und Werke zunächſt tat- 
nimmt E und dieſer die Erzeugniſſe auf Lager 
Murer ſpäter ausführt. 
chten vom 8.7.21. 80.6, 126 II D 1/21. 


599. 8 8 Ziff. 3. 
Entſcheidungen über Anerkennung eines Unternehmens als gemein⸗ 
nützig oder wohltätig brauchen keine Rechtsmittelbelehrung zu ent⸗ 
halten. Siehe Nr. 561 8 231 III AO. 


600. 8 3 Ziff. 3. 
Veterinärkliniken können ausſchließlich gemeinnützige Unterneh⸗ 
mungen im Sinne dieſer Vorſchriſt ſein. 
15. 7. 21. Bb. 6, 322 IB 66/21. 


601. 8 3 Ziff. 3. a 
Privatſchulen können in Ausnahmefällen als ausſchließlich gemein⸗ 

nützig anerkannt werden. Im vorliegenden Falle reichfen die Schul⸗ 
gelder zur Unterhaltung der Schule nicht aus und blieben hinter den 
Schulgeldern von Schulerwerbsunternehmungen zurück; auch war die 
Schulvorſteherin auf feſtes Gehalt geſtellt. Deshalb wurde Gemein⸗ 
nüßigfeit angenommen. 

5.7.21. Bd. 6, 324 IB 145/21. 


602, § 3 Nr. 3. 

Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit einer Gmbö., die die Ver⸗ 
ſorgung der minderbemittelten Bevölkerung mit billigem Hausrat be⸗ 
zweckt, wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß das Unternehmen ein⸗ 
zelnen Geſellſchaftern die Aufrechterhaltung ihrer Betriebe erleichtert. 
Letzteres iſt die natürliche Folge jeder Übernahme von Mehrliefe⸗ 
rungen, braucht aber nicht der Zweck des gemeinnützigen Unter⸗ 
nehmens zu ſein. 

8. 7. 21. Bd. 6, 325 IB 192/21. 


603. 83 Nr. 3. AusfBeſt. § 10 Abſ. I Satz 6. 

Darin, daß der Geſellſchaftsvertrag einer Kriegsgeſellſchaft für 
den Fall ihrer Auflöſung vorſieht, ein etwa verbleibender Reſt des 
Geſellſchaftsvermögens ſolle der Reichskaſſe zufallen, iſt eine Sicher⸗ 
ſtellung der Verwendung dieſes Vermögeusreſtes für gemeinnützige 
oder wohltätige Zwecke nicht zu finden. 

28. 7. 21. Bb. 6, 328 IB 194/21. 


604. 83 Nr. 3. 

Die Übernahme der Leitung von Kindergärten durch ein Kloſter 
kann als gemeinnützig auch dann anerkannt werden, wenn die 
Kindergärten zwar von Gemeinden eingerichtet und unterhalten, aber 
von Schweſtern geleitet werden, die ein Kloſter den Gemeinden zur 
Leitung der Kindergärten gegen Entgelt zur Verfügung ſtellt. 

81. 8. 21. Bd. 6, 332 1 B 289/21. 
605. 83 Ziff. 3. 

Die Anerkennung eines Unternehmens als gemeinnützig ift nicht 
davon abhängig, daß die Empfänger der gemeinnützigen Leiſtungen 
den minderbemittelten Volkskreiſen angehören oder unterſtützungs⸗ 
bedürftige Perſonen ſind. 

8. 7. 21. Bd. 6, 348 IB 68/21. 
606. 83 Nr. 3. 

Eine von einer Gemeinde unterhaltene Kindermilchanſtalt, deren 
ausſchließlicher Zweck auf Verſorgung der Kinder aller Kreiſe der 
Bevölkerung mit geſundheitlich einwandfreier Kindermilch gerichtet 
iſt, iſt ein gemeinnütziges Unternehmen, wenn die Entgelte für dieſe 
Milch hinter den ſonſt bei auf Erwerb abzielenden Privatanſtalten 
üblichen Entgelten zurückbleiben. 

23. 6. 21. Bd. 6, 240 IB 56/21. 


607. 8 3 Ziff. 3. 

1. Bei Krankenanſtalten wird durch das Beſtehen verſchiedener 
Verpflegungsabteilungen (Verpflegungsklaſſen) die unbeſchränkte An⸗ 
erkennung der Gemeinnützigkeit des ganzen Unternehmens nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 

2. Die Vorſchrift im letzten Satze des Abſ. 2 des 8 10 AusfBeſt. 
zum UmfSt®. 1919, die die Anerkennung der Gemeinnützigkeit von 
Krankenhäuſern nur auf die den Minderbemittelten gewährten 
Leiſtungen beſchränken will, verkennt den Begriff der Gemeinnigig- 
keit und iſt daher nicht rechts verbindlich. 

14. 6. 21. Bd. 6/100 I B 35/20. 
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608. $3 Ziff. 3. 

Die Anerkennung eines ſtädtiſchen Theaters als ausſchließlich ge⸗ 
meinnütziges Unternehmen erſtreckt ſich auch auf den Verkauf von 
Theaterzetteln, Aufbewahrung der Garderobe, Verleihung von Opern⸗ 
gläſern; dagegen nicht auf die Verpachtung des Reſtaurationsbetriebs. 

15. 7. 21. Bd. 6, 290 IB 273/21. 


609. § 3 Ziff. 3. 

Der entgeltlichen Abgabe des Obſtes aus ſtädtiſchen Obſtanlagen 
an die minderbemittelte Bevölkerung muß die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit verſagt bleiben, wenn der Verkauf im Wege der 
Verſteigerung zum Höchſtgebot erfolgt. 

8. 7. 21. Bd. 6, 274 IB 182/21. 


610. 8 19. 

Ein Unternehmer, der ein Motorrad mit einem Beiwagen ledig: 
lich verſchraubt hat und in dieſer Zuſammenfügung weitergibt, kaur 
nur wegen dieſer Verarbeitung nicht als Herſteller eines neu ent- 
ſtandenen Gegenſtandes erachtet werden. 

5. 7. 21. Bd. 6, 242 II A 285/21. 


3. Neichsſtempelgeſetz. 
611. Nr. I Aa. 

Der Wert des Geſchäfts als Ganzes iſt nicht gleich der Summe 
ſeiner einzelnen Betriebsgegenſtände, losgelöſt vom Betriebe bewertet, 
ſondern kann dieſe überſteigen oder dahinter zurückbleiben. Bei 
Bewertung eines in eine Aktiengeſellſchaft eingebrachten Geſchäfts iſt 
demgemäß eine ihm auferlegte öffentlich⸗rechtliche Betriebseinſchrän⸗ 
kung (Malzkontingent einer Brauerei) als vermindernd zu berück⸗ 
ſichtigen. 

30. 6. 21. Bd. 6, 162 II A 270/21. 
612. TNr. 1 A b. 

Zu den neben der Stammeinlage übernommenen Leiſtungen kann 
auch die Eröffnung eines Kontokorrentverkehrs unter Kreditgewährung 
gehören. Der Wert einer ſolchen Leiſtung entſpricht nicht dem Höchſt⸗ 
detrage des in Anſpruch genommenen Kredits, ſondern iſt unter 
Berückſichtigung aller Umſtände frei zu ſchätzen. 

5. 7. 21. Bd. 6, 156 II A 309/21. 


613. Mr. 1 A b und d, 58 1 a 8 5. 

1. Die von Geſellſchaftern einer GmbH. im Geſellſchaftsvertrag 
übernommene Verpflichtung, den Kapitalbedarf der Geſellſchaft durch 
Darlehen zu decken, iſt bei dem Errichtungsſtempel zu berückſichtigen; 
der Wert iſt nach 85 RStempch. nach den Zwecken der Geſellſchaft 
zu beſtimmen. 

2. Stellt ſich der Geſellſchaftsvertrag als Bargründung dar, wird 
er aber durch einen zweiten notariellen Vertrag ſo ergänzt, daß 
wirtſchaftlich und ſteuerrechtlich eine Nachgründung anzunehmen iſt, 
ſo ſteht der Umſtand, daß der zweite Vertrag nicht zum Handels⸗ 
regiſter angemeldet iſt, der Beſteuerung nicht entgegen. 

30. 6. 21. Bd. 6, 150 II A 229/21. 


614. Mr. I Ad. 

Ein dem Wortlaut nach die überlaſſung von Aktien gegen Bar⸗ 
zahlung genehmigender Generalverſammlungsbeſchluß einer Aktien⸗ 
geſellſchaft enthält in Wirklichkeit die Genehmigung eines Ein⸗ 
bringungsvertrages, wenn die Generalverſammlung einem Abkommen 
hat zuſtimmen wollen, das ſich rechtlich als Einbringung darſtellt 
und nur falſch bezeichnet iſt. 


615. TNr. 5. 

Offentlichkeit der Ausſpielung liegt vor bei der anläßlich des Ball⸗ 
feſtes eines Vereins beranftalteten Tombola, wenn zu dem Feſte 
die Teilnahme durch Löſung von Eintrittskarten auch Perſonen er⸗ 
möglicht iſt, die zwar die Einführung durch ein Mitglied des Vereins 
nachweiſen müſſen, im übrigen aber weder zu dem Verein noch 
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IV. Teil. 
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untereinander in einer Beziehung ſtehen, die der Teilnahme einen 
geſchloſſenen Charakter zu geben geeignet iſt. 
17. 6. 21. Bd. 6, 9 II A 179/21. 
616. 8 7 V und Tr. 4a Spalte 4. 2 
1. Die Stempel aus Nr. 1 A a und aus Tr. 4a RStempd- 
(Errichtungs⸗ und Schlußnotenſtempel) ſind gegebenenfalls neben“ 
einander zu erheben. j 
2. Wird das Stammkapital einer Aktiengeſellſchaft nicht voll ein 
gezahlt, ſo iſt der Schlußnotenſtempel für die übernahme der jungen 
Aktien durch die erſten Erwerber nur von dem eingezahlten Betrage 
zu berechnen. 
24. 6. 21. Bd. 6, 132 II A 176/21 JW. 1921, 1112 
617. § 14 II. 7 
Die Anwendung dieſer Befreiungsvorſchrift iſt verſagt worden AR 
enem Falle, in dem von einer in Höhe von 2000000 % geplanten 
Anleihe 283 000 % zum Umtauſch älterer Teilſchuldverſchreibungen 
verwendet worden find, für die eine andere kürzere Tilgungsfriſt NET 
und eine andere nunmehr zum Erlöſchen kommende hypothekariſche 
Sicherheit beſtellt war als für die neue Anleihe. 
30. 6. 21. Bd. 6, 148 II A 230/21. 


4. Grunderwerbſteuergeſetz. 


618. § 3; AO. 8 80 J. 
Grundbuchmäßige Eintragung iſt nicht Vorausſetzung; es genügt 

wirtſchaftliches Eigentum. Abſchluß des Kaufvertrages und 
Beſitzübertragung genügen jedoch zur Begründung des wirtſchaftlichen 
Eigentums noch nicht; es müſſen andere Umſtände hinzutreten, die 
ergeben, daß der Erwerber berechtigt ſein ſolle, wie ein Eigentümer 
über das Grundſtück zu ſchalten und zu walten. Von Bedeutung 
iſt unter anderem, ob der Kaufpreis bereits gezahlt iſt. 

20. 9. 21. Bd. 6, 334 II A 269/21. 

619. 8! 5. \ 

Grundſtückskäufe, die jemand als Käufer abſchließt, „handelnd im 
mündlichen Auftrage eines Dritten, den er ſpäter benennen wird” 
find im Zweifel dahin zu verſtehen, daß die Mittelsperſon ſelbſt 
zum Erwerbe berechtigt ſein ſoll mit der Befugnis, an ihrer Stelle 
jemand anders als Käufer zu bezeichnen. 

8. 7. 21. Bd. 6, 198 II A 191, 192/21 JW. 1921, 1376“. 
620. § 8 I Nr. 10. * 

Als eine öffentliche Erholungsanlage im Sinne dieſer Vorſchriſt 
kann ein von einer Ortskrankenkaſſe errichtetes allgemeines Er⸗ 
holungsheim nicht angeſehen werden. 

26. 4. 21. Bd. 6, 340 II A 151/21. 
621. 88 12, 17, 20. 1 

1. Der Grundſatz, daß, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die 
Geſamtſchuldner im Verhältnis zueinander zu gleichen Anteilen ber” 
pflichtet ſind, gilt auch für die geſamtſchuldneriſche Haftung aus 
ſteuerrechtlichen Verhältniſſen. 

2. Zum Veräußerungspreiſe gehört die vom Käufer im Kauſ⸗ 
vertrag übernommene Grunderwerbſteuer zur Hälfte. Nicht zum Ver⸗ 
äußerungspreiſe gehören die vom Käufer übernommenen Koſten der 
im 8 449 BGB. bezeichneten Art, einſchließlich öffentlich rechtlicher 
Gebühren und Auslagen. 

3. Hat der Käufer im Kaufvertrag die Grunderwerbſtener neben 
dem Kaufpreis übernommen, ſo iſt die Grunderwerbſteuer nach einem 
Betrage zu berechnen, der nach Abzug der Hälfte der davon zu ent 
richtenden Grunderwerbſteuer den Betrag des Kaufpreiſes ergibt 

8. 7. 21. Bd. 6, 171 II A 205/21. 
622. $ 15. 9 

Der Übergang des Eigentums eines Grundstücks, das auf den 
Namen einer OHG. eingetragen iſt, auf die Geſellſchafter unterliegt 
der Grunderwerbſteuer micht. 

7. 6. 21. Bd. 6, 113 II A 105/21. 


Verbrauchsabgaben und Zölle. 


1. Kohlenſteuergeſetz. 
623. 85 L 8 8 1. 

1. Kokereien und Steinkohlenbrikettfabriken gehören nicht zu den 
im Kohlen Steuergeſetze genannten Aufbereitungsanlagen. 

2. Als Teil des Gegenwerts, den eine dem Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 
Kohlenſyndikate angehörende Zeche für dem Syndikat im Mai 1920 
gelieferte Kohlen erhalten hat, gelten auch die behördlich feſtgeſetzten, 
als ſoziale Auflage (Abgabe) bezeichneten Zuſchläge für die Er⸗ 
richtung von Bergmannswohnungen und für die Beſchaffung von 
Lebensmitteln für Bergarbeiter. 

Die Zuſchläge ſind bei Berechnung der Steuer nicht abzuziehen. 

6. 7. 21. Bd. 6, 276 IVa A 99/20. 
624. 881. 

Die in den Kohlenverkaufspreis eingerechnete Ausfuhrabgabe, die 

für die (Bewilligung der) Ausfuhr von Kohle erhoben wird, darf 


bei Berechnung der Kohlenſteuer von dem Verkaufspreis in Abzug 
gebracht werden. 
8. 6. 21. Bd. 6, 237 IVa A 91/20 = JW. 1921, 1625. 


2. Geſetz über das Branntwein monopol. 


625. 88 1, 11, 12, 144—149, 155, 158, 161—164, 1921 
e een zum Geſetz über das Branntweinmonopol 88 
und 6. 0 
An der im Urteile v. 8. Jan. 1921 IVa A 104, 20 (RF. 4, 211 
ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung wird feſtgehalten. Danach iſt 
Freigeld, das auf Grund des Geſetzes über das Branntweinmonobs 
v. 26. Juli 1918 (RoBl. 887) erhoben wird, keine Steuer 1. f 
des § 1 AO. 

8. 6. 21. Bd. 6, 316 IVa A 26/21. 


für die (Bewilligung ber) hr eee 
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